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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
 

Bekanntmachung 

des Ministeriums des Innern
 

betreffend die Festlegung 

der Bildungsvoraussetzungen und von 


Besonderheiten der hauptberuflichen Tätigkeit
 
nach den §§ 36 und 37 der Laufbahnverordnung 


(BekLbesFR)
 

Vom 18. Oktober 2012 

Auf Grund des § 38 der Laufbahnverordnung (LVO) vom 
16. September 2009 (GVBl. II S. 622) gibt das Ministerium des 
Innern Folgendes bekannt: 

Für die in der Anlage 2 der Laufbahnverordnung genannten 
Laufbahnen besonderer Fachrichtung werden folgende Bil­
dungsvoraussetzungen sowie Besonderheiten der haupt­
beruflichen Tätigkeit festgelegt: 

a)	 Laufbahnen besonderer Fachrichtungen des mittleren 
Dienstes 

Nr. Laufbahn Berufe, Berufsabschlüsse, besondere Voraussetzungen 

1. Krankenpflegedienst bei den Justiz­
vollzugsanstalten 

Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und Krankenpfleger 

2. Dienst in der Lebensmittelüberwachung Staatlich anerkannte Lebensmittelkontrolleure; 
hauptberufliche Tätigkeit ausschließlich im öffentlichen Dienst 

3. Technischer Dienst Facharbeiter, Handwerksmeister und Industriemeister in ihrem jeweiligen 
Beruf, Technischer Assistent in der jeweiligen Verwendungsrichtung sowie 
staatlich geprüfter bzw. staatlich anerkannter Techniker in der jeweiligen 
Verwendungsrichtung 

4. Werkdienst bei den Justizvollzugsanstalten Meisterprüfung oder gleichwertiger Abschluss in Verbindung mit einer 
Ausbildereignungsprüfung in der jeweiligen Fachrichtung 

b) Laufbahnen besonderer Fachrichtungen des gehobenen 
Dienstes 

Nr. Laufbahn Berufe, Berufsabschlüsse, besondere Voraussetzungen 

1. Archivdienst Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger 
Hochschulabschluss der Fachrichtungen Archivwissenschaften und 
Archivwesen 

2. Bibliotheksdienst Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger 
Hochschulabschluss der Fachrichtungen Bibliothekswissenschaften und 
Bibliothekswesen 

3. Bautechnischer Dienst Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger 
Hochschulabschluss der Fachrichtung Bauingenieurwesen, Hochbau, Tief- 
und Straßenbau, konstruktiver Ingenieurbau, Städtebau, Architektur und 
Maschinen- und Elektrotechnik; hauptberufliche Tätigkeit ausschließlich im 
öffentlichen Dienst 

4. Dienst in der Denkmalpflege und im 
Denkmalschutz 

Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger 
Hochschulabschluss nach näherer Bestimmung der Laufbahnordnungsbehörde 
im Einvernehmen mit dem für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zustän­
digen Ministerium 
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Nr. Laufbahn Berufe, Berufsabschlüsse, besondere Voraussetzungen 

5. Forstwirtschaftlicher, landwirtschaftlicher 
und gartenbaulicher Dienst 

Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger 
Hochschulabschluss der Fachrichtungen Forstwirtschaft, Forst- und 
Holzwirtschaft, Wald- und Forstwirtschaft, Gartenbau, Landbau, Land­
schaftspflege, Landnutzung, Landwirtschaft und Agrarwirtschaft 

6. Dienst als Informatiker Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger 
Hochschulabschluss der Fachrichtungen Informatik, Wirtschaftsinformatik, 
Kybernetik und Mathematik 

7. Pädagogischer Dienst bei Justizvollzugs­
einrichtungen 

Befähigung für den allgemeinbildenden Unterricht der Sekundarstufen I 
oder II oder der sonderpädagogischen Förderung mit Erster und Zweiter 
Staatsprüfung oder vergleichbare Abschlüsse; hauptberufliche Tätigkeit 
ausschließlich im Justizvollzug 

8. Prüfungsdienst im Geschäftsbereich 
des Landesrechnungshofes 

Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger 
Hochschulabschluss der Fachrichtungen Wirtschaftswissenschaften, 
Rechtswissenschaften, Wirtschaftsrecht (Wirtschaftsjurist), Bauingenieur-
wesen (Hoch- und Tiefbau) sowie weitere Fachrichtungen nach näherer 
Bestimmung der Laufbahnordnungsbehörde im Einvernehmen mit dem für 
das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium 

9. Raumordnungsdienst Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger 
Hochschulabschluss der Fachrichtungen Bauingenieurwesen, Landespflege, 
Landnutzung, Raumplanung, Landschaftsbau, Städtebau, Architektur und 
Wasserwirtschaft 

10. Sozialer Dienst Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule der Fachrichtungen Soziale 
Arbeit und Sozialarbeit/Sozialpädagogik einschließlich einer integrierten 
Praxisausbildung oder gleichwertiger Hochschulabschluss sowie gleichwer­
tige Abschlüsse nach näherer Bestimmung der Laufbahnordnungsbehörde im 
Einvernehmen mit dem für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständi­
gen Ministerium; staatliche Anerkennung nach dem Brandenburgischen 
Sozialberufsgesetz; hauptberufliche Tätigkeit im öffentlichen Sozialdienst 
oder in vergleichbaren Tätigkeiten außerhalb des öffentlichen Sozialdienstes 

11. Technischer Dienst in der Bergverwaltung Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger Hoch­
schulabschluss der Fachrichtungen Bergbau, Bergvermessung, Markscheide­
wesen, Geomatik, Geodäsie, Geotechnik und Bergbau, Geotechnik und ange­
wandte Geologie, Energie- und Rohstoffversorgungstechnik, Rohstoffinge­
nieurwesen (Mineral Resources Engineering), Geoingenieurwesen, Steine 
und Erden, Bergbau und Technische Betriebswirtschaft, Environmental and 
Resource Management, Euro Hydro-Informatics and Water Management, 
Landnutzung und Wasserbewirtschaftung, Umweltingenieurwesen, 
(Umwelt-) Verfahrenstechnik, Verfahrenstechnik/Prozess- und Anlagen­
technik, Elektrotechnik, Maschinenbau, Geowissenschaften, (Angewandte) 
Geologie, Mineralogie, Geographie, (Geo-) Physik, Chemie, Bauingenieur-
wesen, Agrarwissenschaften und Forstwirtschaft 

12. Technischer Dienst in der Umwelt­
verwaltung 

Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger Hoch­
schulabschluss der Fachrichtungen Umweltingenieurwesen, Umwelttechnik, 
(Umwelt-) Verfahrenstechnik, Umweltschutz (-technik), Biotechnologie, 
Energietechnik, Chemietechnik, Versorgungs- und Entsorgungstechnik, 
Umwelt-, Hygiene- und Sicherheitstechnik, Umweltmanagement sowie 
Abfallwirtschaft und Altlasten 

13. Wirtschaftsverwaltungsdienst Bachelorgrad, Diplomgrad einer Fachhochschule oder gleichwertiger Hoch­
schulabschluss der Fachrichtungen Betriebswirtschaftslehre, Wirtschafts­
ingenieurwesen und Wirtschaftsrecht (Wirtschaftsjurist) 
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c)	 Laufbahnen besonderer Fachrichtungen des höheren 
Dienstes 

Nr. Laufbahn Berufe, Berufsabschlüsse, besondere Voraussetzungen 

1. Dienst als akademischer Rat Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss in dem 
Fachgebiet, in dem die Dienstaufgaben auszuüben sind oder eine entspre­
chende Lehramtsbefähigung; hauptberufliche Tätigkeit von mindestens drei 
Jahren entsprechend der Vorbildung 

2. Archivdienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Archivwissenschaften und Archivwesen sowie anderer geeigneter 
Fachrichtungen mit zusätzlicher archivfachlicher Ausbildung von mindestens 
zwei Jahren 

3. Ärztlicher Dienst Approbation als Arzt 

4. Bibliotheksdienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Bibliothekswissenschaften und Bibliothekswesen 

5. Dienst als Biologe Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtung Biologie 

6. Dienst als Chemiker Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Chemie, Biochemie und Chemieingenieurwesen 

7. Dienst in der Denkmalpflege und im 
Denkmalschutz 

Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss nach 
näherer Bestimmung der Laufbahnordnungsbehörde im Einvernehmen mit 
dem für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium 

8. Eich- und messtechnischer Dienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Messtechnik, Physik, Maschinenbau, Elektrotechnik oder einer 
verwandten ingenieurtechnischen Fachrichtung 

9. Forstwirtschaftlicher, landwirtschaftlicher 
und gartenbaulicher Dienst 

Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Forstwissenschaften, Forstwirtschaft, Landwirtschaft, Agrarwirt­
schaft, Gartenbau, Landbau, Landnutzung und Landespflege 

10. Geologischer Dienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Geowissenschaften, (Angewandte) Geologie, Mineralogie, Berg­
bau, Bergvermessung, Markscheidewesen, Geomatik, Geodäsie, Geotechnik 
und Bergbau, Energie- und Rohstoffversorgungstechnik, Rohstoffingenieur-
wesen (Mineral Resources Engineering), Geoingenieurwesen, Bergbau und 
Technische Betriebswirtschaft, Environmental and Resource Management, 
Euro Hydro-Informatics and Water Management, Landnutzung und Wasser­
bewirtschaftung, Umweltingenieurwesen, (Umwelt-) Verfahrenstechnik, 
Verfahrenstechnik/Prozess- und Anlagentechnik, Elektrotechnik, Maschinen­
bau, Geographie, (Geo-) Physik, Chemie, Bauingenieurwesen, Agrarwissen­
schaften und Forstwirtschaft 

11. Geowissenschaftlich-technischer Dienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Bergbau, Bergvermessung, Markscheidewesen, Geomatik, 
Geodäsie, Geotechnik und Bergbau, Energie- und Rohstoffversorgungstech­
nik, Rohstoffingenieurwesen (Mineral Resources Engineering), Geoinge­
nieurwesen, Bergbau und Technische Betriebswirtschaft, Environmental and 
Resource Management, Euro Hydro-Informatics and Water Management, 
Landnutzung und Wasserbewirtschaftung, Umweltingenieurwesen, 
(Umwelt-) Verfahrenstechnik, Verfahrenstechnik/Prozess- und Anlagentech­
nik, Elektrotechnik, Maschinenbau, Geowissenschaften, (Angewandte) 
Geologie, Mineralogie, Geographie, (Geo-) Physik, Chemie, Bauingenieur-
wesen, Agrarwissenschaften und Forstwirtschaft 

12. Dienst als Informatiker Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Informatik, Wirtschaftsinformatik, Kybernetik und Mathematik 

13. Dienst in der Lebensmittelüberwachung Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtung Lebensmittelchemie; einjährige praktische Ausbildung zum Staatlich 
geprüften Lebensmittelchemiker (Staatsprüfung); diese Zeit gilt als haupt­
berufliche Tätigkeit 
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Nr. Laufbahn Berufe, Berufsabschlüsse, besondere Voraussetzungen 

14. Pharmazeutischer Dienst Approbation als Apotheker 

15. Dienst als Physiker Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtung Physik 

16. Prüfungsdienst im Geschäftsbereich 
des Landesrechnungshofes 

Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Wirtschaftswissenschaften, Rechtswissenschaften, Wirtschafts-
recht (Wirtschaftsjurist), Naturwissenschaften sowie weitere Fachrichtungen 
nach näherer Bestimmung der Laufbahnordnungsbehörde im Einvernehmen 
mit dem für das allgemeine öffentliche Dienstrecht zuständigen Ministerium 

17. Psychologischer Dienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtung Psychologie 

18. Raumordnungsdienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Bauingenieurwesen, Landespflege, Landnutzung, Raumplanung, 
Landschafts- und Freiraumplanung, Raum- und Umweltplanung, Land­
schaftsarchitektur, Architektur, Wasserwirtschaft, Hydrologie und Geographie 

19. Sozialer Dienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Pädagogik, Psychologie, Soziologie und Sozialwissenschaften 

20. Soziologischer Dienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtung Soziologie 

21. Strafrechtlicher Ermittlungsdienst 
in Wirtschaftsstrafsachen 

Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss einer 
Fachrichtung der Wirtschaftswissenschaften 

22. Technischer Dienst in der Bergverwaltung Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Bergbau, Bergvermessung, Markscheidewesen, Geomatik, 
Geodäsie, Geotechnik und Bergbau, Energie- und Rohstoffversorgungs­
technik, Rohstoffingenieurwesen (Mineral Resources Engineering), 
Geoingenieurwesen, Bergbau und Technische Betriebswirtschaft, Environ­
mental and Resource Management, Euro Hydro-Informatics and Water 
Management, Landnutzung und Wasserbewirtschaftung, Umweltingenieur-
wesen, (Umwelt-) Verfahrenstechnik, Verfahrenstechnik/Prozess- und 
Anlagentechnik, Elektrotechnik, Maschinenbau, Geowissenschaften, 
(Angewandte) Geologie, Mineralogie, Geographie, (Geo-) Physik, Chemie, 
Bauingenieurwesen, Agrarwissenschaften und Forstwirtschaft 

23. Technischer Dienst in der Umwelt­
verwaltung 

Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss der Fach­
richtungen Umwelttechnik, Technischer Umweltschutz, Umweltschutztech­
nik, Umweltschutz, Energie- und Umwelttechnik, Bio- und Umweltver­
fahrenstechnik, Verfahrenstechnik, Verfahrensingenieurwesen, Chemietech­
nik/Umwelttechnik, Umwelt-Engineering, Umweltmanagement, Entsorgungs­
ingenieurwesen sowie Abfallwirtschaft und Altlasten 

24. Tierärztlicher Dienst Approbation als Tierarzt 

25. Wirtschaftsverwaltungsdienst Mastergrad, Diplomgrad oder gleichwertiger Hochschulabschluss einer 
Fachrichtung der Wirtschaftswissenschaften, der Fachrichtungen Wirtschafts­
ingenieurwesen, Wirtschaftspädagogik und Verwaltungswissenschaften 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft. Zu­
gleich tritt die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums des 
Innern über die Festlegung der Bildungsvoraussetzungen 
und von Besonderheiten der hauptberuflichen Tätigkeit nach 
den §§ 37 und 38 der Laufbahnverordnung (VV LbesFR) 
vom 17. Juli 2006 (ABl. S. 540) außer Kraft. 

2 
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Richtlinie des Ministeriums für Arbeit,
 
Soziales, Frauen und Familie 


über die Gewährung von Zuschüssen an kleine und
 
mittlere Unternehmen im Land Brandenburg 


zur Beschäftigung von Innovationsassistentinnen 

beziehungsweise Innovationsassistenten 


Vom 1. Oktober 2012 

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1.1	 Im Land Brandenburg wächst infolge des demografi­
schen Wandels in den kommenden Jahren der Bedarf der 
Wirtschaft an gut ausgebildeten Fachkräften. Gerade 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) stehen hierbei 
vor erheblichen Herausforderungen. Die Förderung zielt 
darauf ab, die Beschäftigungsaufnahme von hochquali­
fizierten Nachwuchsfachkräften in Brandenburgischen 
KMU zu unterstützen, diese damit im Land zu halten 
und durch den Wissenstransfer betriebliche Innovatio­
nen und Wachstum zu begünstigen. 

1.2	 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der 
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und 
der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) so­
wie des Operationellen Programms des Landes Bran­
denburg für den Europäischen Sozialfonds (ESF) 2007 ­
2013, Prioritätsachse B, Zuwendungen aus Mitteln des 
ESF für die Beschäftigung von Innovationsassistentin­
nen beziehungsweise Innovationsassistenten in KMU. 

1.3	 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein Rechts­
anspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle 
auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.4	 Das Gender-Mainstreaming-Prinzip ist anzuwenden, 
das heißt, bei der Planung, Durchführung und Beglei­
tung von Maßnahmen sind ihre Auswirkungen auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern zu berücksich­
tigen. Die Förderung zielt auf eine chancengerechte 
Teilhabe von Frauen und Männern an den neu geschaf­
fenen Arbeitsplätzen der Innovationsassistenz. 

1.5	 Die ESF-Mittel stehen spezifisch für die Region Bran-
denburg-Nordost oder die Region Brandenburg-Süd­
west auf Basis des genehmigten Operationellen Pro­
gramms des Landes Brandenburg für den ESF in der 
Förderperiode 2007 - 2013 sowie nach Maßgabe des je­
weiligen Haushaltes zur Verfügung. Daher können die 
Konditionen für die Gewährung der Mittel und die ent­
sprechende Verwaltungspraxis zwischen diesen Regio­
nen variieren. Die Zuordnung erfolgt nach dem Sitz der 
Betriebsstätte des antragstellenden Unternehmens. 

2	 Gegenstand der Förderung 

Gefördert wird die Beschäftigung von neu in KMU 
einzustellenden Absolventinnen und Absolventen einer 
Hochschule beziehungsweise einer geregelten beruf­

lichen Aufstiegsfortbildung (Meister, Techniker, Fach­
wirte und gleichgestellte Abschlüsse) als Innovations­
assistentin beziehungsweise Innovationsassistent. 

Innovationsassistentinnen und Innovationsassistenten 
ergänzen vorhandene Kompetenzen im Unternehmen 
durch im Rahmen der Ausbildung erworbene aktuelle 
technische, wirtschaftliche oder organisatorische Kennt­
nisse und Methoden. Innovationsassistentinnen bezie­
hungsweise Innovationsassistenten haben die Aufgabe, 
betriebliche Prozesse zur Verbesserung der wirtschaft­
lichen Leistungsfähigkeit des Unternehmens entweder 
zu initiieren, umzusetzen oder zu vermarkten und da­
durch die Verfolgung von Unternehmenszielen in neu­
artiger Weise zu unterstützen. Dieses soll vorzugsweise 
in den Bereichen 

-	 Innovations-, Produktions-, Qualitäts- oder Umwelt­
management, 

-	 Technologie-Marketing, 
-	 Produktentwicklung einschließlich Produktvorbe­

reitung und Design oder 
- betriebswirtschaftliches Management 

erfolgen. 

Vorrangig soll der Einsatz von Innovationsassistentin­
nen beziehungsweise Innovationsassistenten auf die Un­
ternehmen in regionalen Wachstumskernen und Clus­
tern der „Gemeinsamen Innovationsstrategie der Länder 
Berlin und Brandenburg“ sowie in den brandenburgi­
schen Clustern konzentriert werden. 

3	 Zuwendungsempfänger 

3.1	 Zuwendungsempfänger sind KMU, die eine Betriebs­
stätte im Land Brandenburg im Sinne von § 12 der Ab­
gabenordnung unterhalten. 

3.2	 Ein Unternehmen gilt als KMU, wenn es den Vorausset­
zungen der Empfehlung der EU-Kommission (2003/ 
361/EG) betreffend die Definition der Kleinstunterneh­
men sowie der kleinen und mittleren Unternehmen in 
der jeweils geltenden Fassung entspricht1. 

3.3	 Nach der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 ist die Ge­
währung von Beihilfen in den in Artikel 1 der Verord­
nung genannten Bereichen ausgeschlossen. Dies betrifft 
im Wesentlichen die Bereiche Fischerei und Aquakultur, 
Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Stein­
kohlebergbau und Unternehmen in Schwierigkeiten. 

1	 KMU sind kleine und mittlere Unternehmen im Sinne der jeweils gültigen 
Definition der Europäischen Kommission. Derzeit gilt die Definition im An­
hang der Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Defi­
nition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen 
(ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36). Nach Artikel 2 Absatz 1 dieser Definition 
sind KMU Unternehmen, die weniger als 250 Personen beschäftigen und die 
entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Millionen Euro erzielen oder 
deren Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 43 Millionen Euro beläuft. Part­
nerunternehmen und verbundene Unternehmen sind dabei zu berücksichti­
gen. 
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4	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Förderfähig ist die Beschäftigung von neu einzustellen­
den Personen als Innovationsassistentin beziehungs­
weise Innovationsassistent in dem antragstellenden Un­
ternehmen. Diese Personen müssen über einen Hoch­
schulabschluss beziehungsweise einen Abschluss einer 
geregelten beruflichen Aufstiegsfortbildung verfügen. 

4.2	 Zusätzliche Voraussetzungen für die Zuwendung sind, 
dass 

4.2.1	 das antragstellende Unternehmen die Innovationsassis­
tenz organisatorisch im Bereich der Geschäftsführung 
der Betriebsstätte beziehungsweise bei der Leitung des 
Geschäftsbereiches, in dem die Einstellung erfolgen 
soll, anbindet und ihre Aufgaben in einer Aufgaben­
beschreibung festlegt, 

4.2.2	 die eingereichte Aufgabenbeschreibung den Einsatz der 
Innovationsassistenz als sinnvoll und notwendig er­
scheinen lässt, so dass positive Wirkungen für die Markt­
chancen und die Leistungsfähigkeit des antragstellenden 
Unternehmens zu erwarten sind, 

4.2.3	 durch die Förderung der Innovationsassistenz kein an­
deres Personal ersetzt wird, 

4.2.4	 sich der Arbeitsplatz im Land Brandenburg befindet. 

4.3	 Das Beschäftigungsverhältnis ist für mindestens zwölf 
Monate abzuschließen. Maximal können 24 Monate ge­
fördert werden. Eine sich daran anschließende erneute 
Förderung dieser Innovationsassistenzstellen ist ausge­
schlossen. 

Förderfähig ist die gleichzeitige Förderung von höchs­
tens zwei Innovationsassistenzstellen pro Unternehmen. 

Maßnahmenende ist spätestens der 31. März 2015. Eine 
längerfristige Beschäftigung der Innovationsassistenz 
über den Förderzeitraum hinaus ist für die betriebliche 
Fachkräftesicherung anzustreben. 

4.4	 Angesichts des besonderen Innovationsgehalts der Ar­
beitsaufgaben der Innovationsassistenz ist die Höhe des 
Arbeitsentgeltes bedeutsam. Daher ist ein monatliches 
Vollzeit-Arbeitnehmerbruttoeinkommen in Höhe von 
mindestens 2 200 Euro vertraglich zu vereinbaren. Das 
Mindestjahreseinkommen für die Innovationsassistentin 
beziehungsweise den Innovationsassistenten beträgt 
26 400 Euro. 

4.5	 Von der Förderung ausgeschlossen sind Beschäfti­
gungsverhältnisse 

4.5.1	 mit Absolventinnen und Absolventen, die gleichzeitig 
Anteilseigner an dem Unternehmen sind beziehungs­
weise bei denen ein Familienmitglied ersten Grades An­
teilseigner ist, 

4.5.2	 mit weniger als 50 Prozent der betrieblichen oder tarif­
lich vereinbarten Regelarbeitszeit, 

4.5.3	 mit Leiharbeitskräften, freien Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern sowie Geschäftsführerinnen und Geschäfts­
führern, 

4.5.4	 mit Absolventinnen und Absolventen, deren letzter Ab­
schluss (Hochschulabschluss beziehungsweise Abschluss 
der geregelten beruflichen Aufstiegsfortbildung) zum 
Zeitpunkt der Einstellung länger als 24 Monate zurück­
liegt. Dies gilt nicht für Personen, die im Rahmen einer 
wissenschaftlichen Tätigkeit weniger als drei Jahre an 
einer Hochschule oder einer außeruniversitären For­
schungseinrichtung tätig waren und bei denen zum Zeit­
punkt der Einstellung die wissenschaftliche Tätigkeit 
nicht länger als zwölf Monate zurückliegt, 

4.5.5	 die bei dem antragstellenden beziehungsweise mit ihm 
verbundenen Unternehmen bereits vor dem Zuwendungs­
bescheid bestanden oder eingegangen worden sind. Zeit­
lich begrenzte Praktika bis zu drei Monaten Dauer oder 
ein Praxissemester während der Hochschulausbildung 
bis zu insgesamt sechs Monaten Dauer in diesem bezie­
hungsweise in einem verbundenen Unternehmen sind 
nicht förderschädlich. Die (Wieder-)Beschäftigung von 
Absolventinnen und Absolventen der geregelten beruf­
lichen Aufstiegsfortbildung in Vollzeitmaßnahmen, für 
die während der Fortbildungszeit kein Beschäftigungs­
verhältnis mit dem Unternehmen bestand, ist ebenfalls 
nicht förderschädlich. 

5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss 

5.4	 Bemessungsgrundlage: 

5.4.1	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für das Arbeitnehmer-
Bruttogehalt der Innovationsassistenz. 

5.4.2	 Die Förderung beträgt bis zu 60 Prozent des Arbeitneh­
mer-Bruttogehaltes der Innovationsassistentin bezie­
hungsweise des Innovationsassistenten. Sonderzahlun­
gen sind nicht förderfähig. Es wird höchstens ein Zu­
schuss in Höhe von 20 000 Euro pro Person und Jahr für 
einen Zeitraum von mindestens einem und maximal bis 
zu zwei Jahren gewährt. Mit der verbleibenden Diffe­
renz zum Arbeitnehmer-Bruttogehalt beteiligt sich der 
Zuwendungsempfänger an der Förderung. Sofern das 
Beschäftigungsverhältnis früher gelöst wird, endet die 
Förderung mit seinem Auslaufen. Bei einem Teilzeit­
beschäftigungsverhältnis verringert sich die maximale 
jährliche Fördersumme entsprechend. 
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6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Bei der Förderung von Innovationsassistentinnen bezie­
hungsweise Innovationsassistenten muss das zu fördern­
de Beschäftigungsverhältnis innerhalb von drei Mona­
ten nach Zugang des Zuwendungsbescheides abge­
schlossen werden. Sofern innerhalb dieses Zeitraumes 
keine Einstellung möglich ist, kann diese Frist auf be­
gründeten Antrag einmalig um einen Monat verlängert 
werden. 

6.2	 Zuwendungen nach dieser Richtlinie stellen „De-mini­
mis“-Beihilfen nach der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 
der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 
88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Beihilfen dar. 

Eine Kumulierung von Mitteln nach dieser Förderung 
mit anderen öffentlichen Mitteln ist nur insoweit zuläs­
sig, als der maximale Gesamtbetrag aller „De-minimis“­
Beihilfen in einem Zeitraum von drei Steuerjahren den 
vorgegebenen Schwellenwert von 200 000 Euro nicht 
übersteigt. Dieser Höchstbetrag gilt für „De-minimis“­
Beihilfen gleich welcher Art und Zielsetzung. Ausge­
nommen von der Gewährung von „De-minimis“-Beihil­
fen sind die vom Anwendungsbereich der „De-mini­
mis“-Verordnung ausgeschlossenen Bereiche. Jede 
„De-minimis“-Beihilfe, die derselbe Zuwendungsemp­
fänger in den vorangegangenen zwei Steuerjahren sowie 
im laufenden Steuerjahr erhalten hat, ist der Bewilli­
gungsbehörde bei Antragstellung anzugeben. 

6.3	 Publizitätspflichten 

Gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1828/2006 sind die Begünstigten der ESF-Förderung 
verpflichtet, alle Maßnahmenbeteiligten sowie die Teil­
nehmerinnen und Teilnehmer der geförderten Maßnah­
men über die Finanzierung durch den ESF zu informie­
ren. Dabei ist auf die Förderung des Ministeriums für 
Arbeit, Soziales, Frauen und Familie (MASF) aus Mit­
teln des ESF so hinzuweisen, dass die fördernde Rolle 
des MASF und der Europäischen Gemeinschaft für die 
Aktivitäten nach dieser Richtlinie zum Ausdruck ge­
bracht wird. Dies ist auch in allen öffentlichkeitswirksa­
men Aktionen der Maßnahmen der Zuwendungsemp­
fänger zum Ausdruck zu bringen. Vorgaben und Unter­
stützungsangebote sind im „Merkblatt zur Öffentlich­
keitsarbeit ESF-geförderter Projekte“ auf der Website 
www.esf.brandenburg.de veröffentlicht. Bei Maßnah­
men der Information und Öffentlichkeitsarbeit im Rah­
men der Richtlinie ist von den Zuwendungsempfängern 
das Merkblatt verbindlich anzuwenden. 

Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1828/2006 er­
klären sich die begünstigten Unternehmen der ESF-För­
derung bei Annahme der Finanzierung damit einver­
standen, dass sie in das gemäß Artikel 7 Absatz 2 Buch­
stabe d der Verordnung (EG) Nr. 1828/2006 zu veröf­
fentlichende Verzeichnis der Begünstigten aufgenom­
men werden. 

6.4	 Wirkungskontrolle 

Zur Antragsbearbeitung, Aus- und Bewertung der För­
derung (Wirkungskontrolle) und zur Erstellung einer 
Förderstatistik erfasst die Landesagentur für Struktur 
und Arbeit (LASA) Brandenburg GmbH statistische Da­
ten auf der Grundlage bestehender und vorbehaltlich 
noch zu erlassender EU-Bestimmungen für den Struk­
turfondsförderzeitraum 2007 - 2013, insbesondere In­
formationen zu den Maßnahmen/Projekten, insbesonde­
re zu den geförderten Unternehmen und Personen. 

7	 Verfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

Anträge auf Gewährung der Förderung sind über 
das Internet-Portal der LASA Brandenburg GmbH 
zu stellen (siehe Online-Antragsverfahren unter 
www.lasa-brandenburg.de). Die Anträge können jeder­
zeit gestellt werden, sie müssen aber mindestens vier 
Wochen vor geplantem Maßnahmenbeginn bei der 
LASA vorliegen. 

Den Anträgen sind beizufügen: 

- eine Beschreibung des Unternehmenszwecks und 
des derzeitigen Produktions- beziehungsweise Leis­
tungsprogramms, 

- eine Kopie des aktuellen Handelsregisterauszuges 
beziehungsweise der Gewerbeanmeldung, 

- eine Beschreibung des für die Innovationsassistentin 
beziehungsweise den Innovationsassistenten vorge­
sehenen Aufgabengebiets einschließlich der unmit­
telbaren organisatorischen Anbindung an die Ge­
schäftsführung beziehungsweise Leitung des Ein­
satzbereiches sowie der damit verbundenen betrieb­
lichen Ziele, 

- eine Beschreibung der an die Innovationsassistentin 
beziehungsweise den Innovationsassistenten ge­
stellten Anforderungen (Anforderungsprofil) sowie 
der Entwurf des Arbeitsvertrages mit Angaben zur 
Vergütung, 

- eine Bestätigung, dass die Innovationsassistenz kein 
anderes Personal ersetzt. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

Bewilligungsstelle ist die LASA Brandenburg GmbH, 
sie entscheidet auf Grundlage der eingereichten An­
tragsunterlagen und der fachlichen Stellungnahme der 
ZukunftsAgentur Brandenburg GmbH über die Gewäh­
rung der Förderung. 

7.3	 Beibringung von Unterlagen 

Nach Abschluss des Arbeitsvertrages mit der Innova­
tionsassistentin beziehungsweise dem Innovationsassis­
tenten sind vom Zuwendungsempfänger folgende Un­
terlagen beizubringen: 

http:www.lasa-brandenburg.de
http:www.esf.brandenburg.de
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-	 Arbeitsverträge, 
- Bestätigungen zu den Nummern 4.5.1 bis 4.5.5 der 

Richtlinie. 

7.4 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Es gilt das Erstattungsprinzip. Die Auszahlung in Teil­
beträgen nach Mittelanforderung durch den Zuwen­
dungsempfänger ist möglich. Der letzte Teilbetrag in 
Höhe von 5 Prozent der Zuwendungssumme wird bis 
nach Abschluss der Verwendungsnachweisprüfung ein­
behalten und in Abhängigkeit vom Prüfergebnis ausge­
zahlt. 

7.5 Verwendungsnachweisverfahren 

Für den Nachweis der Verwendung gelten die VV zu 
§ 44 LHO. Die Hinweise der Bewilligungsstelle sind zu 
beachten. 

Mit dem Verwendungsnachweis ist vom Zuwendungs­
empfänger - neben der finanziellen Abrechnung - zur 
Erfolgskontrolle Folgendes darzustellen: 

- die Notwendigkeit der Innovationsassistenz, 
- eine Beschreibung des Aufgabengebietes, 
- Aussagen zur Erfüllung der an die Innovationsassis­

tenz gestellten Anforderungen (Anforderungspro­
fil), 

- der Beitrag der Innovationsassistentin beziehungs­
weise des Innovationsassistenten insbesondere zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Leistungsfähig­
keit, betrieblichen Innovationsfähigkeit und zu ver­
besserten Marktchancen, 

- die Beachtung des Gender-Mainstreaming-Prinzips 
und 

- Aussagen zur Fortführung des Beschäftigungsver­
hältnisses über das Maßnahmenende hinaus. 

Zudem ist vom Zuwendungsempfänger eine Bestäti­
gung einzureichen, dass die Innovationsassistenz kein 
anderes Personal ersetzt hat. 

7.6 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie oder 
im Zuwendungsbescheid Abweichungen zugelassen wor­
den sind. 

Über die Landeshaushaltsordnung hinaus sind die für 
den Strukturfondsförderzeitraum 2007 - 2013 einschlä­
gigen Bestimmungen aus den EU-Verordnungen zu be­
achten, insbesondere bezüglich der Auszahlungs- und 
Abrechnungsvorschriften. 

Es sind die Fördergrundsätze für das Operationelle Pro­
gramm des Landes Brandenburg für den Europäischen 
Sozialfonds in der Förderperiode 2007 - 2013, Ziel Kon­
vergenz Brandenburg-Nordost und Brandenburg-Süd­
west nebst Anlage in der jeweils geltenden Fassung zu 
beachten. 

Der Landesrechnungshof ist gemäß § 88 Absatz 1 und 
§ 91 LHO zur Prüfung berechtigt. Des Weiteren sind die 
in Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1828/ 
2006 genannten Stellen prüfberechtigt. Die Unterneh­
men sind verpflichtet, diesen Stellen im Rahmen der 
Überprüfung das Zutrittsrecht zu den Räumlichkeiten 
zu gewähren. 

Die durch die ESF-Verwaltungsbehörde bestimmte Auf­
teilung des Verhältnisses der Zuwendungshöhe für die 
Regionen Brandenburg-Nordost und Brandenburg-Süd­
west (NUTS2-2-Regionen) ist einzuhalten. Die Zuord­
nung erfolgt nach dem Sitz der Betriebsstätte. 

7.7 Subventionserhebliche Tatsachen 

Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz 
vom 11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für 
Leistungen nach Landesrecht, die Subventionen im Sin­
ne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 
bis 6 des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruch­
nahme von Subventionen vom 29. Juli 1976 (BGBl. I 
S. 2034). 

Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antragstel­
lern in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es sich 
bei den Zuwendungen in der gewerblichen Wirtschaft 
um Subventionen im Sinne von § 264 StGB handelt. Die 
subventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 
StGB werden dem Zuwendungsempfänger im Rahmen 
des Antrags- und Bewilligungsverfahrens als subven­
tionserheblich bezeichnet. 

8 Geltungsdauer 

Die Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2012 in 
Kraft und am 31. März 2015 außer Kraft. 

2	 (franz.): Nomenclature des unités territoriales statistiques - „Systematik der 
Gebietseinheiten für die Statistik“ 
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Erste Änderung der Richtlinien des CCC - Limited professional
 
für die Steuerung eines verteilten NFM-Betriebes - Sondernutzer 15 Transaktionen
 

im Land Brandenburg - Sondernutzer Employe CATS Eigene Zeiterfassung
 
(nebst Durchführungsbestimmungen) - Sondernutzer Employe CATS Sammelerfassung
 

- Sondernutzer Elektronisches Warenhaus Eigene Erfassung 
Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen	 - Sondernutzer Elektronisches Warenhaus Sammelerfas-

Vom 10. Oktober 2012 sung.“ 

5. 	 In Nummer 1.2.1 der Durchführungsbestimmungen wird 
I.	 der Absatz „Verteilungsschlüssel der Gemeinkosten“ wie 

folgt gefasst: 
Die Richtlinien des CCC für die Steuerung eines verteilten 
NFM-Betriebes im Land Brandenburg (nebst Durchführungsbe- „Verteilungsschlüssel der Gemeinkosten 
stimmungen) vom 24. März 2010 (ABl. S. 619) werden wie folgt 
geändert: Die Gemeinkosten werden über einen Schlüssel landesweit 

umgelegt. Die Höhe des durch den LB zu tragenden prozen­
1. In Nummer 1.1 der Richtlinien wird der erste Anstrich wie tualen Gemeinkostenanteils errechnet sich aus dem Verhält-

folgt gefasst: nis der Einzelkosten je durch die Behörde genutzter Lizen­
zen zu den Pflegekosten der gesamten genutzten Lizenzen 

„-	 Das CCC sichert folgende Verträge exklusiv für alle Be- im NFM-Verbund.“
 
reiche der Landesverwaltung des Landes Brandenburg:
 

6. In Nummer 1.2.1 der Durchführungsbestimmungen wird 
Rahmenverträge: der Absatz „Nutzerzahl“ wie folgt gefasst: 

- SAP	 „Nutzerzahl 

Zentrale Betriebsverträge:	 Maßstab für die Nutzerzahl bei der Berechnung der Pflege-
kosten ist die Anzahl der genehmigten Einzellizenzanträge. 

- SAP technischer Betrieb	 Sollte eine Vermessung zum Ergebnis führen, dass der LB 
- SAP Applikationsbetreuung	 mehr als durch das CCC genehmigte Nutzer im System 
-	 Ende zu Ende Verschlüsselung - Betriebsvertrag.“ hat(te), werden als Maßstab für die Nutzeranzahl diese zu­

grunde gelegt (vergleiche Fußnote 1).“ 
2. 	 In Nummer 1.3.2 der Richtlinien wird der zweite Anstrich 

wie folgt gefasst: 7. In Nummer 1.3.2 der Durchführungsbestimmungen werden 
die Absätze zwischen den Tabellen 10 und 11 wie folgt ge­

„ - Die Berechtigung zur Vergabe, Verwaltung und zum Ent- fasst: 
zug von Entwickler- und Objektschlüsseln (SSCR-
Schlüsseln) wird durch das CCC personengebunden zu- „Die Berechtigung zur Vergabe, Verwaltung und zum Ent­
gewiesen. Die Zuweisung wird auf die Installationsnum- zug von Entwickler- und Objektschlüsseln (SSCR-Schlüs­
mern der SAP-Systeme des Antragstellers beschränkt. seln) wird durch das CCC personengebunden zugewiesen. 
(vergleiche Durchführungsbestimmungen CCC).“ Die Zuweisung wird auf die Installationsnummern der 

SAP-Systeme des Antragstellers beschränkt. Die Vergabe, 
3. 	 In Nummer 1.5.2.1.3 der Richtlinien wird der erste Anstrich die Verwaltung und der Entzug von Entwicklerschlüsseln 

wie folgt gefasst: obliegt den Landesbetrieben. 

„ - Die Sachkontenanlage erfordert die Genehmigung Jeder Landesbetrieb kann mindestens einen Entwickler­
durch das CCC. Die Neuanlage von sekundären Kosten- schlüssel vorhalten. 
arten (9’er Bereich) ist dem CCC gegenüber nur noch 
anzeigepflichtig (vergleiche Durchführungsbestimmun- Prozess 
gen CCC).“ 

Der LB übersendet bei Bedarf einen ausgefüllten personen­
4. 	 In Nummer 1.2.1 der Durchführungsbestimmungen wird scharfen OSS-User-Antrag mit der Benennung der genutzten 

der Absatz „Folgende Lizenztypen werden durch das CCC Installationsnummern an das CCC (Tabelle 11, Nummer 1). 
zentral vorgehalten:“ wie folgt gefasst: 

Nach dem internen Genehmigungsprozess des CCC wird 
„Folgende Lizenztypen werden durch das CCC zentral vor- der LB über die Bereitstellung des OSS-Nutzers bezie­
gehalten: hungsweise durch eine begründete Ablehnung informiert 

(Tabelle 11, Nummer 2).“ 
- Verschlüsselungslizenz 
- Developer	 8. In Nummer 1.3.2 der Durchführungsbestimmungen wird die 
- Professional	 Tabelle 11 wie folgt gefasst: 



1616 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 46 vom 21. November 2012 

„Übergabepunkte und Verantwortlichkeiten 

Nummer Inhalt Von An Form Frist Anmerkungen 

1 Ausgefüllter OSS-Nutzerantrag mit Angabe LB CCC Unterschriebener --­ --­
der Installationsnummern der genutzten Antrag in Papier­
SAP-Systeme form 

2 Information über Bereitstellung des OSS­ CCC LB E-Mail Fallab­ --­
Nutzers inklusive Nutzername und Initial­ (Antrag­ hängig 
passwort beziehungsweise begründete 
Ablehnung 

steller) 

Tabelle 11: Übergabepunkte und Verantwortlichkeiten zur Verwaltung von Entwicklerschlüsseln“. 

II. 

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 10. Oktober 2012 
in Kraft. 

Verwaltungsvorschrift
 
des Ministeriums für Infrastruktur und
 

Landwirtschaft zur Einkommensermittlung
 
nach den §§ 20 bis 24 des
 

Wohnraumförderungsgesetzes 

(Einkommensermittlungserlass - WoFG)
 

Vom 1. Oktober 2012 

Zur Einkommensermittlung nach den §§ 20 bis 24 des Wohn­
raumförderungsgesetzes (WoFG) werden folgende Verwaltungs­
vorschriften erlassen: 

Die Einkommensermittlungsvorschriften der §§ 20 bis 24 
WoFG stimmen im Wesentlichen mit den §§ 13 bis 18 des Wohn­
geldgesetzes (WoGG) vom 24. September 2008 (BGBl. I 
S. 1856), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. März 2011 
(BGBl. I S. 453), überein. Auf Grund dieser Tatsache wurde ein 
großer Teil der Regelungen zur Neuregelung der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Wohngeldgesetzes 
2009 (WoGVwV 2009) vom 29. April 2009, soweit diese auch 
im Wohnungsrecht gelten, in diesen Erlass übernommen. 

Inhaltsübersicht: 

1 	 Anwendungsbereich und maßgebender Tag der An­
tragstellung (§§ 1 und 22 WoFG) 

1.1	 Anwendungsbereich (§ 1) 
1.2	 Maßgebender Tag der Antragstellung (§ 22) 
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3.3	 Einkommensteuerliche Grundbegriffe 
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4.10	 Einkünfte, Einnahmen und Werbungskosten 
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4.12 Ausländische Einkünfte 

5	 Steuerfreie zum Jahreseinkommen gehörende Einnah­
men (§ 21 Absatz 2 WoFG) 
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5.2	 Rentenleistungen (Nummer 1.2) 
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5.12	 Beihilfe zum Lebensunterhalt nach den §§ 10 bis 15 
FlüHG (Nummer 1.7 Buchstabe d) 

5.13	 Steuerfreie Krankentagegelder (Nummer 1.8) 
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5.18	 Rücklagen nach § 7g Absatz 3 bis 8 EStG (Nummer 3.2) 
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5.19	 Erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen (Num­

mer 3.3) 
5.20	 Abfindungen (Nummer 4.1) 
5.21	 Grundbetrag der Produktionsaufgaberente und Ausgleichs­
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dem SGB III (Nummer 6.1 Buchstabe d) 
5.34	 Leistungen nach dem AFBG (Nummer 6.1 Buchstabe e) 
5.35	 Graduiertenförderung (Nummer 6.2) 
5.36	 Zuwendungen nach dem Fulbright-Abkommen (Num­

mer 6.3) 
5.37	 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach 

SGB II (Nummer 7.1) 
5.38	 Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB XII 

(Nummer 7.2) 
5.39	 Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Er­

werbsminderung nach SGB XII (Nummer 7.3) 
5.40	 Leistungen nach dem AsylbewLG (Nummer 7.4) 
5.41	 Leistungen der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt 

nach BVG (Nummer 7.5) 
5.42 	 Ausländische Einkünfte (Nummer 8) 

6 	 Nicht zum Jahreseinkommen gehörende Einnah­
men 

7 	 Geltungsbereich des § 21 Absatz 3 WoFG - Abzug nach 
den Verhältnissen im Bemessungszeitraum 

8 	 Zeitraum für die Ermittlung des Jahreseinkommens 
(§ 22 WoFG) 

8.1	 Grundsätzliches 
8.2	 Einkommensermittlungsmethoden 

8.3	 Einkommensermittlung nach Absatz 1 - Prognose 
8.4	 Einkommensermittlung nach Absatz 2 
8.5	 Einkommensermittlung nach Absatz 3 
8.6 	 Einmaliges Einkommen nach Absatz 4 

9	 Pauschaler Abzug (§ 23 WoFG) 
9.1	 Steuern vom Einkommen (Absatz 1 Nummer 1) 
9.2	 Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- oder 

Rentenversicherung (Absatz 1 Nummer 2 und 3) 
9.3	 Laufende Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versiche­

rungen oder ähnlichen Einrichtungen (Absatz 2) 

10	 Frei- und Abzugsbeträge (§ 24 WoFG) 
10.1	 Maßgeblicher Zeitraum 
10.2	 Voraussetzungen für die Gewährung von Freibeträgen 

(Absatz 1) 
10.3	 Eigenes Einkommen eines zum Haushalt rechnenden 

Kindes 
10.4 	 Abzugsbeträge für Unterhaltsleistungen (Absatz 2) 

11	 Inkrafttreten,Außerkrafttreten 

Abkürzungsverzeichnis Einkommensermittlungserlass 

AFBG	 Aufstiegsfortbildungsgesetz 
ALG	 Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
AntiDHG	 Anti-D-Hilfegesetz 
AsylbewLG	 Asylbewerberleistungsgesetz 
BAföG	 Bundesausbildungsförderungsgesetz 
BBiG 	 Berufsbildungsgesetz 
BeamtenVG	 Beamtenversorgungsgesetz 
BEEG	 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
BewG	 Bewertungsgesetz 
BGB	 Bürgerliches Gesetzbuch 
BEG	 Bundesentschädigungsgesetz 
BFDG 	 Bundesfreiwilligendienstgesetz 
BKGG	 Bundeskindergeldgesetz 
BVG	 Bundesversorgungsgesetz 
ELENA 	 ELENA-Verfahrensgesetz 
EStG	 Einkommensteuergesetz 
EStDV	 Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
EntschRG	 Entschädigungsrentengesetz 
FELEG	 Gesetz zur Förderung der Einstellung der land­

wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
FlüHG	 Flüchtlingshilfegesetz 
GG	 Grundgesetz 
HwO	 Handwerksordnung 
HIVHG	 HIV-Hilfegesetz 
KStG	 Körperschaftsteuergesetz 
KSVG	 Künstlersozialversicherungsgesetz 
KVLG	 Gesetz über die Krankenversicherung der 

Landwirte 
LAG	 Lastenausgleichsgesetz 
LPartG	 Lebenspartnerschaftsgesetz 
LStR	 Lohnsteuer-Richtlinie 
MuSchG	 Mutterschutzgesetz 
RepG	 Reparationsschädengesetz 
RVO	 Reichsversicherungsordnung 
SGB	 Sozialgesetzbuch 
SvEV	 Sozialversicherungsentgeltverordnung 
SVG	 Soldatenversorgungsgesetz 
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USG	 Unterhaltssicherungsgesetz 
UhVorschG	 Unterhaltsvorschussgesetz 
WoFG	 Wohnraumförderungsgesetz 
WoGG	 Wohngeldgesetz 
WoGVwV 2009	 Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur 

Durchführung des Wohngeldgesetzes 2009 
ZDG	 Zivildienstgesetz 

1	 Anwendungsbereich und maßgebender Tag der An­
tragstellung (§§ 1 und 22 WoFG) 

1.1	 Anwendungsbereich (§ 1) 

Die §§ 20 bis 24 sind maßgebend für die Einkom­
mensberechnung im geförderten Wohnungsbau, zum 
Beispiel für die Ausstellung von Wohnberechtigungs­
bescheinigungen zum Bezug sowohl für bisher geför­
derte, als auch für neu zu fördernde Wohnungen. 

1.2	 Maßgebender Tag der Antragstellung (§ 22) 

Maßgebend für die Einkommensermittlung, also die 
Feststellung der Einkommensgrenze, die Festlegung 
des Ermittlungszeitraums und die Berechnung des 
Jahreseinkommens sowie des Gesamteinkommens, ist 
jeweils der Zeitpunkt der Antragstellung. Zeitpunkt 
der Antragstellung ist der Eingang des Antrages bei der 
zuständigen Stelle. 

2	 Maßgebliche Einkommensgrenze, Haushaltsange­
hörigkeit, Gesamteinkommen (§ 9 Absatz 2, §§ 18 
und 20 WoFG) 

2.1	 Einkommensgrenze (§ 9 Absatz 2) 

2.1.1 	 Die Einkommensgrenze beträgt nach § 9 Absatz 2  

- 12 000 Euro für einen Einpersonenhaushalt und 
- 18 000 Euro für einen Zweipersonenhaushalt. 

Für jede weitere zum Haushalt rechnende Person er­
höht sich die Einkommensgrenze um 4 100 Euro. 

2.1.2 	 Für jedes zum Haushalt gehörende Kind im Sinne des 
§ 32 Absatz 1 bis 5 EStG erhöht sich die Einkom­
mensgrenze um weitere 500 Euro. Gleiches gilt, wenn 
die Geburt eines Kindes oder mehrerer Kinder auf 
Grund einer bestehenden Schwangerschaft zu erwar­
ten ist (vergleiche Nummer 2.2.2 Satz 2). 

Beispiel: 

Die Einkommensgrenze für Alleinstehende mit einem 
Kind beträgt 18 500 Euro, für eine Lebensgemein­
schaft mit drei Kindern 31 800 Euro. 

2.2	 Haushaltsangehörigkeit (§ 18 Absatz 2) 

2.2.1	 Zum Haushalt rechnen die in Absatz 2 bezeichneten 
Personen, die im Zeitpunkt der Antragstellung mit­

einander einen Haushalt führen. Haushaltsangehörige 
sind auch zum Beispiel Personen, die entweder zum 
Antragszeitpunkt oder „alsbald“ miteinander eine 
Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft als eine auf Dau­
er angelegte Lebensgemeinschaft führen oder führen 
wollen (§ 18 Absatz 2 Nummer 4 ). 

2.2.2	 Zum Haushalt rechnen auch Personen im Sinne des 
Absatzes 2, die alsbald - in der Regel innerhalb von 
sechs Monaten nach Fertigstellung des Bauvorhabens 
oder Bezuges der Wohnung - in den Haushalt aufge­
nommen werden sollen. Als zugehörig ist auch bereits 
ein Kind zu rechnen, dessen Geburt nach ärztlicher 
Bescheinigung innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Tag der Antragstellung erwartet wird. 

2.2.3	 Die Zugehörigkeit zum Haushalt ist in Zweifelsfällen 
auf geeignete Weise nachzuprüfen, zum Beispiel durch 
verwaltungsinterne Rückfrage bei der zuständigen 
Meldebehörde. Haben sich zum Haushalt rechnende 
Personen kurz vor der Antragstellung an- oder abge­
meldet, sind die Gründe für den Zu- oder Wegzug 
nachzufragen und Erklärungen zu verlangen, dass die­
se Personen auf Dauer in den Haushalt aufgenommen 
wurden oder werden beziehungsweise aus dem Haus­
halt ausgeschieden sind. 

Beispiel: 

Die aus Rathenow stammenden A und B, beide 19 Jah­
re alt, studieren in Frankfurt. A wohnt im Studenten­
heim, ist dort mit Zweitwohnsitz gemeldet und ver­
bringt den größten Teil der Wochenenden zu Hause. 
B wohnt mit seinem Lebensgefährten in einer Zwei­
Zimmer-Wohnung am Studienort, ist dort mit Haupt­
wohnsitz gemeldet und besucht seine Eltern in unre­
gelmäßigen Abständen. Während A zum Haushalt der 
Eltern gehört, ist dies bei B nicht der Fall. 

2.3	 Ermittlung des Gesamteinkommens (§ 20) 

2.3.1	 Das Gesamteinkommen als Summe der Jahreseinkom­
men aller Haushaltsangehörigen abzüglich der Frei-
und Abzugsbeträge nach § 24 ist wie folgt zu ermit­
teln: 

Schritt 1:	 Zunächst ist für jeden Haushaltsangehöri­
gen das Jahreseinkommen nach den §§ 20 
und 21 zu ermitteln. 

- Bei den steuerpflichtigen positiven Ein­
künften nach § 21 Absatz 1 im Sinne 
des § 2 Absatz 1 und 2 EStG (verglei­
che Nummer 3.2) sind die Betriebsaus­
gaben und die Werbungskosten bereits 
berücksichtigt. 

- Bei den steuerfreien Einnahmen nach 
§ 21 Absatz 2 dürfen nach § 21 Absatz 3 
die Aufwendungen zum Erwerb, zur Si­
cherung und zur Erhaltung dieser Ein­



 

 

 

1619 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 46 vom 21. November 2012 

nahmen mit Ausnahme der Num­
mern 5.3 bis 5.5 des § 21 Absatz 2 in zu 
erwartender oder nachgewiesener Hö­
he abgezogen werden, höchstens je­
doch bis zur Höhe des Arbeitslohns. 

Schritt 2: Von dem jeweils ermittelten Einzeleinkom­
men ist dann gemäß § 23 der pauschale Ab­
zug vorzunehmen. 

Schritt 3: Dann ist die Summe der nach den §§ 20 
bis 23 ermittelten Jahreseinkommen aller 
Haushaltsangehörigen zu bilden. 

Schritt 4: Von dieser Summe werden dann gegebe­
nenfalls die in § 24 aufgeführten Frei- und 
Abzugsbeträge abgesetzt. 

2.3.2 

Die Ermittlung des Gesamteinkommens erfolgt vereinfacht 
nach folgendem Schema: 

1. Ermittlung des Jahreseinkommens jedes einzelnen Haus­
haltsangehörigen 

Positive Einkünfte nach § 2 Absatz 1 und 2 EStG (§ 21 Absatz 1, 
§ 22) 
+ steuerfreie Einnahmen nach § 21 Absatz 2 und § 22 
./. Aufwendungen nach § 21 Absatz 3 in Verbindung mit § 21 
Absatz 2, höchstens bis zur Höhe des Arbeitslohnes 

= Zwischensumme 

./. pauschaler Abzug für Steuern und Sozialversicherungsbei­
träge nach § 23 

= Jahreseinkommen (§ 21 Absatz 1 Satz 1) 

2. Ermittlung des Gesamteinkommens des Haushalts 

Summe der Jahreseinkommen aller Haushaltsangehörigen 
nach § 20 
./. Frei- und Abzugsbeträge nach § 24 

= Gesamteinkommen des Haushalts nach § 20 Satz 2 

3	 Begriff des Jahreseinkommens (§ 21 Absatz 1 WoFG) 

3.1	 Begriff 

3.1.1	 Das Jahreseinkommen wird für jede zum Haushalt ge­
hörende Person gesondert festgestellt. Jahreseinkom­
men ist die Summe der positiven Einkünfte im Sinne 
des § 2 Absatz 1 und 2  EStG zuzüglich der Einnah­
men nach § 21 Absatz 2, abzüglich der pauschalen Be­
träge für Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
nach § 23. 

3.1.2	 Bei der Ermittlung der Summe der Einkünfte werden 
nur positive Einkünfte angerechnet, nicht auch negati­
ve Einkünfte (Verluste). Ein Ausgleich mit Verlusten 

aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des Ei­
nen durch positive Einkünfte des Anderen bei zusam­
men veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig (§ 21 Ab­
satz 1). 

3.2	 Summe der positiven Einkünfte 

3.2.1	 Einkünfte nach § 2 Absatz 1 und 2 EStG (vergleiche 
Nummer 4.4.2) sind: 

1.	 der Gewinn bei folgenden Einkunftsarten (Gewinn­
einkünfte) 

a) 	 Land- und Forstwirtschaft (vergleiche Num­
mer 4.1), 

b) Gewerbebetrieb (vergleiche Nummer 4.2), 
c) selbstständiger Arbeit (vergleiche Nummer 4.3), 

2. 	der Überschuss der Einnahmen über die Wer­
bungskosten bei folgenden Einkunftsarten (Über­
schusseinkünfte) 

a) 	 nichtselbstständiger Arbeit (vergleiche Num­
mer 4.6), 

b) Kapitalvermögen (vergleiche Nummer 4.7), 
c) Vermietung und Verpachtung (vergleiche Num­

mer 4.8), 
d) sonstigen Einkünften im Sinne des § 22 EStG 

(vergleiche Nummer 4.9). 

3.2.2	 Zum Begriff des Überschusses der Einnahmen über 
die Werbungskosten vergleiche Nummer 4.10. 

3.3	 Einkommensteuerrechtliche Grundbegriffe 

Von der Summe der positiven Einkünfte zu unterschei­
den und nicht zugrunde zu legen sind: 

1.	 der Gesamtbetrag der Einkünfte; das ist die 
Summe der Einkünfte, vermindert um den Alters­
entlastungsbetrag, den Entlastungsbetrag für Al­
leinerziehende und den Freibetrag bei Einkünften 
aus Land- und Forstwirtschaft (vergleiche § 2 Ab­
satz 3 EStG), 

2.	 das Einkommen; das ist der Gesamtbetrag der 
Einkünfte, vermindert um die Sonderausgaben und 
die außergewöhnlichen Belastungen (vergleiche 
§ 2 Absatz 4 EStG), 

3.	 das zu versteuernde Einkommen; das ist das 
Einkommen, vermindert um den Kinderfreibetrag, 
den Bedarfsfreibetrag und sonstige Beträge (ver­
gleiche § 2 Absatz 5 Satz 1 EStG). 

3.4	 Erhöhung und Verminderung der positiven Einkünfte 

Die positiven Einkünfte erhöhen sich nach § 2 Ab­
satz 5a EStG unbeschadet des § 21 Absatz 2 um die 
nach § 32d Absatz 1 und § 43 Absatz 5 EStG zu be­
steuernden Beträge sowie um die nach § 3 Nummer 40 
EStG steuerfreien Beträge. Die positiven Einkünfte 
mindern sich nach § 2 Absatz 5a EStG um die nach 
§ 3c Absatz 2 EStG nicht abziehbaren Beträge und um 
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die nach § 10 Absatz 1 Nummer 5 EStG abziehbaren 
Kinderbetreuungskosten. 

3.5	 Umgang mit Investitionsabzugsbeträgen (Anschaf­
fungs- und Herstellungskosten) 

Bei der Ermittlung der positiven Einkünfte dürfen 
Investitionsabzugsbeträge (voraussichtliche Anschaf­
fungs- und Herstellungskosten) im Sinne des § 7g Ab­
satz 1 bis 4 und 7 EStG nicht gewinnmindernd abge­
zogen werden. 

3.6	 Verbot des Verlustausgleichs 

Innerhalb derselben Einkunftsart werden positive und 
negative Faktoren berücksichtigt (zum Beispiel bei 
nichtselbstständiger Arbeit: Einnahmen und Werbungs­
kosten). Hat dasselbe zu berücksichtigende Haushalts­
mitglied verschiedene Einnahmen der gleichen Ein­
kunftsart (zum Beispiel zwei Gewerbebetriebe), wer­
den diese Einnahmen (positive und negative Faktoren) 
zusammengezählt. Bei der Ermittlung der Summe der 
positiven Einkünfte aus allen Einkunftsarten werden 
nur die positiven Einkünfte berücksichtigt, nicht auch 
die negativen Einkünfte (Verluste) aus anderen Ein­
kunftsarten desselben oder eines anderen zu berück­
sichtigenden Haushaltsmitglieds, insbesondere des zu­
sammen veranlagten Ehegatten (Verbot des Verlust­
ausgleichs im Sinne des § 21 Absatz 1 Satz 3). 

4	 Einkunftsarten, Gewinn, Überschuss (im Sinne des 
§ 2 Absatz 1 und 2 EStG ) 

4.1	 Land- und Forstwirtschaft 

4.1.1	 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 Absatz 1 
und 2 EStG) sind: 

1. 	 Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Weinbau, Gartenbau, Obstbau, 
Gemüsebau, Baumschulen und aus allen Betrie­
ben, die Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der 
Naturkräfte gewinnen, sowie - unter bestimmten 
Voraussetzungen - auch die Einkünfte aus der Tier­
zucht und Tierhaltung 

2. 	 Einkünfte aus sonstiger land- und forstwirtschaft­
licher Nutzung (§ 62 BeWG) 

3. 	 Einkünfte aus Jagd, wenn diese mit dem Betrieb ei­
ner Landwirtschaft oder einer Forstwirtschaft im 
Zusammenhang steht 

4. 	 Einkünfte von Hauberg-, Wald-, Forst- und Laub­
genossenschaften und ähnlichen Realgemeinden 
im Sinne des § 3 Absatz 2 KStG 

5. 	Einkünfte aus einem land- und forstwirtschaft­
lichen Nebenbetrieb. Als Nebenbetrieb gilt ein 
Bereich, der dem land- und forstwirtschaftlichen 
Hauptbetrieb zu dienen bestimmt ist 

6. 	 der Nutzungswert der Wohnung des Steuerpflich­
tigen, wenn die Wohnung die bei Betrieben glei­
cher Art übliche Größe nicht überschreitet und das 

Gebäude oder der Gebäudeteil nach den jeweiligen 
landesrechtlichen Vorschriften ein Baudenkmal ist 

7. 	 die Produktionsaufgaberente nach dem FELEG. 

4.1.2	 Zu den Betriebsausgaben sowie deren Zuordnung, Be­
grenzung und Nachweis vergleiche Nummer 4.5. 

4.2	 Gewerbebetrieb 

4.2.1	 Begriff des Gewerbebetriebs 

Eine selbstständige nachhaltige Betätigung, die mit 
der Absicht, Gewinn zu erzielen, unternommen wird 
und sich als Beteiligung am allgemeinen wirtschaft­
lichen Verkehr darstellt, ist Gewerbebetrieb, wenn die 
Betätigung weder als Ausübung von Land- und Forst­
wirtschaft noch als Ausübung eines freien Berufs noch 
als eine andere selbstständige Arbeit anzusehen ist. Ein 
Gewerbebetrieb liegt, wenn seine Voraussetzungen im 
Übrigen gegeben sind, auch dann vor, wenn die Ge­
winnerzielungsabsicht nur ein Nebenzweck ist (§ 15 
Absatz 2 EStG). Zum Verlustausgleich vergleiche im 
Einzelnen § 15 Absatz 4 und § 52 Absatz 32b EStG. 

4.2.2	 Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 15 Absatz 1 EStG) 
sind: 

1. 	 Einkünfte aus gewerblichen Unternehmen. Dazu 
gehören auch Einkünfte aus gewerblicher Boden­
bewirtschaftung, zum Beispiel aus Bergbauunter­
nehmen und aus Betrieben zur Gewinnung von 
Torf, Steinen und Erden, soweit sie nicht land-
oder forstwirtschaftliche Nebenbetriebe sind (ver­
gleiche auch § 15 Absatz 3 EStG) 

2. 	 die Gewinnanteile der Gesellschafter einer offenen 
Handelsgesellschaft, einer Kommanditgesellschaft 
und einer anderen Gesellschaft, bei der der Gesell­
schafter als Unternehmer (Mitunternehmer) des 
Betriebes anzusehen ist, und die Vergütungen, die 
der Gesellschafter von der Gesellschaft für seine 
Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft, für die Hin­
gabe von Darlehen oder für die Überlassung von 
Wirtschaftsgütern bezogen hat 

3. 	 die Gewinnanteile der persönlich haftenden Ge­
sellschafter einer Kommanditgesellschaft auf Ak­
tien, soweit sie nicht auf Anteile am Grundkapital 
entfallen, und die Vergütungen, die der persönlich 
haftende Gesellschafter von der Gesellschaft für 
seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft für die 
Hingabe von Darlehen oder für die Überlassung 
von Wirtschaftsgütern bezogen hat. 

4.2.3	 Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören auch 
die Gewinne, die entstehen durch die Veräußerung des 
Gewerbebetriebs, eines Teils davon oder von Anteilen 
an einer Kapitalgesellschaft, wenn der Veräußerer 
innerhalb der letzten fünf Jahre am Kapital der Gesell­
schaft unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 1 vom 
Hundert beteiligt war (vergleiche im Einzelnen §§ 16, 
17 sowie § 52 Absatz 34 und 34a EStG). 
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4.2.4	 Zu den Betriebsausgaben sowie deren Zuordnung, Be­
grenzung und Nachweis vergleiche Nummer 4.5. 

4.3	 Selbstständige Arbeit 

4.3.1	 Einkünfte aus selbstständiger Arbeit (§ 18 Absatz 1 
EStG) sind: 

1. 	Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. Zu der 
freiberuflichen Tätigkeit gehören die selbstständig 
ausgeübte wissenschaftliche, künstlerische, schrift­
stellerische, unterrichtende oder erzieherische 
Tätigkeit, die selbstständige Berufstätigkeit der 
Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Rechtsanwälte, No­
tare, Patentanwälte, Vermessungsingenieure, In­
genieure, Architekten, Handelschemiker, Wirt­
schaftsprüfer, Steuerberater, beratenden Volks­
und Betriebswirte, vereidigten Buchprüfer, Steuer­
bevollmächtigte, Heilpraktiker, Dentisten, Kran­
kengymnasten, Journalisten, Bildberichterstatter, 
Dolmetscher, Übersetzer, Lotsen und ähnlicher 
Berufe. Ein Angehöriger oder eine Angehörige ei­
nes freien Berufs im Sinne der Sätze 1 und 2 ist 
auch dann freiberuflich tätig, wenn er sich der Mit­
hilfe fachlich vorgebildeter Arbeitskräfte bedient. 
Voraussetzung ist, dass er auf Grund eigener Fach­
kenntnisse leitend und eigenverantwortlich tätig 
wird. Eine Vertretung im Fall vorübergehender 
Verhinderung steht der Annahme einer leitenden 
und eigenverantwortlichen Tätigkeit nicht entge­
gen 

2. 	 Einkünfte der Einnehmer einer staatlichen Lotterie, 
wenn sie nicht Einkünfte aus Gewerbebetrieb sind 

3.	 Einkünfte aus sonstiger selbstständiger Arbeit, zum 
Beispiel Vergütungen für die Vollstreckung von 
Testamenten, für Vermögensverwaltung und für 
die Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied 

4. 	 Einkünfte, die ein Beteiligter an einer vermögens­
verwaltenden Gesellschaft oder Gemeinschaft, de­
ren Zweck im Erwerb, Halten und in der Veräuße­
rung von Anteilen an Kapitalgesellschaften be­
steht, als Vergütung für Leistungen zur Förderung 
des Gesellschafts- oder Gemeinschaftszwecks er­
zielt, wenn der Anspruch auf die Vergütung unter 
der Voraussetzung eingeräumt worden ist, dass die 
Gesellschafter oder Gemeinschafter ihr eingezahl­
tes Kapital vollständig zurückerhalten haben. § 15 
Absatz 3 EStG ist nicht anzuwenden. 

4.3.2	 Einkünfte nach Nummer 4.3.1 sind auch dann steuer­
pflichtig, wenn es sich nur um eine vorübergehende 
Tätigkeit handelt (§ 18 Absatz 2 EStG). Zu den Ein­
künften aus selbstständiger Arbeit gehört auch der Ge­
winn, der bei der Veräußerung von Vermögen oder ei­
nes selbstständigen Teils des Vermögens oder eines 
Anteils am Vermögen erzielt wird, das der selbststän­
digen Arbeit dient (§ 18 Absatz 3 EStG). 

4.3.3	 Zu den Betriebsausgaben sowie deren Zuordnung, Be­
grenzung und Nachweis vergleiche Nummer 4.5. 

4.4	 Gewinn und Betriebsausgaben 

4.4.1	 Bezüglich der Anwendung des Begriffes Gewinn ver­
gleiche Nummer 3.2.1 (Einkunftsarten). 

4.4.2	 Gewinn ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem Be­
triebsvermögen am Schluss des Wirtschaftsjahres und 
dem Betriebsvermögen am Schluss des vorangegange­
nen Wirtschaftsjahres, vermehrt um den Wert der Ent­
nahmen und vermindert um den Wert der Einlagen. 
Entnahmen sind alle Wirtschaftsgüter (Barentnahmen, 
Waren, Erzeugnisse, Nutzungen und Leistungen), die 
der/die Steuerpflichtige dem Betrieb für sich, für sei­
nen Haushalt oder für andere betriebsfremde Zwecke 
im Laufe des Wirtschaftsjahres entnommen hat. Einla­
gen sind alle Wirtschaftsgüter (Bareinzahlungen und 
sonstige Wirtschaftsgüter), die der/die Steuerpflichti­
ge dem Betrieb im Laufe des Wirtschaftsjahres zuge­
führt hat. Bei der Gewinnermittlung sind die Vor­
schriften über die Betriebsausgaben, über die Bewer­
tung und über die Absetzung für Abnutzung oder Sub­
stanzverringerung zu beachten (vergleiche § 4 Absatz 1 
EStG). 

4.4.3	 Steuerpflichtige, die nicht auf Grund gesetzlicher Vor­
schriften verpflichtet sind, Bücher zu führen und re­
gelmäßig Abschlüsse zu machen, und die auch keine 
Bücher führen und keine Abschlüsse machen, können 
als Gewinn den Überschuss der Betriebseinnahmen 
über die Betriebsausgaben ansetzen. Hierbei scheiden 
Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben aus, die im 
Namen und für Rechnung eines anderen vereinnahmt 
und verausgabt werden (durchlaufende Posten; § 4 Ab­
satz 3 Satz 1 und 2 EStG). 

4.4.4	 Betriebsausgaben sind die Aufwendungen, die durch 
den Betrieb veranlasst sind (§ 4 Absatz 4 EStG). Bei 
der Berücksichtigung von Schuldzinsen als Betriebs-
ausgaben ist § 4 Absatz 4a EStG zu beachten. Zu Ein­
schränkungen der Absetzbarkeit bei bestimmten Be­
triebsausgaben, zum Beispiel bei Aufwendungen für 
Geschenke, für die Bewirtung von Personen aus ge­
schäftlichem Anlass, bei Mehraufwendungen für Ver­
pflegung, Aufwendungen für die Wege zwischen Woh­
nung und Betriebsstätte und für Familienheimfahrten 
ist § 4 Absatz 5 EStG zu beachten. Keine Betriebsaus­
gaben sind die Aufwendungen für die Wege zwischen 
Wohnung und Betriebsstätte und für Familienheim­
fahrten (vergleiche § 4 Absatz 5a Satz 1 EStG). 

4.4.5 	 Bei Land- und Forstwirten und bei Gewerbetreibenden 
wird der Gewinn nach dem Wirtschaftsjahr ermittelt. 

Wirtschaftsjahr ist: 

1.	 bei Land- und Forstwirten in der Regel der Zeit­
raum vom 1. Juli bis zum 30. Juni des Folgejahres 

2. 	bei Land- und Forstwirten, die nicht buchfüh­
rungspflichtig sind, wird der Gewinn nach Durch­
schnittssätzen gemäß § 13a EStG ermittelt 
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3. 	 bei Gewerbetreibenden, deren Firma im Handels­
register eingetragen ist, der Zeitraum, für den sie 
regelmäßig Abschlüsse machen. Die Umstellung 
des Wirtschaftsjahres auf einen vom Kalenderjahr 
abweichenden Zeitraum ist steuerlich nur wirk­
sam, wenn sie im Einvernehmen mit dem Finanz­
amt vorgenommen wird 

4. 	 bei anderen Gewerbetreibenden das Kalenderjahr. 
Sind sie gleichzeitig buchführende Land- und 
Forstwirte, können sie mit Zustimmung des Fi­
nanzamtes den nach Nummer 1 maßgebenden Zeit­
raum als Wirtschaftsjahr für den Gewerbebetrieb 
bestimmen, wenn sie für den Gewerbebetrieb Bü­
cher führen und für diesen Zeitraum regelmäßig 
Abschlüsse machen (§ 4a Absatz 1 EStG). 

4.4.6	 Zur Anwendung des § 4 EStG vergleiche § 52 Ab­
satz 8b, Absatz 9, 10 und 12 EStG, zur Anwendung des 
§ 4a EStG vergleiche § 52 Absatz 11 EStG. 

4.5	 Zuordnung, Begrenzung und Nachweis der Betriebs-
ausgaben 

4.5.1	 Die Betriebsausgaben sind bei der Einkunftsart abzu­
ziehen, bei der sie erwachsen sind (vergleiche Num­
mern 4.1, 4.2, 4.3). Wird bei der Ermittlung des Jah­
reseinkommens von dem letzten Einkommensteuer­
bescheid oder von den Vorauszahlungsbescheiden aus­
gegangen (§ 22 Absatz 3), sind die Betriebsausgaben 
bei der Ermittlung der Einkünfte bereits abgezogen 
worden und daher nicht nochmals abzuziehen. 

4.5.2	 Betriebsausgaben für eine Einkunftsart können nur in 
der steuerlich zulässigen Höhe und höchstens bis zur 
Höhe der jeweiligen Einnahmen abgezogen werden. 

4.5.3	 In der Vergangenheit entstandene Betriebsausgaben 
sind in der nachgewiesenen Höhe abzuziehen, soweit 
sie über die zulässigen steuerlichen Pauschbeträge hi­
nausgehen und zu erwarten ist, dass die Ausgaben auch 
im zu betrachtenden Zeitraum in gleicher Höhe anfal­
len. Soweit der Nachweis nicht möglich ist, sind die 
Betriebsausgaben in der glaubhaft gemachten Höhe zu 
prognostizieren, mindestens aber in Höhe der steuer­
lichen Pauschbeträge zu berücksichtigen. 

4.6	 Nichtselbstständige Arbeit 

4.6.1	 Zu den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit 
(§ 19 Absatz 1 EStG) gehören insbesondere: 

1. 	 Gehälter, Löhne, Gratifikationen, Tantiemen und 
andere Bezüge und Vorteile, die für eine Beschäf­
tigung im öffentlichen oder privaten Dienst ge­
währt werden. Bei einer  Beschäftigung außerhalb 
des öffentlichen Dienstes gehören dazu insbeson­
dere Vergütungen zur Erstattung von Reisekosten, 
Umzugskosten oder Mehraufwendungen bei dop­
pelter Haushaltsführung, soweit sie folgende Auf­
wendungen oder Pauschbeträge übersteigen (ver­
gleiche § 3 Nummer 16 EStG): 

a) 	 die beruflich veranlassten Mehraufwendungen 
b)	 bei Verpflegungsmehraufwendungen die 

Pauschbeträge nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Num­
mer 5 EStG 

c) 	 bei Familienheimfahrten mit dem eigenen oder 
außerhalb des Dienstverhältnisses überlasse­
nen Kraftfahrzeug die Pauschbeträge nach § 9 
Absatz 2 EStG 

d) 	 bei Vergütungen zur Erstattung von Mehrauf­
wendungen bei doppelter Haushaltsführung 
die nach § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 und 
Absatz 5 sowie § 4 Absatz 5 Satz 1 Nummer 5 
EStG abziehbaren Aufwendungen. 

2. 	 Wartegelder, Ruhegelder, Witwen- und Waisengel­
der und andere Bezüge und Vorteile aus früheren 
Dienstleistungen. 

3. 	 laufende Beiträge und laufende Zuwendungen des 
Arbeitgebers aus einem bestehenden Dienstver­
hältnis an einen Pensionsfonds, eine Pensionskas­
se oder für eine Direktversicherung für eine be­
triebliche Altersversorgung (§ 19 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 EStG). 

4.6.2	 Es ist gleichgültig, ob es sich um eine einmalige oder 
laufende Einnahme handelt und ob ein Rechtsan­
spruch auf sie besteht. Zum Arbeitslohn rechnen daher 
neben dem eigentlichen Entgelt auch steuerpflichtige 
Entschädigungen für entgangenen Arbeitslohn, Lohn­
zuschläge, Sachleistungen und die Überlassung von 
betrieblichen Einrichtungen zur privaten Nutzung. 

4.6.3	 Werbungskosten (Nummer 4.10.3) sind insbesondere: 

1. 	 Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Wege 
zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstät­
te (§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 und Absatz 2 
EStG), jedoch nicht für Flugstrecken und Strecken 
mit steuerfreier Sammelbeförderung nach § 3 Num­
mer 32 EStG 

2. 	 Beiträge zu Berufsständen und sonstigen Berufs­
verbänden, deren Zweck nicht auf einen wirt­
schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist (§ 9 Ab­
satz 1 Satz 3 Nummer 3 EStG) 

3. 	 Aufwendungen für Arbeitsmittel, zum Beispiel für 
Werkzeuge und typische Berufskleidung (§ 9 Ab­
satz 1 Satz 3 Nummer 6 EStG) 

4. 	 notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeit­
nehmer wegen einer aus beruflichem Anlass begrün­
deten doppelten Haushaltsführung entstehen (§ 9 
Absatz 1 Nummer 5 Satz 3 und Absatz 3 EStG). 

4.6.4	 Zur Abgeltung der Werbungskosten ist der Arbeitneh­
mer-Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nummer 1 Buch­
stabe a EStG (derzeit 1 000 Euro jährlich) abzuziehen, 
soweit nicht höhere Werbungskosten nachgewiesen 
oder glaubhaft gemacht werden. Dies gilt auch dann, 
wenn im Laufe des Ermittlungszeitraums nur für eini­
ge Zeit Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit er­
zielt werden. 
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Empfängern von Versorgungsbezügen im Sinne des 
§ 19 Absatz 2 EStG steht ein Werbungskostenabzug in 
Höhe von 102 Euro nach § 9a Satz 1 Nummer 1 Buch­
stabe b EStG zu. 

4.6.5	 Für pauschal besteuerten Arbeitslohn nach § 40a EStG 
erfolgt kein Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrages. 
Es werden grundsätzlich die exakten Aufwendungen 
zum Erwerb, zur Sicherung und zur Erhaltung dieser 
Einnahmen nach § 21 Absatz 2 Nummer 2.2 abge­
zogen. Eine Entfernungspauschale ist in Höhe von 
0,30 Euro für jeden vollen Entfernungskilometer (§ 9 
Absatz 1 Nummer 4 EStG) ab dem ersten Entfernungs­
kilometer zu gewähren, höchstens jedoch 4 500 Euro 
im Kalenderjahr; ein höherer Betrag als 4 500 Euro ist 
anzusetzen, soweit der Arbeitnehmer einen eigenen oder 
ihm zur Nutzung überlassenen Kraftwagen benutzt. 

4.6.6	 Zu Zuordnung, Begrenzung und Nachweis der Wer­
bungskosten vergleiche Nummer 4.11. 

4.7	 Kapitalvermögen 

4.7.1	 Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen (§ 20 Absatz 1 
und 2 EStG) gehören insbesondere: 

1. 	 Gewinnanteile (Dividenden), Ausbeuten und sons­
tige Bezüge aus Aktien, Genussrechten, mit denen 
das Recht am Gewinn und Liquidationserlös einer 
Kapitalgesellschaft verbunden ist, aus Anteilen 
an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, an 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie 
an Bergbau treibenden Vereinigungen, die die 
Rechte einer juristischen Person haben. Zu den 
sonstigen Bezügen gehören auch verdeckte Ge­
winnausschüttungen. 

2. 	 Bezüge, die nach Auflösung einer Körperschaft 
oder Personenvereinigung im Sinne der Nummer 1 
anfallen und die nicht in der Rückzahlung von Neu­
kapital bestehen, sowie Bezüge, die aufgrund einer 
Kapitalherabsetzung oder nach der Auflösung un­
beschränkt steuerpflichtiger Körperschaften oder 
Personenvereinigungen im Sinne der Nummer 1 
anfallen und die als Gewinnausschüttung im Sinne 
des § 28 Absatz 2 Satz 2 und 4 KStG gelten 

3. 	 Einnahmen aus der Beteiligung an einem Han­
delsgewerbe als stiller Gesellschafter und aus par­
tiarischen Darlehen, es sei denn, dass die Gesell­
schafter oder Darlehensgeber als Mitunternehmer 
anzusehen sind 

4. 	 Zinsen aus Hypotheken und Grundschulden und 
Renten aus Rentenschulden 

5. 	der Unterschiedsbetrag zwischen der Versiche­
rungsleistung und der Summe der auf sie entrich­
teten Beträge (Erträge) im Erlebensfall oder bei 
Rückkauf des Vertrages bei Rentenversicherungen 
mit Kapitalwahlrecht, soweit nicht die lebenslange 
Rentenzahlung gewählt und erbracht wird, und bei 
Kapitalversicherungen mit Sparanteil, wenn der 
Vertrag nach dem 31. Dezember 2004 abgeschlos­
sen worden ist 

6. 	Erträge aus sonstigen Kapitalforderungen jeder 
Art, wenn die Rückzahlung des Kapitalvermögens 
oder ein Entgelt für die Überlassung des Kapital­
vermögens zur Nutzung zugesagt oder gewährt 
worden ist, auch wenn die Höhe des Entgelts von 
einem ungewissen Ereignis abhängt 

7. 	 Diskontbeträge von Wechseln und Anweisungen 
einschließlich der Schatzwechsel 

8. 	 Einnahmen aus Leistungen einer nicht von der 
Körperschaftsteuer befreiten Körperschaft, Perso­
nenvereinigung oder Vermögensmasse im Sinne 
des § 1 Absatz 1 Nummer 3 bis 5 KStG, soweit sie 
nicht bereits zu den Einnahmen im Sinne der 
Nummer 1 dieses Abschnitts gehören; Nummer 1 
Satz 2 gilt entsprechend 

9. 	 Leistungen eines nicht von der Körperschaftsteuer 
befreiten Betriebs gewerblicher Art im Sinne des 
§ 4 KStG mit eigener Rechtspersönlichkeit 

10. Einnahmen aus der Veräußerung von Dividenden-
scheinen und sonstigen Ansprüchen durch den In-
haber/die Inhaberin des Stammrechts sowie von 
Zinsscheinen und Zinsforderungen durch den In-
haber/die Inhaberin der Schuldverschreibung 

11. Einnahmen aus der Veräußerung oder Abtretung 
von Schuldverschreibungen, Schuldbuchforderun­
gen und sonstigen Kapitalforderungen. 

4.7.2	 Soweit Einkünfte aus Kapitalvermögen zu den Ein­
künften aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbe­
betrieb, aus selbstständiger Arbeit oder aus Vermie­
tung und Verpachtung gehören, sind sie diesen Ein­
künften zuzurechnen (§ 20 Absatz 8 EStG). 

4.7.3	 Zu Zuordnung, Begrenzung und Nachweis der Wer­
bungskosten vergleiche § 2 Absatz 2 Satz 2 EStG in 
Verbindung mit § 20 Absatz 9 EStG. 

4.7.4	 Zur Anwendung des § 20 EStG vergleiche § 52 Ab­
satz 36 bis 37d EStG. 

4.8	 Vermietung und Verpachtung 

4.8.1	 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 Ab­
satz 1 EStG) sind: 

1.	 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von un­
beweglichem Vermögen, insbesondere von Grund­
stücken, Gebäuden, Gebäudeteilen, Schiffen, die 
in ein Schiffsregister eingetragen sind, und Rech­
ten, die den Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
über Grundstücke unterliegen (zum Beispiel Erb­
baurecht) 

2. 	 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von 
Sachinbegriffen, insbesondere von beweglichem 
Betriebsvermögen 

3. 	 Einkünfte aus zeitlich begrenzter Überlassung von 
Rechten, insbesondere von schriftstellerischen, 
künstlerischen und gewerblichen Urheberrechten 

4. 	Einkünfte aus der Veräußerung von Miet- und 
Pachtzinsforderungen, auch dann, wenn die Ein­
künfte im Veräußerungspreis von Grundstücken 
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enthalten sind und die Miet- oder Pachtzinsen sich 
auf einen Zeitraum beziehen, in dem der Veräuße­
rer noch Besitzer/Besitzerin war. 

Die §§ 15a und 15b EStG sind sinngemäß anzuwen­
den. 

4.8.2	 Soweit Einkünfte der in Nummer 4.8.1 bezeichneten 
Art zu anderen Einkunftsarten gehören, sind sie diesen 
zuzurechnen (§ 21 Absatz 3 EStG). 

4.8.3	 Bezüglich der Werbungskosten siehe Nummern 4.10 
und 4.11. Dies sind zum Beispiel folgende Aufwen­
dungen: 

1. 	 Schuldzinsen und auf besonderen Verpflichtungs­
gründen beruhende Renten und dauernde Lasten, 
soweit sie mit einer Einnahme im wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehen (vergleiche § 9 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 1 EStG). Bei Leibrenten kann nur 
der Anteil abgezogen werden, der sich nach § 22 
Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 
EStG ergibt. 

2. 	 Steuern vom Grundbesitz, sonstige öffentliche Ab­
gaben und Versicherungsbeiträge, soweit sie sich 
auf Gebäude oder auf Gegenstände beziehen, die 
dem/der Steuerpflichtigen zur Einnahmeerzielung 
dienen (vergleiche § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 
EStG) 

3. 	 Absetzungen für Abnutzung und Substanzverrin­
gerung und erhöhte Absetzungen (vergleiche § 9 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 7 EStG). 

4.8.4	 Zu Zuordnung, Begrenzung und Nachweis der Wer­
bungskosten vergleiche Nummer 4.11. 

4.9	 Sonstige Einkünfte 

4.9.1	 Sonstige Einkünfte (§ 22 EStG) sind: 

1. 	 Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen, soweit 
sie nicht einer anderen Einkunftsart zuzurechnen 
sind, insbesondere Leibrenten mit ihrem Ertrags­
und dem Besteuerungsanteil. Bei Leibrenten ab 
500 Euro/Jahr kann in der Regel davon ausgegan­
gen werden, dass deren steuerpflichtiger Ertrags­
und Besteuerungsanteil (§ 22 Nummer 1 Satz 3 
Buchstabe a EStG) insgesamt den Werbungskos­
ten-Pauschbetrag übersteigt (vergleiche Num­
mer 4.9.2 und § 22 Nummer 1 Satz 3 EStG) 

2. 	Einkünfte aus Unterhaltsleistungen, soweit sie 
nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 EStG vom Geber 
abgezogen werden können (vergleiche § 22 Num­
mer 1a EStG) 

3. 	 Einkünfte aus Versorgungsleistungen, soweit sie 
im Rahmen einer Zahlungsverpflichtung nach 
§ 10 Absatz 1 Nummer 1a EStG als Sonderausga­
ben abgezogen werden können (vergleiche § 22 
Nummer 1b EStG) 

4. 	 Einkünfte aus Leistungen auf Grund eines schuld-
rechtlichen Versorgungsausgleichs, soweit sie im 

Rahmen einer Ausgleichsverpflichtung nach § 10 
Absatz 1 Nummer 1b EStG als Sonderausgaben 
abgezogen werden können (vergleiche § 22 Num­
mer 1c EStG) 

5. 	Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften 
im Sinne des § 23 EStG (vergleiche § 22 Num­
mer 2 EStG ) 

6. 	 Einkünfte aus sonstigen Leistungen, soweit sie we­
der zu anderen Einkunftsarten nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1 bis 6 EStG noch zu den Einkünften im 
Sinne des § 22 Nummer 1, 1a, 2 oder Nummer 4 
EStG gehören, zum Beispiel Einkünfte aus gele­
gentlichen Vermittlungen und aus der Vermietung 
beweglicher Gegenstände. Sie sind nicht einkom­
mensteuerpflichtig, wenn sie weniger als 256 Eu­
ro im Kalenderjahr betragen (vergleiche § 22 Num­
mer 3 EStG) 

7. 	Entschädigungen, Amtszulagen, Zuschüsse zu 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen, Über­
gangsgelder, Überbrückungsgelder, Sterbegelder, 
Versorgungsabfindungen, Versorgungsbezüge, die 
auf Grund des Abgeordnetengesetzes oder des Eu­
ropaabgeordnetengesetzes, sowie vergleichbare Be­
züge, die auf Grund der entsprechenden Gesetze 
der Länder gezahlt werden (vergleiche § 22 Num­
mer 4 EStG) 

8. 	 Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen, Direkt­
versicherungen, Pensionsfonds und Pensionskas­
sen nach den Maßgaben des Altersvermögens­
gesetzes (vergleiche § 22 Nummer 5 EStG). 

4.9.2	 Zur Abgeltung der Werbungskosten ist von den Ein­
nahmen im Sinne des § 22 Nummer 1, 1a und 5 EStG 
ein Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nummer 3 EStG 
von insgesamt 102 Euro jährlich abzuziehen, soweit 
nicht höhere Werbungskosten nachgewiesen oder 
glaubhaft gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn 
im Laufe des Bewilligungszeitraums die Einnahmen 
nur für einige Zeit erzielt werden. Der Pauschbetrag ist 
ein Gesamtbetrag, der für sämtliche Einkünfte nach 
§ 22 Nummer 1, 1a und 5 EStG nur einmal je Kalen­
derjahr abgezogen werden kann. 

4.9.3	 Zur Anwendung des § 22 Nummer 1 Satz 2 EStG ver­
gleiche § 52 Absatz 38 EStG. 

4.9.4	 Zu Zuordnung, Begrenzung und Nachweis der Wer­
bungskosten vergleiche Nummer 4.11. 

4.10	 Einkünfte, Einnahmen und Werbungskosten 

4.10.1	 Einkünfte sind bei den Einkunftsarten nichtselbststän­
dige Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Ver­
pachtung sowie sonstige Einkünfte der Überschuss der 
Einnahmen über die Werbungskosten (§ 2 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 EStG). 

4.10.2	 Einnahmen sind alle Güter, die in Geld oder Geldes­
wert bestehen und dem Steuerpflichtigen im Rahmen 
einer der Einkunftsarten des § 2 Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 4 bis 7 EStG zufließen (§ 8 Absatz 1 EStG). Ein­
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nahmen, die nicht in Geld bestehen (Wohnung, Kost, 
Waren, Dienstleistungen und sonstige Sachbezüge), 
sind mit den um übliche Preisnachlässe geminderten 
üblichen Endpreisen am Abgabeort anzusetzen (§ 8 
Absatz 2 Satz 1 EStG). Bei Arbeitnehmern, für deren 
Sachbezüge durch Rechtsverordnung nach § 17 Ab­
satz 1 Nummer 4 SGB IV (Sozialversicherungsent­
geltverordnung) Werte bestimmt worden sind, sind 
diese Werte maßgebend (vergleiche § 8 Absatz 2 
Satz 6 EStG). 

4.10.3	 Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwerbung, 
Sicherung und Erhaltung der Einnahmen (§ 9 Absatz 1 
Satz 1 EStG). 

4.11	 Zuordnung, Begrenzung und Nachweis der Werbungs­
kosten 

4.11.1	 Die Werbungskosten sind bei der Einkunftsart abzu­
ziehen, bei der sie erwachsen sind (§ 9 Absatz 1 Satz 2 
EStG). Wird bei der Ermittlung des Jahreseinkom­
mens von dem letzten Einkommensteuerbescheid oder 
von den Vorauszahlungsbescheiden ausgegangen (§ 22 
Absatz 3), sind die Werbungskosten bei der Ermittlung 
der Einkünfte bereits abgezogen worden (vergleiche 
§ 2 Absatz 2 EStG) und daher nicht nochmals abzuzie­
hen. 

4.11.2	 Werbungskosten für eine Einkunftsart können nur in 
der steuerlich zulässigen Höhe und höchstens bis zur 
Höhe der jeweiligen Einnahmen abgezogen werden. 

4.11.3	 In der Vergangenheit entstandene Werbungskosten sind 
in der nachgewiesenen Höhe abzuziehen, soweit sie 
über die steuerlichen Pauschbeträge hinausgehen (ver­
gleiche Nummer 4.6.4) und zu erwarten ist, dass sie 
auch im zu betrachtenden Zeitraum in gleicher Höhe 
anfallen. Sofern ein Nachweis nicht möglich ist, sind 
die Werbungskosten in der glaubhaft gemachten Höhe 
mindestens in Höhe der steuerlichen Pauschbeträge zu 
berücksichtigen. 

4.11.4	 Zur Ermittlung des Überschusses der Einnahmen über 
die Werbungskosten sind die Werbungskosten mit fol­
genden Pauschbeträgen abzuziehen, sofern nicht hö­
here Werbungskosten nachgewiesen oder glaubhaft 
gemacht werden (vergleiche § 9a EStG): 

a) 	 von den Einnahmen aus nichtselbstständiger Ar­
beit (§ 19 EStG) vorbehaltlich der Einnahmen un­
ter Buchstabe b ein Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
von 1 000 Euro, daneben sind Aufwendungen nach 
§ 9c Absatz 1 und 3 EStG gesondert abzuziehen  

b) 	 von den Einnahmen aus nichtselbstständiger Ar­
beit, soweit es sich um Versorgungsbezüge im Sin­
ne des § 19 Absatz 2 (Ruhegehalt, Witwen- oder 
Waisengeld, Unterhaltsbeitrag oder ein gleicharti­
ger Bezug, Bezüge und Vorteile aus früheren 
Dienstleistungen wegen Erreichens einer Alters­
grenze, verminderter Erwerbsfähigkeit oder Hinter­
bliebenenbezüge) handelt, ein Pauschbetrag von 
102 Euro 

c) 	 von den Einnahmen im Sinne des § 22 Nummer 1, 
1a und 5 EStG ein Pauschbetrag von 102 Euro. 

4.11.5	 Werden steuerfreie Einnahmen im Sinne des § 21 Ab­
satz 2 erzielt, dürfen die Aufwendungen zum Erwerb, zur 
Sicherung und zur Erhaltung der anrechenbaren steuer­
freien Einnahmen (zum Beispiel Fahrtkosten, Kontofüh­
rungsgebühren) in zu erwartender oder nachgewiesener 
Höhe vom Jahreseinkommen abgezogen werden. 

4.11.6	 Werbungskostenpauschalen sind bei mehreren Ein­
kommen gleicher Art nur einmal abzusetzen. Erhält 
beispielsweise ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitneh­
merin Gehalt aus mehreren Beschäftigungsverhältnis­
sen, kann der Pauschbetrag von 1 000 Euro nur einmal 
abgezogen werden. Ebenso kann bei gleichzeitigem 
Bezug mehrerer Renten der Pauschbetrag von 102 Eu­
ro nur einmal abgesetzt werden. Bei gleichzeitigen 
Einnahmen aus unterschiedlichen Einkunftsarten, zum 
Beispiel aus nichtselbstständiger Arbeit und aus sons­
tigen Einkünften im Sinne des § 22 Nummer 1, 1a und 5 
EStG, ist der jeweils maßgebende Pauschbetrag bei der 
entsprechenden Einkunftsart zu berücksichtigen (zum 
Beispiel 1 000 Euro bei Arbeitseinkommen, 102 Euro 
bei Versorgungsbezügen). 

4.12	 Ausländische Einkünfte 

Ausländische Einkünfte gehören in voller Höhe zum 
Jahreseinkommen. 

Der steuerpflichtige Teil ist Einkommen nach § 21 Ab­
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 
EStG. Der nach § 32b Absatz 2 in Verbindung mit 
§ 32a Absatz 1 EStG steuerfreie Teil ist Einkommen 
nach § 21 Absatz 2 Nummer 8 (vergleiche Num­
mer 5.42). Die Einkünfte sind mit dem zum Zeit­
punkt der Antragstellung geltenden amtlichen Tages­
kurs umzurechnen. Als amtlicher Tageskurs ist der 
Euro-Referenzkurs der Europäischen Zentralbank zu­
grunde zu legen. Die Tageskurse werden auf der In­
ternetseite der Deutschen Bundesbank veröffentlicht 
(www.bundesbank.de). 

5	 Steuerfreie zum Jahreseinkommen gehörende Ein­
nahmen (§ 21 Absatz 2 WoFG) 

Die in § 21 Absatz 2 genannten steuerfreien Einnah­
men stehen dem Haushalt des Antragstellers zur 
Deckung des Lebensunterhalts zur Verfügung. Sie sind 
daher in dem jeweils genannten Umfang bei der 
Ermittlung des Jahreseinkommens zu berücksichti­
gen. 

5.1	 Versorgungsbezüge (Nummer 1.1) 

5.1.1	 Versorgungsbezüge sind zum Beispiel Ruhegehalt, 
Witwen- oder Waisengeld, Unterhaltsbeitrag oder we­
gen Erreichens einer Altersgrenze, Berufsunfähigkeit, 
Erwerbsunfähigkeit oder als Hinterbliebenenbezüge 
gewährte Vorteile aus früheren Dienstleistungen (ver­
gleiche § 19 Absatz 2 EStG). 

http:www.bundesbank.de
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5.1.2	 Versorgungsbezüge gehören in voller Höhe zum Jah­
reseinkommen. Der steuerpflichtige Teil ist Einkom­
men nach § 21 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 beziehungsweise Nummer 7 
EStG. Der nach § 19 Absatz 2 Satz 1 und § 22 Nummer 4 
Buchstabe b EStG steuerfreie Betrag (Versorgungsfrei­
betrag) sowie der Zuschlag zu diesem ist Einkommen 
nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.1. Die sich jährlich än­
dernden Werte des Versorgungsfreibetrages und des 
Zuschlages zum Versorgungsfreibetrag sind der Tabel­
le § 19 Absatz 2 Satz 3 EStG zu entnehmen. 

5.2	 Rentenleistungen (Nummer 1.2) 

5.2.1	 Die einkommensabhängigen Rentenleistungen nach 
dem BVG und nach den Gesetzen, die auf das BVG 
verweisen und es gegebenenfalls für entsprechend an­
wendbar erklären, gehören nach § 21 Absatz 2 Num­
mer 1.2 zum Jahreseinkommen. Diese Renten sind im 
Wesentlichen nach § 3 Nummer 6 EStG steuerfrei. Der 
steuerpflichtige Teil gehört bereits nach § 21 Absatz 1 
Satz 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 
und § 22 Nummer 1 Satz 3 EStG zum Jahreseinkom­
men. Grundrenten, denen auch eine Schadensersatz­
funktion zukommt, bleiben bei der Einkommens­
ermittlung außer Betracht. 

5.2.2	 Einkommensabhängige Rentenleistungen nach dem 
BVG sind: 

1.	 der Berufsschadensausgleich (§ 30 Absatz 3 und 6) 
2. 	 die Ausgleichsrente (§§ 32, 33 und 34) auch bei 

Waisen (§ 47) 
3. 	 der Ehegattenzuschlag (§ 33a) 
4. 	 der Kinderzuschlag (§ 33b) 
5. 	 der Schadensausgleich der Witwe (§ 40a) 
6. 	 die Ausgleichsrente der Witwe (§ 41) 
7. 	 die Witwen- und Waisenbeihilfe sowie die Wit­

wenabfindung (§ 48) 
8. 	 die Elternrente (§ 51) 

5.2.3	 Einkommensunabhängige Rentenleistungen nach dem 
BVG sind bei der Einkommensermittlung nicht zu be­
rücksichtigen. Diese sind im Einzelnen: 

1. 	 die Grundrente (§ 31), auch bei Waisen (§ 46) 
2. 	 die Pflegezulage (§ 35) 
3. 	 das Bestattungsgeld (§§ 36 und 53) 
4. 	 das Sterbegeld (§ 37) 
5. 	 der Pflegeausgleich der Witwe (§ 40b) 
6. 	 die Abfindung der Witwe (§ 44) 

5.2.4	 Zu den Gesetzen, die auf das BVG verweisen und es 
gegebenenfalls für entsprechend anwendbar erklären, 
vergleiche Nummer R 3.6 Absatz 1 Satz 2 LStR. 

5.3	 Leibrenten (Nummer 1.3) 

5.3.1 	 Zu den Leibrenten gehören insbesondere 

1. 	 Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung, 
wie zum Beispiel Altersrenten (Vollrente, vorge­

zogene Altersrente, Teilrente), Renten wegen Be­
rufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsunfähigkeit 
sowie die Hinterbliebenenrenten (insbesondere 
Witwen-/Witwerrenten und Waisenrenten), 

2. 	 Renten aus privaten Versicherungen auf den Erle­
bens- oder Todesfall; hierzu zählen auch die priva­
ten Berufsunfähigkeitsrenten und Rentenzahlun­
gen aus privaten Unfallversicherungen, 

3. 	 Versorgungsrenten und Hinterbliebenenrenten aus 
der Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst, ins­
besondere der Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder, soweit eigene Beiträge des Arbeitneh­
mers/der Arbeitnehmerin geleistet worden sind. 

5.3.2	 Leibrenten gehören in voller Höhe zum Jahreseinkom­
men. Der steuerpflichtige Teil in Höhe des sogenannten 
Ertragsanteils beziehungsweise des der Besteuerung 
unterliegenden Teils (Besteuerungsanteil) ist Einkom­
men nach § 21 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und § 22 Nummer 1 Satz 3 
EStG. Die den Ertragsanteil beziehungsweise den Be­
steuerungsanteil übersteigenden Teile sind steuerfrei, 
aber Einkommen nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.3. 

Nur bei der Ermittlung des Einkommens nach § 21 Ab­
satz 1 ist der Werbungskosten-Pauschbetrag (verglei­
che Nummer 4.9.2) abzuziehen, soweit nicht höhere 
Werbungskosten nachgewiesen oder glaubhaft gemacht 
werden. 

5.4	 Renten-, Kapitalabfindungen und Ausgleichsleistun­
gen (Nummer 1.4) 

Zu den nach § 3 Nummer 3 Buchstabe a, c und d EStG 
steuerfreien Kapitalabfindungen auf Grund der ge­
setzlichen Rentenversicherung und der Beamten-(Pen­
sions-)Gesetze gehören unter anderem: 

1. 	 Rentenabfindungen nach § 107 SGB VI, nach § 21 
BeamtVG oder entsprechendem Landesrecht 
und nach § 43 SVG in Verbindung mit § 21 
BeamtVG 

2. Kapitalabfindungen 	und Ausgleichszahlungen 
nach § 48 Absatz 1 BeamtVG oder entsprechen­
dem Landesrecht 

3. Kapitalabfindungen 	und Ausgleichszahlungen 
nach den §§ 28 bis 35 und 38 SVG. 

Vertragliche Abfindungen, auch auf Grund eines be­
trieblichen Sozialplans, unterfallen § 21 Absatz 1 Satz 1 
und nicht § 21 Absatz 2 Nummer 1.4 . 

5.5 	 Renten wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit 
(Nummer 1.5 Buchstabe a) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.5 Buchstabe a gehört 
die nach § 3 Nummer 1 Buchstabe a EStG steuerfreie 
Rente wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit nach 
den §§ 56 bis 62 SGB VII (sogenannte Verletztenrente 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung) zum Jahres­
einkommen. Schadensrenten, die der/die Geschädigte 
nicht auf Grund eigener Versicherungsbeiträge, son­
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dern unmittelbar durch den Verursacher oder die Ver­
ursacherin erhält, zählen als private Renten nicht zu 
diesen Verletztenrenten. Sie sind als steuerpflichtige 
Entschädigung für entgangene Einnahmen (vergleiche 
§ 24 Nummer 1 Buchstabe a EStG) in voller Höhe 
Einkünfte nach § 21 Absatz 1 in Verbindung mit § 2 
Absatz 1 EStG. 

5.6	 Renten und Beihilfen an Hinterbliebene (Nummer 1.5 
Buchstabe b) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.5 Buchstabe b gehören 
die nach § 3 Nummer 1a EStG steuerfreien Renten und 
Beihilfen an Hinterbliebene nach den §§ 63 bis 71 
SGB VII - Gesetzliche Unfallversicherung - zum Jah­
reseinkommen. Erfasst werden: 

1. 	Witwer- und Witwenrente nach den §§ 65, 66 
SGB VII 

2. 	 Waisenrente nach den §§ 67, 68 SGB VII 
3. 	Rente an Verwandte der aufsteigenden Linie, 

(Groß-)Eltern, Stief- oder Pflegeeltern des oder 
der Verstorbenen nach § 69 SGB VII 

4. 	 Witwer-, Witwen- und Waisenbeihilfe nach § 71 
SGB VII. 

Nicht zum Jahreseinkommen gehören: 

1.	 das Sterbegeld nach § 64 Absatz 1 SGB VII 
2.	 die Erstattung der Überführungskosten nach § 64 

Absatz 2 SGB VII. 

Diesen Leistungen stehen Aufwendungen für Bestat­
tung und Überführung gegenüber, sie dienen mithin 
nicht dem allgemeinen Lebensunterhalt. 

5.7	 Abfindungen (Nummer 1.5 Buchstabe c) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.5 Buchstabe c gehören 
die nach § 3 Nummer 1 Buchstabe a EStG steuerfreien 
Abfindungen nach den §§ 75 bis 80 SGB VII (gesetz­
liche Unfallversicherung) zum Jahreseinkommen. Er­
fasst werden Abfindungen: 

1. 	in Form einer Gesamtvergütung gemäß § 75 
SGB VII, 

2. 	 bei Minderung der Erwerbsfähigkeit gemäß §§ 76, 
78 SGB VII, 

3. 	 bei Wiederheirat nach § 80 SGB VII. 

5.8	 Lohn- und Einkommensersatzleistungen (Nummer 1.6) 

5.8.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.6 gehören die Lohn-
und Einkommensersatzleistungen nach § 32b Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 EStG zum Jahreseinkommen mit 
Ausnahme der nach § 3 Nummer 1 Buchstabe d EStG 
steuerfreien Mutterschutzleistungen und das nach § 3 
Nummer 67 EStG steuerfreie Elterngeld bis zur Höhe 
der nach § 10 des Bundeselterngeld- und Elternzeitge­
setzes anrechnungsfreien Beträge (300 Euro monatlich). 

5.8.2	 Lohn- und Einkommensersatzleistungen nach § 32b 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG sind: 

1. 	 nach dem SGB III oder dem Arbeitsförderungs­
gesetz: 

a) 	 Arbeitslosengeld (§§ 117 ff. SGB III) 
b) 	 Teilarbeitslosengeld (§ 150 SGB III) 
c) 	 Zuschüsse zum Arbeitsentgelt (§ 264 SGB III) 
d) 	 Kurzarbeitergeld (§§ 169 ff. SGB III) 
e) 	 Insolvenzgeld (§§ 183 ff. SGB III) 
f) 	 Übergangsgeld (§ 45 SGB IX) 
g) 	 Leistungen nach § 10 SGB III, die dem Le­

bensunterhalt dienen. 

2. 	 das aus dem Europäischen Sozialfonds finanzierte 
Unterhaltsgeld. 

3. 	 nach dem SGB V, VI oder VII, KVLG oder KVLG 
1989: 

a) 	 Krankengeld (§§ 44 ff. SGB V, §§ 8, 12 und 13 
KVLG) 

b) 	 Verletztengeld (§ 45 SGB VII) 
c) 	 Übergangsgeld (§§ 20 ff. SGB VI und §§ 49 ff. 

SGB VII) 
d) vergleichbare Lohnersatzleistungen. 

4. 	 Arbeitslosenbeihilfe nach § 86a Absatz 1 SVG. 

5. 	 Entschädigungen für Verdienstausfall nach § 56 
des Infektionsschutzgesetzes. 

6. 	 nach dem BVG: 

a) Versorgungskrankengeld (§ 16 BVG) 
b) Übergangsgeld (§ 26a BVG). 

7. 	 nach § 3 Nummer 28 EStG steuerfreie Aufsto­
ckungsbeträge oder Zuschläge unter anderem für 
Altersteilzeitarbeit. 

8. 	 Verdiensausfallentschädigung nach § 13 USG. 

9. 	 Elterngeld nach dem BEEG, soweit es die an­
rechnungsfreien Beträge nach § 10 BEEG über­
steigt. 

5.8.3	 Das Arbeitslosengeld wird nach § 134 SGB III für Ka­
lendertage berechnet. Wird für einen vollen Monat das 
Arbeitslosengeld geleistet, ist dieser mit 30 Tagen an­
zusetzen. Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens 
sind das Arbeitslosengeld je Kalendertag und das Jahr 
mit 360 Tagen anzusetzen. Für Krankengeld (§ 47 
SGB V) ist bei der Ermittlung des Jahreseinkommens 
die gleiche Berechnung anzuwenden wie beim Ar­
beitslosengeld. 

5.8.4	 Beim Zusammentreffen von Mutterschaftsgeld und 
Elterngeld wird nach § 3 Absatz 1 Satz 1 BEEG das 
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Mutterschaftsgeld (mit Ausnahme des Mutterschafts­
geldes nach § 13 Absatz 2 MuSchG) auf das zustehen­
de Elterngeld angerechnet, ebenso der Arbeitgeberzu­
schuss zum Mutterschaftsgeld nach § 14 MuSchG so­
wie die nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vor­
schriften für die Zeit der Beschäftigungsverbote ge­
zahlten Dienstbezüge, Anwärterbezüge und Zuschüs­
se (vergleiche § 3 Absatz 1 Satz 3 BEEG). Da § 10 Ab­
satz 1 BEEG bestimmt, dass das Elterngeld und ver­
gleichbare Leistungen der Länder sowie die nach § 3 
BEEG auf das Elterngeld angerechneten Leistungen 
bei Sozialleistungen, deren Zahlung von anderen Ein­
kommen abhängig ist, bis zu einer Höhe von insgesamt 
300 Euro im Monat als Einkommen unberücksichtigt 
bleiben, ist der 300 Euro übersteigende Betrag des un­
gekürzten Elterngeldes anrechenbar. 

Beispiel: 

Es wird Mutterschaftsgeld aus der gesetzlichen Kran­
kenkasse (§ 13 Absatz 1 MuSchG in Verbindung mit 
§ 200 RVO) von kalendertäglich 13 Euro (monatlich 
390 Euro) gewährt. Der monatliche Elterngeldanspruch 
nach § 2 BEEG beträgt 760 Euro, auf den das Mutter­
schaftsgeld der gesetzlichen Krankenkasse in Höhe 
von 390 Euro angerechnet wird, so dass sich ein Zahl­
betrag des Elterngeldes in Höhe von 370 Euro ergibt. 
Anrechenbar sind 70 Euro. 

5.9	 Unterhaltshilfe nach den §§ 261 bis 278a LAG (Num­
mer 1.7 Buchstabe a) 

5.9.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.7 Buchstabe a gehört 
die Hälfte der nach § 3 Nummer 7 EStG steuerfreien 
Unterhaltshilfe nach den §§ 261 bis 278a LAG zum 
Jahreseinkommen. Die Unterhaltshilfe umfasst nach 
den §§ 269 bis 269b LAG neben Leistungen für den 
Berechtigten, für den nicht dauernd getrennt lebenden 
Ehegatten und für jedes überwiegend vom Berechtig­
ten unterhaltene Kind im Sinne des § 265 Absatz 2 
LAG eine Pflegezulage (§ 267 Absatz 1 LAG) sowie 
einen Selbstständigenzuschlag (§ 269a LAG) oder ei­
nen Sozialzuschlag (§ 269b LAG). 

5.9.2	 Eine nach § 269 Absatz 2 in Verbindung mit § 267 Ab­
satz 1 LAG zur Unterhaltshilfe gewährte Pflegezulage 
gehört nicht zum Jahreseinkommen. Sie bleibt damit 
bei der Einkommensermittlung unberücksichtigt. 

Für die nach dem 31. Dezember 2005 zu erfüllenden 
Ansprüche auf Unterhaltshilfe gilt § 292a LAG. 

5.10	 Beihilfe zum Lebensunterhalt nach den §§ 301 bis 301b 
LAG (Nummer 1.7 Buchstabe b) 

5.10.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.7 Buchstabe b gehört 
die Hälfte der nach § 3 Nummer 7 EStG - steuerfreie 
Beihilfe zum Lebensunterhalt - nach den §§ 301 bis 
301b LAG zum Jahreseinkommen. 

Für die nach dem 31. Dezember 2005 zu gewährende 
Beihilfe zum Lebensunterhalt gilt § 292a LAG. 

5.10.2	 Eine nach § 269 Absatz 2 in Verbindung mit § 267 Ab­
satz 1 LAG zur Beihilfe zum Lebensunterhalt nach 
§§ 301 bis 301b LAG gewährte Pflegezulage gehört in 
entsprechender Anwendung des § 21 Absatz 2 Num­
mer 1.7 Buchstabe a nicht zum Jahreseinkommen, sie 
bleibt bei der Ermittlung des Jahreseinkommens unbe­
rücksichtigt. 

5.11	 Unterhaltshilfe nach § 44 und Unterhaltsbeihilfe nach 
§ 45 des Reparationsschädengesetzes - RepG (Num­
mer 1.7 Buchstabe c) 

5.11.1	 Das Reparationsschädengesetz wurde durch Artikel 8 
des Gesetzes zur Änderung und Bereinigung des LAG 
mit Wirkung zum 1. Juli 2006 aufgehoben (BGBl. I 
S. 1328). Gemäß Übergangsvorschrift in § 373 des 
vorgenannten Gesetzes findet es jedoch weiterhin An­
wendung, wenn Schadensausgleichsverfahren erst nach 
dem 1. Juli 2006 abgeschlossen wurden sowie bei Än­
derung von Entscheidungen, Wiederaufnahme von Ver­
fahren und Rückforderung von Leistungen. 

5.11.2	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.7 Buchstabe c gehört 
die Hälfte der nach § 3 Nummer 7 EStG steuerfreien 
Unterhaltshilfe nach § 44 und der Unterhaltsbeihilfe 
nach § 45 des Reparationsschädengesetzes - RepG 
zum Jahreseinkommen. Die Unterhaltshilfe nach § 44 
und die Unterhaltsbeihilfe nach § 45 des Reparations­
schädengesetzes - RepG umfassen die entsprechend für 
die Unterhaltshilfe nach dem LAG in Betracht kom­
menden Leistungen nach den §§ 269 bis 269b LAG. 

5.11.3	 Eine nach § 269 Absatz 2 in Verbindung mit § 267 
Absatz 1 LAG zur Unterhaltshilfe oder zur Unter­
haltsbeihilfe gewährte Pflegezulage gehört in ent­
sprechender Anwendung des § 21 Absatz 2 Num­
mer 1.7 Buchstabe a nicht zum Jahreseinkommen, sie 
bleibt bei der Ermittlung des Jahreseinkommens un­
berücksichtigt. 

5.12	 Beihilfe zum Lebensunterhalt nach den §§ 10 bis 15 
FlüHG (Nummer 1.7 Buchstabe d) 

5.12.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.7 Buchstabe d gehört 
mit Ausnahme der Leistungen nach den §§ 276 und 
277 LAG die Hälfte der nach § 3 Nummer 7 EStG 
steuerfreien Beihilfe zum Lebensunterhalt nach den 
§§ 10 bis 15 FlüHG zum Jahreseinkommen. Für die 
nach dem 31. Dezember 2005 zu gewährende Beihilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem FlüHG gilt § 292a LAG. 

5.12.2	 Eine nach § 269 Absatz 2 in Verbindung mit § 267 Ab­
satz 1 LAG nach dem FlüHG gewährte Pflegezulage 
gehört nicht zum Jahreseinkommen, sie bleibt bei der 
Ermittlung des Jahreseinkommens unberücksichtigt. 

5.13	 Steuerfreie Krankentagegelder (Nummer 1.8) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 1.8 gehören die nach § 3 
Nummer 1 Buchstabe a EStG steuerfreien Krankenta­
gegelder zum Jahreseinkommen. Nach § 3 Nummer 1 
Buchstabe a EStG wird auch das zum Ausgleich des 



1629 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 46 vom 21. November 2012 

Verdienstausfalls im Krankheitsfall gezahlte Kranken­
geld aus einer privaten Krankentagegeldversicherung 
erfasst. Krankengeld nach den §§ 44 ff. SGB V im 
Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung und 
nach den §§ 8, 12 und 13 KVLG 1989 für mitarbeiten­
de Familienangehörige unterliegt demgegenüber dem 
Progressionsvorbehalt nach § 32b Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe b EStG und ist nach § 21 Absatz 2 
Nummer 1.6 erfasst (vergleiche Nummer 5.8.2 unter 
Ziffer 3 Buchstabe a). Die Berücksichtigung erfolgt 
aus Gleichbehandlungsgründen, da sowohl die beiden 
genannten gesetzlichen Krankengeldleistungen als auch 
das Krankentagegeld aus einer privaten Versicherung 
denselben Zweck verfolgen, das durch eine Arbeitsun­
fähigkeit ausfallende Arbeitseinkommen zu ersetzen. 

5.14	 Steuerfreie Renten nach dem AntiDHG (Nummer 1.9) 

§ 6 Absatz 1 Satz 2 AntiDHG bestimmt, dass die mo­
natlichen Renten in Höhe von 272 Euro bis 1 088 Euro 
nach § 3 Absatz 2 AntiDHG zur Hälfte als Einkommen 
berücksichtigt werden, wenn bei Sozialleistungen die 
Gewährung oder die Höhe von anderen Einkommen 
abhängt. Die hälftige Zurechnung zum Jahreseinkom­
men ist durch § 21 Absatz 2 Nummer 1.9 klargestellt. 

5.15	 Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit 
(Nummer 2.1) 

Die Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtar­
beit gehören in voller Höhe zum Jahreseinkommen. 
Der steuerpflichtige Teil der Zuschläge ist bereits nach 
§ 21 Absatz 1 Satz 1  in Verbindung mit § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4 EStG Einkommen. Der nach § 3b 
EStG steuerfreie Teil der Zuschläge ist nach § 21 Ab­
satz 2 Nummer 2.1 in voller Höhe hinzuzurechnen. 
Der Basis-Stundensatz beträgt höchstens 50 Euro. 

5.16	 Vom Arbeitgeber pauschal besteuerter Arbeitslohn für 
Teilzeit- und geringfügig Beschäftigte (Nummer 2.2) 

5.16.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 2.2 gehört der nach § 40a 
EStG vom Arbeitgeber pauschal besteuerte Arbeits­
lohn zum Jahreseinkommen. Nach § 40a Absatz 1 bis 3 
EStG ist unter den dort im Einzelnen genannten 
Voraussetzungen die Pauschalierung der Lohnsteuer 
für Teilzeitbeschäftigte, geringfügig Beschäftigte und 
Aushilfskräfte in der Land- und Forstwirtschaft zuläs­
sig. In Fällen unzulässiger Pauschalierung nach § 40a 
Absatz 4 EStG ist das steuerpflichtige Einkommen be­
reits nach § 21 Absatz 1 Satz 1 zu berücksichtigen. 

5.16.2	 Eine pauschale Besteuerung von Arbeitslohn für ge­
ringfügig Beschäftigte erfolgt unter den Voraussetzun­
gen des § 8 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und § 8a SGB IV 
(sogenannte Mini-Jobs oder 400-Euro-Jobs) bezie­
hungsweise bei Aushilfskräften in der Land- und Forst­
wirtschaft. Die Absetzung zu erwartender Aufwendun­
gen zu dessen Erwerb, Sicherung und Erhaltung ist 
ausschließlich in glaubhaft gemachter Höhe zulässig; 
pauschale Beträge dürfen nicht abgesetzt werden (ver­
gleiche Nummer 4.6.5). Für die Ermittlung der glaub­

haft zu machenden Aufwendungen ist das EStG ent­
sprechend anzuwenden. 

5.17	 Sparer-Pauschbetrag (Nummer 3.1) 

Nach § 20 Absatz 9 EStG ist bei der Ermittlung der 
Einkünfte aus Kapitalvermögen (zum Beispiel Zinsen 
aus Sparguthaben) als Werbungskosten ein Betrag von 
801 Euro, bei zusammen veranlagten Ehegatten ein 
Betrag von 1 602 Euro abzuziehen. Dieser Sparer-
Pauschbetrag gehört nach § 21 Absatz 2 Nummer 3.1 
nur zum Jahreseinkommen, soweit die Einkünfte aus 
Kapitalvermögen 100 Euro übersteigen. 

5.18	 Rücklagen nach § 7g Absatz 3 bis 8 EStG (Num­
mer 3.2) ist weggefallen 

Diese Regelung wurde durch Artikel 8 Nummer 2 des 
Gesetzes vom 28. März 2009 (BGBl. I S. 634) aufge­
hoben. 

5.19	 Erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen 
(Nummer 3.3) 

Werden bei einem neuen beweglichen Wirtschafts-
gut des Anlagevermögens im Sinne des § 7g Ab­
satz 1 EStG unter den Voraussetzungen des § 7g Ab­
satz 2 EStG im Jahr der Anschaffung oder Herstel­
lung und in den vier folgenden Jahren erhöhte Ab­
setzungen oder Sonderabschreibungen in Anspruch 
genommen, gehören diese nur zum Jahreseinkom­
men, soweit sie die höchstmöglichen Absetzungen 
für Abnutzung nach § 7 EStG übersteigen; § 7g Ab­
satz 1 bis 4 und 7 EStG ist nach § 21 Absatz 1 Satz 2 
nicht anzuwenden. 

5.20	 Abfindungen (Nummer 4.1) 

Abfindungen wegen einer vom Arbeitgeber veran­
lassten oder gerichtlich ausgesprochenen Auflö­
sung des Dienstverhältnisses gehören in voller Höhe 
zum Jahreseinkommen (zur Anrechnung siehe Num­
mer 8.6). 

Abfindungszahlungen an Arbeitnehmer waren bis 
2005 nach § 3 Nummer 9 EStG bis zu einem Betrag 
von 11 000 Euro steuerfrei. Für Altverträge galt dieses 
Privileg noch bis zum 31. Dezember 2007. Ab 1. Janu­
ar 2008 ist dies ausgelaufen. Den § 3 Nummer 9 EStG 
hat der Gesetzgeber ersatzlos gestrichen. Eine ermä­
ßigte Besteuerung als außerordentliche Einkunft (Fünf­
telregelung) ist auf Antrag nach § 34 Absatz 2 Num­
mer 2 EStG möglich. Für die Berücksichtigung nach 
§ 21 Absatz 2 Nummer 4.1 hat sich nichts geändert, da 
auch in der Vergangenheit sowohl der steuerpflichtige 
als auch der steuerfreie Teil als Einkommen zu berück­
sichtigen war. 

5.21	 Grundbetrag der Produktionsaufgaberente und Aus­
gleichsgeld (Nummer 4.2) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 4.2 gehören der nach § 3 
Nummer 27 EStG steuerfreie Grundbetrag der Pro­
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duktionsaufgaberente nach dem FELEG und das nach 
der gleichen Vorschrift steuerfreie Ausgleichsgeld zum 
Jahreseinkommen. Der steuerfreie Höchstbetrag be­
trägt insgesamt 18 407 Euro. 

5.22	 Anpassungsgeld und andere Leistungen (Nummer 4.3) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 4.3 gehören die nach § 3 
Nummer 60 EStG steuerfreien Leistungen aus öffent­
lichen Mitteln an Arbeitnehmer des Steinkohlen-, Pech­
kohlen- und Erzbergbaus, des Braunkohlentiefbaus und 
der Eisen- und Stahlindustrie aus Anlass von Stillle­
gungs-, Einschränkungs-, Umstellungs- oder Rationali­
sierungsmaßnahmen zum Jahreseinkommen. Zu diesen 
Leistungen gehört zum Beispiel das sogenannte Anpas­
sungsgeld für Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen des 
Steinkohlenbergbaus und des Braunkohlentiefbaues. 

5.23	 Wiederkehrende Bezüge (Nummer. 5.1) 

5.23.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 5.1 gehören die nach § 22 
Nummer 1 Satz 2 EStG dem Empfänger oder der Emp­
fängerin steuerlich nicht zuzurechnenden wiederkeh­
renden Bezüge, die ihm oder ihr von nicht zum Haus­
halt rechnenden Personen (§ 18) als Geld- oder Sach­
leistung gewährt werden, sowie die Leistungen nach 
dem Unterhaltsvorschussgesetz zum Jahreseinkommen. 

5.23.2	 Nach § 22 Nummer 1 Satz 2 EStG sind die wiederkeh­
renden Bezüge, die freiwillig oder auf Grund einer frei­
willig begründeten Rechtspflicht oder einer gesetzlich 
unterhaltsberechtigten Person gewährt werden, nicht 
dem Empfänger oder der Empfängerin zuzurechnen, 
wenn der Geber oder die Geberin unbeschränkt ein­
kommensteuerpflichtig ist (vergleiche § 1 Absatz 1 bis 3 
EStG). Kindergeld nach dem BKGG ist als Einnahme 
nach § 21 Absatz 2 Nummer 5.1 unbeachtlich; jedoch ist 
zum Beispiel von den Eltern an Kinder weitergeleitetes 
Kindergeld Unterhalt und gehört zu den wiederkehren­
den Bezügen. Zahlt die Familienkasse das Kindergeld 
nach § 74 Absatz 1 Satz 1 EStG unmittelbar an das Kind 
aus, wird dies jedoch nicht als Einnahme erfasst. 

5.23.3	 Von den wiederkehrenden Bezügen nach Num­
mer 5.23.1 sind die Aufwendungen nach § 21 Absatz 3 
abzuziehen. Nur bei der Ermittlung des Einkommens 
nach § 21 Absatz 1 ist der Werbungskosten-Pausch­
betrag abzuziehen, soweit nicht höhere Werbungskos­
ten nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden. 

5.24	 Allgemeine Leistungen nach § 5 USG (Nummer 5.2 
Buchstabe a) 

5.24.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 5.2 Buchstabe a gehören 
die nach § 3 Nummer 48 EStG steuerfreien allgemei­
nen Leistungen nach § 5 USG zum Jahreseinkommen. 

5.24.2	 Als Mindestleistungen werden nach § 5 Absatz 3 USG 
gewährt 

a) 	der Ehefrau oder dem Lebenspartner 367 Euro 
monatlich. Der Betrag erhöht sich auf 542,50 Eu­

ro, wenn die Ehefrau oder der Lebenspartner mit 
einem oder mehreren minderjährigen Kindern in 
einem gemeinsamen Haushalt lebt und für deren 
Pflege und Erziehung sorgt. 

b) 	 dem ersten Kind 118,50 Euro, dem zweiten Kind 
102 Euro, dem dritten Kind und jedem weiteren 
Kind je 85 Euro monatlich. 

Der Betrag nach Buchstabe a erhöht sich auf 
542,50 Euro, wenn die Ehefrau oder der Lebenspartner 
oder die Lebenspartnerin mit einem oder mehreren 
Kindern in einem gemeinsamen Haushalt lebt und für 
deren Pflege und Erziehung sorgt. 

5.24.3	 Etwaige höhere Leistungen nach § 5 Absatz 2 USG 
sind zu berücksichtigen. 

5.24.4	 Grundwehrdienstleistende 

Der bisherige Grundwehrdienst wurde ab 1. Juli 2011 
durch den freiwilligen Wehrdienst ersetzt. Hierdurch 
kann ein Anspruch auf Leistungen nach dem USG ge­
geben sein, sofern das Dienstverhältnis dem Grund­
wehrdienst entspricht. Für noch im Wehrdienst stehen­
de Wehrpflichtige (nach altem Recht) kann der An­
spruch bis zu einer Dienstzeit von maximal 23 Mona­
ten (ab Einberufung) weiter bestehen. Hierzu sollte mit 
der Unterhaltssicherungsstelle Kontakt aufgenommen 
werden. 

Die im Rahmen des Bundesfreiwilligendienstes ge­
währten Geld- und Sachbezüge bleiben derzeit (2012) 
nach einer befristeten Billigkeitsentscheidung der 
obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder 
wegen der Gleichbehandlung mit dem freiwilligen 
Wehrdienst steuerfrei. Sie rechnen abweichend von § 21 
Absatz 5.2 Buchstabe a nicht zum Jahreseinkommen. 

Die Bundesregierung plant in Zukunft (ab 2013) die 
Einnahmen aus dem Bundesfreiwilligendienst zu be­
steuern, jedoch nicht das Taschengeld. Das gilt auch 
für die anderen freiwilligen Dienste, wie das Freiwilli­
ge Soziale Jahr oder das Freiwillige Ökologische Jahr 
(vergleiche § 32 Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe d 
EStG). 

5.25	 Leistungen für grundwehrdienstleistende Sanitätsoffi­
ziere nach § 12a USG (Nummer 5.2 Buchstabe b) 

5.25.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 5.2 Buchstabe b gehören 
die nach § 3 Nummer 48 EStG steuerfreien Leistungen 
für grundwehrdienstleistende Sanitätsoffiziere nach 
§ 12a USG zum Jahreseinkommen. 

5.25.2	 Wehrpflichtige, bei denen die Voraussetzungen des § 2 
Absatz 2 USG vorliegen, erhalten nach § 12a Absatz 1 
USG einen Betrag von monatlich 946 Euro. Sind un­
terhaltsberechtigte Familienangehörige im engeren Sin­
ne vorhanden, erhöht sich dieser Betrag auf monatlich 
1 227 Euro; dies gilt nicht für die Zeit, in der auch der 
Lebenspartner Grundwehrdienst leistet. 
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5.26	 Erziehungskosten bei Tagespflege nach SGB VIII 
(Nummer 5.3) ist weggefallen 

Die Nummer 5.3 des § 21 Absatz 2 wurde durch Ar­
tikel 8 Nummer 2 Buchstabe c des Gesetzes vom 
28. März 2009 (ELENA-Verfahrensgesetz) aufgeho­
ben, da die einer Tagespflegeperson gewährte laufende 
Geldleistung nach § 23 SGB VIII nach § 18 Absatz 1 
Nummer 1 EStG bei dieser voll zu versteuern ist und 
damit bereits von § 21 Absatz 1 erfasst wird. 

5.27	 Erziehungskosten bei Vollzeitpflege von Kindern oder 
Jugendlichen und Hilfe für junge Volljährige nach 
SGB VIII (Nummer 5.4 Buchstabe a und b) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 5.4 Buchstabe a und b ge­
hört die Hälfte der nach Landesrecht geltenden oder 
von anderweitig autorisierten Stellen der Landkreise 
empfohlenen Pauschale für die Kosten der Erziehung 
für Kinder, Jugendliche und junge Volljährige in Fäl­
len nach § 39 Absatz 1 in Verbindung mit § 33 oder mit 
§ 35a Absatz 2 Nummer 3 auch in Verbindung mit § 41 
Absatz 2 SGB VIII oder einer vergleichbaren Unter­
bringung nach § 21 SGB VIII zum Jahreseinkommen 
der Pflegeperson. Auf die tatsächlichen Kosten kommt 
es nicht an. Können in Fällen der Vollzeitpflege die 
Kosten der Erziehung nicht festgestellt werden, weil 
eine Gesamtpauschale (notwendige Unterhalts- und 
Erziehungskosten) festgesetzt oder empfohlen worden 
ist, ist bei der Einkommensermittlung nach § 21 Ab­
satz 2 Nummer 5.4 Buchstabe a und b die Hälfte dieser 
Gesamtpauschale zugrunde zu legen. 

5.28	 Unterhaltsleistungen einschließlich Unterkunftskos­
ten sowie Krankenhilfe für Minderjährige und junge 
Volljährige nach SGB VIII (Nummer 5.5) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 5.5 gehört die Hälfte der 
nach Landesrecht geltenden oder von anderweitig 
autorisierten Stellen der Landkreise empfohlenen Pau­
schale der laufenden Leistungen für die Kosten des 
notwendigen Unterhalts einschließlich der Unterkunft 
sowie der Krankenhilfe für Minderjährige und junge 
Volljährige nach § 13 Absatz 3 Satz 2, § 19 Absatz 3, 
§ 21 Satz 2, § 39 Absatz 1 und § 41 Absatz 2 SGB VIII 
zum Jahreseinkommen des Kindes, Jugendlichen und 
jungen Volljährigen. Auf die tatsächlichen Kosten 
kommt es nicht an. 

5.29	 Weitergeleitetes Pflegegeld (Nummer 5.6) 

5.29.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 5.6 gehört die Hälfte des 
an eine Pflegehilfe für Leistungen zur Grundpflege 
oder hauswirtschaftlichen Versorgung an einen Pflege­
bedürftigen weitergeleiteten Pflegegeldes nach § 37 
SGB XI, das nach Maßgabe des § 3 Nummer 36 Satz 1 
EStG steuerfrei ist, zum Jahreseinkommen der Pflege­
hilfe. Voraussetzung ist, dass die Pflegehilfe keine 
Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft mit dem Pflege­
bedürftigen führt, das heißt beide den Wohnraum nicht 
gemeinsam bewohnen und sich nicht ganz oder teil­
weise gemeinsam mit den Dingen des täglichen Le­

bens versorgen. Maßgebend ist nur der Betrag, der an 
die Pflegehilfe tatsächlich weitergeleitet wird. 

5.29.2	 Die Regelung nach Nummer 5.29.1 gilt auch für Pfle­
gegeld aus privaten Versicherungsverträgen nach den 
Vorgaben des SGB XI oder eine Pauschalbeihilfe nach 
Beihilfevorschriften für häusliche Pflege. 

5.30	 Leistungen nach dem BAföG (Nummer 6.1 Buchsta­
be a) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 6.1 Buchstabe a gehört 
die Hälfte der als Zuschüsse erbrachten Leistungen 
nach dem BAföG mit Ausnahme des Kinderbetreu­
ungszuschlages nach § 14b BAföG zum Jahresein­
kommen, und zwar unabhängig davon, ob der Geför­
derte auswärtig oder bei den Eltern untergebracht ist. 

5.31	 Leistungen der Begabtenförderungswerke (Nummer 6.1 
Buchstabe b) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 6.1 Buchstabe b gehört 
die Hälfte der als Zuschüsse erbrachten Leistungen der 
Begabtenförderungswerke, soweit sie nicht von § 21 
Absatz 2 Nummer 6.2 (vergleiche Nummer 5.35) er­
fasst sind, zum Jahreseinkommen. Begabtenförderungs­
werke im Sinne des WoFG sind insbesondere 

a) Cusanuswerk e. V., Bischöfliche Studienförderung, 
Bonn, 

b) Evangelisches Studienwerk e. V., Haus Willigst, 
Schwerte, 

c) Friedrich-Ebert-Stiftung e. V., Bonn, 
d) Friedrich-Naumann-Stiftung e. V., Bereich Studien­

förderung, Potsdam, 
e) Hans-Böckler-Stiftung e. V., Düsseldorf, 
f) Hanns-Seidel-Stiftung e. V., München, 
g) Heinrich-Böll-Stiftung e. V., Berlin, 
h) Konrad-Adenauer-Stiftung e. V., St. Augustin, 
i) Rosa-Luxemburg-Stiftung e. V., Berlin, 
j) Stiftung der Deutschen Wirtschaft e. V., Studien­

förderwerk Klaus Murmann, Berlin, 
k) Studienstiftung des deutschen Volkes e. V., Bonn. 

5.32	 Stipendien (Nummer 6.1 Buchstabe c) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 6.1 Buchstabe c gehört 
die Hälfte der als Zuschüsse erbrachten Leistungen der 
Begabtenförderung, die nicht von Begabtenförderungs­
werken stammen, zum Beispiel Leistungen der Län­
der, von Universitäten und Unternehmen zum Jahres­
einkommen. Dazu gehören auch die entsprechenden 
Leistungen der Otto-Benecke-Stiftung und andere 
Stipendien, soweit sie nicht vom § 21 Absatz 2 Num­
mer 6.1 Buchstabe b, Nummer 6.2 oder Nummer 6.3 
erfasst sind. 

5.33	 Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld nach 
dem SGB III (Nummer 6.1 Buchstabe d) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 6.1 Buchstabe d gehört 
die Hälfte der nach den §§ 59 bis 75 SGB III ge­
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währten Berufsausbildungsbeihilfe und des nach den 
§§ 104 ff. SGB III gewährten Ausbildungsgeldes zum 
Jahreseinkommen. 

5.34	 Leistungen nach dem AFBG (Nummer 6.1 Buchsta­
be e) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 6.1 Buchstabe e gehört 
die Hälfte der als Zuschüsse erbrachten Beiträge zur 
Deckung des Unterhaltsbedarfs nach dem AFBG zum 
Jahreseinkommen. 

5.35	 Graduiertenförderung (Nummer 6.2) 

5.35.1	 Nach § 21Absatz 2 Nummer 6.2 gehört die als Zuschuss 
gezahlte Graduiertenförderung in voller Höhe zum Jah­
reseinkommen. Solche Zuschüsse sind insbesondere 

a) 	Promotionsstipendien der Begabtenförderungs­
werke, 

b) 	 Promotionsstipendien in Graduiertenkollegs, 
c) 	 Promotionsstipendien nach Landesrecht. 

5.35.2	 Forschungsbeihilfen, Druckkostenzuschüsse, Reise­
kostenzuschüsse und ähnliche Leistungen sind keine 
Graduiertenförderung im Sinne des § 21 Absatz 2 
Nummer 6.2, weil sie projektbezogen sind und daher 
dem Haushalt zur Deckung des Lebensunterhalts nicht 
zur Verfügung stehen. 

5.36	 Zuwendungen nach dem Fulbright-Abkommen (Num­
mer 6.3) 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 6.3 gehört die Hälfte der 
nach § 3 Nummer 42 EStG steuerfreien Zuwendungen, 
die aufgrund des Fulbright-Abkommens an Stipendi­
aten (Studierende, Austauschlehrer/Austauschlehre­
rinnen und Wissenschaftler/Wissenschaftlerinnen) ge­
zahlt werden, zum Jahreseinkommen. 

5.37	 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach 
SGB II (Nummer 7.1) 

5.37.1	 § 21 Absatz 2 Nummer 7.1 erfasst die zum Lebens­
unterhalt bestimmten Leistungen nach den §§ 19 bis 
23 SGB II. Diese Leistungen gehören, soweit sie die 
bei ihrer Berechnung berücksichtigten Kosten für Wohn­
raum übersteigen, zum Jahreseinkommen. 

5.37.2	 Die Leistungen umfassen: 

a)	 das Arbeitslosengeld II und das Sozialgeld (§§ 19, 
20 und 23 SGB II), 

b)	 Leistungen für Mehrbedarfe (§ 21 SGB II), 
c)	 die angemessenen Kosten für Unterkunft und Hei­

zung (§ 22 SGB II), die wieder abgezogen werden. 

Die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 19 
Absatz 2 SGB II gehören nicht zum Jahreseinkommen. 

5.37.3	 Leistungen zum Lebensunterhalt sind grundsätzlich 
wiederkehrende Leistungen. 

5.38	 Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
SGB XII (Nummer 7.2) 

5.38.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 7.2 gehören die Leistun­
gen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach den §§ 27a, 
27b, 30 und 35 SGB XII, soweit diese Leistungen die 
bei ihrer Berechnung berücksichtigten Kosten für Wohn­
raum übersteigen, zum Jahreseinkommen. 

5.38.2	 Die Leistungen umfassen: 

a) 	 den notwendigen Lebensunterhalt nach Regelsät­
zen (§§ 27a und 27b SGB XII), 

b) 	 Leistungen für Unterkunft und Heizung - die wie­
der abgezogen werden (§ 35 SGB XII), 

c) 	 Mehrbedarfe (§ 30 SGB XII). 

Die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 34 
SGB XII gehören nicht zum Jahreseinkommen. Ein­
malige Hilfen und Bedarfe, zum Beispiel nach § 31 
SGB XII, gehören ebenfalls nicht zum Jahreseinkom­
men. 

5.39	 Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Er­
werbsminderung nach SGB XII (Nummer 7.3) 

5.39.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 7.3 gehören die Leistun­
gen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin­
derung nach § 42 Nummer 1, 2 und 4 SGB XII mit 
Ausnahme der Leistungen für einmalige Bedarfe (§ 31 
SGB XII), soweit diese Leistungen die bei der Berech­
nung berücksichtigten Kosten für Wohnraum überstei­
gen, zum Jahreseinkommen. 

5.39.2	 Die Leistungen umfassen: 

a) 	 die sich für die leistungsberechtigte Person nach 
der Anlage zu § 28 SGB XII ergebende Regel­
bedarfsstufe, 

b) 	 die angemessenen tatsächlichen Aufwendungen für 
Unterkunft und Heizung (§ 35 SGB XII) - bei Leis­
tungen in einer stationären oder teilstationären Ein­
richtung sind als Kosten für Unterkunft und Hei­
zung Beträge in Höhe der durchschnittlichen ange­
messenen tatsächlichen Aufwendungen für die 
Warmmiete eines Einpersonenhaushalts im Bereich 
des nach § 98 SGB XII zuständigen Trägers der So­
zialhilfe zugrunde zu legen - die berücksichtigten 
Kosten für Wohnraum werden wieder abgezogen, 

c) 	 Mehrbedarfe (§ 30 SGB XII). 

Die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 42 
Nummer 3 SGB XII gehören nicht zum Jahreseinkom­
men. 

5.40	 Leistungen nach dem AsylbewLG (Nummer 7.4) 

5.40.1	 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 7.4 gehören die Leistun­
gen nach dem AsylbewLG, soweit diese Leistungen 
die bei der Berechnung berücksichtigten Kosten für 
Wohnraum übersteigen, zum Jahreseinkommen. 
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5.40.2 Die Leistungen umfassen: 

a) 
b) 
c) 

Leistungen in besonderen Fällen (§ 2 AsylbewLG) 
Grundleistungen (§ 3 AsylbewLG) 
sonstige Leistungen (§ 6 AsylbewLG) 

5.41 Leistungen der ergänzenden Hilfe zum Lebensunter­
halt nach BVG (Nummer 7.5) 

5.41.1 

5.41.2 

Nach § 21 Absatz 2 Nummer 7.5 gehören die Leistun­
gen der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
§ 27a BVG oder nach einem Gesetz, das dieses für an­
wendbar erklärt, mit Ausnahme der Leistungen für ein­
malige Bedarfe, soweit diese Leistungen die bei ihrer 
Berechnung berücksichtigten Kosten für Wohnraum 
übersteigen, zum Jahreseinkommen. 

Für die ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt gelten 
nach § 27a Satz 2 BVG die Bestimmungen des Dritten 
Kapitels SGB XII (§§ 27a, 27b, 30 und 35) entspre­
chend. 

6 

5.41.3 Die Leistungen umfassen: 

a) 

b) 

c) 

den notwendigen Lebensunterhalt nach Regelsät­
zen (§§ 27a und 27b SGB XII), 
Leistungen für Unterkunft und Heizung (§ 35 
SGB XII) - die wieder abgezogen werden, 
Mehrbedarfe (§ 30 SGB XII). 

5.41.4 Dagegen gehören nicht zum Jahreseinkommen: 

a) 

b) 
c) 
d) 
e) 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach 
§ 26 Absatz 1 BVG, einschließlich der Hilfen zur 
Gründung und Erhaltung einer selbstständigen 
Existenz (§ 26 Absatz 3 BVG) sowie ergänzende 
Hilfen nach § 26 Absatz 4 und 5 BVG, einschließ­
lich der Hilfen zur Beschaffung und Unterhaltung 
eines Kraftfahrzeuges, mit Ausnahme des Über­
gangsgeldes und der Unterhaltsbeihilfe; 
Erziehungsbeihilfen (§ 27 BVG); 
Erholungshilfe (§ 27b BVG); 
Wohnungshilfe (§ 27c BVG); 
Hilfen in besonderen Lebenslagen (§§ 26b bis 26e 
und § 27d BVG) mit Ausnahme der in Einrich­
tungen gewährten Leistungen zum Lebensun­
terhalt (§ 25b Absatz 1 Satz 2 BVG). 

5.42 Ausländische Einkünfte (Nummer 8) 

5.42.1 Nach § 21 Absatz 2 Nummer 8 gehören die ausländi­
schen Einkünfte nach § 32b Absatz 1 Nummer 2 
und 3 EStG zum Jahreseinkommen. 

5.42.2 Unter § 32b Absatz 1 Nummer 2 und 3 EStG fallen: 

a) 

b) 

grundsätzlich ausländische Einkünfte, die im Ver­
anlagungszeitraum nicht der deutschen Einkom­
mensteuer unterlegen haben (vergleiche § 32b Ab­
satz 1 Nummer 2 EStG), 
Einkünfte, die nach einem Abkommen zur Ver­

meidung der Doppelbesteuerung steuerfrei sind 
(vergleiche § 32b Absatz 1 Nummer 3 EStG), 

c) 	Einkünfte, die nach einem sonstigen zwischen­
staatlichen Übereinkommen unter dem Vorbehalt 
der Einbeziehung bei der Berechnung der Ein­
kommensteuer steuerfrei sind (vergleiche § 32b 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 - vorher Nummer 3 -
EStG), 

d) 	 Einkünfte, die bei Anwendung von § 1 Absatz 3, 
§ 1a oder § 50 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 EStG im 
Veranlagungszeitraum bei der Ermittlung des zu 
versteuernden Einkommens unberücksichtigt blei­
ben, weil sie nicht der deutschen Einkommen­
steuer oder einem Steuerabzug unterliegen (ver­
gleiche § 32b Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EStG). 

Nicht zum Jahreseinkommen gehörende Einnah­
men 

Unter anderem gehören folgende Einnahmen weder 
nach § 21 Absatz 1 noch nach § 21 Absatz 2 zum Jah­
reseinkommen (vergleiche insbesondere § 3 EStG): 

1. 	 aufgenommene Darlehen und Tilgungen aus ge­
währten Darlehen; auch wenn diese im Rahmen ei­
ner Transferleistung (SGB II-, SGB XII-Leistung) 
gewährt werden. 

2. 	 folgende Leistungen Dritter im Zusammenhang 
mit Versicherungen: 

a) 	 steuerfreie Zuschüsse der Arbeitgeber im Sin­
ne des § 3 Nummer 62 EStG, zu denen insbe­
sondere gehören: 

aa) die gesetzlichen Arbeitgeberanteile an der 
gesetzlichen Sozialversicherung, 

bb) die gesetzlichen Anteile der Rentenversi­
cherungsträger zu den Krankenversiche­
rungsbeiträgen versicherungspflichtiger 
Rentner, 

cc) 	die Arbeitgeberzuschüsse zu den Auf­
wendungen der Arbeitnehmer für eine Le­
bensversicherung, für die freiwillige Ver­
sicherung in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung der Angestellten oder für eine 
öffentlich-rechtliche Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung der entsprechen­
den Berufsgruppe in den Fällen, in denen 
die Arbeitnehmer von der Versicherungs­
pflicht in der gesetzlichen Rentenversi­
cherung befreit worden sind (Abschnitt 24 
Absatz 3 LStR), 

b) 	 Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge nach 
§ 32 SGB XII und Beiträge zur Alterssicherung 
und für ein Sterbegeld nach § 33 SGB XII, 

c) 	Beiträge der Bundesagentur für Arbeit zur 
Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung so­
wie zur sozialen Pflegeversicherung für Leis­
tungsempfänger nach SGB III, 
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d) die von dem Träger geschützter Einrichtungen 
für Behinderte zu tragenden Beiträge zur 

raumförderung nicht überschreiten. Der Zuschuss 
für die Wohneigentumsbildung in innerstädtischen 

gesetzlichen Krankenversicherung (§ 251 Ab- Altbauquartieren nach den Regelungen zum Stadt­
satz 2 Satz 1 Nummer 2 SGB V), zur sozialen 
Pflegeversicherung (§ 60 Absatz 1 Satz 1 

umbau Ost ist in den Verwaltungsvereinbarungen 
über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes 

SGB XI in Verbindung mit § 251 Absatz 2 an die Länder nach Artikel 104a Absatz 4 des 
Satz 1 Nummer 2 SGB V) und zur gesetzlichen 
Rentenversicherung (§ 168 Absatz 1 Num-

Grundgesetzes zur Förderung städtebaulicher Maß­
nahmen festgelegt (§ 3 Nummer 58 EStG), 

mer 2 SGB VI), 
e) die im Rahmen des FELEG vom Bund zu tra­

genden Beiträge zur landwirtschaftlichen Un­
8. die von der Stiftung „Humanitäre Hilfe für durch 

Blutprodukte HIV-infizierte Personen“ nach dem 
fallversicherung, zur gesetzlichen Rentenver­ HIV-Hilfegesetz vom 24. Juli 1995 (BGBl. I 
sicherung, zur gesetzlichen Krankenversiche­
rung und zur sozialen Pflegeversicherung; fer-

S. 972) gewährten Leistungen (§ 3 Nummer 69 
EStG), 

ner rechnen dazu die nach § 3 Nummer 17 
EStG steuerfreien Beitragszuschüsse land­
wirtschaftlicher Alterskassen nach § 32 ALG, 

9. die in § 5 Absatz 2 des Gesetzes zur Errichtung ei­
ner Stiftung „Mutter und Kind - Schutz des unge­

f) Leistungen im Zusammenhang mit dem Versi­ borenen Lebens“ in der Fassung der Bekanntma­
cherungsschutz nach den Richtlinien des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu­

chung vom 19. März 1993 (BGBl. I S. 406), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 Absatz 6 des Gesetzes 

sammenarbeit und Entwicklung zur Förde­ vom 7. Juli 2009 (BGBl. I S. 1707), genannten 
rung der Rückkehr und beruflichen Eingliede­
rung von Ausbildungsabsolventen und Arbeit-

Leistungen; hierzu gehören auch Leistungen von 
Landesstiftungen, die zur Erreichung des in § 2 

nehmern aus Entwicklungsländern durch per- Absatz 1 dieses Gesetzes genannten Zweckes ge­
sonenbezogene Leistungen. währt werden (§ 3 Nummer 11 EStG), 

3. die nach § 16 Absatz 3 SGB II gezahlte Mehrauf­ 10. die nach dem Entschädigungsrentengesetz, dem 
wandsentschädigung und Zuschüsse zu Versiche­
rungsbeiträgen nach § 26 SGB II, 

Bundesentschädigungsgesetz und anderen gesetz­
lichen Regelungen zur Wiedergutmachung natio­
nalsozialistischen Unrechts gewährten Leistungen 

4. die Geld- und Sachbezüge sowie die Heilfürsorge, 
die Soldaten auf Grund des § 1 Absatz 1 Satz 1 

(§ 3 Nummer 8 und 8a EStG), 

des Wehrsoldgesetzes und Zivildienstleistende auf 11. Steuerrückzahlungen, 
Grund des § 35 ZDG erhalten (§ 3 Nummer 5 EStG), 

12. Mutterschaftsleistungen nach dem MuSchG, der 
5. Bezüge, die auf Grund gesetzlicher Vorschrif- RVO und dem KVLG, die Sonderunterstützung für 

ten aus öffentlichen Mitteln versorgungshalber an 
Wehrdienstbeschädigte und Zivildienstbeschädig­

im Familienhaushalt beschäftigte Frauen, die nach 
beamten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften 

te oder ihre Hinterbliebenen, Kriegsbeschädigte, für die Zeit der Beschäftigungsverbote gezahlten 
Kriegshinterbliebene und ihnen gleichgestellte Per­
sonen gezahlt werden, soweit es sich nicht um Be-

Zuschüsse (§ 3 Nummer 1d EStG) sowie das El­
terngeld nach BEEG bis zur Höhe der nach § 10 

züge handelt, die auf Grund der Dienstzeit gewährt BEEG anrechnungsfreien Beträge von 300 Euro 
werden (§ 3 Nummer 6 EStG), und vergleichbare Leistungen (§ 3 Nummer 67 

EStG). 
6. 

7. 

Leistungen, die auf Grund des BKGG gewährt wer­
den (§ 3 Nummer 24 EStG), 

das Wohngeld nach dem WoGG, die sonstigen Leis­

7 Geltungsbereich des § 21 Absatz 3 WoFG - Abzug 
nach den Verhältnissen im Bemessungszeitraum 

tungen aus öffentlichen Haushalten oder Zweckver­
mögen zur Senkung der Miete oder Belastung im 

Die Regelung des § 21 Absatz 3 bezieht sich sowohl 
hinsichtlich der Werbungskosten als auch hinsichtlich 

Sinne des § 11 Absatz 2 Nummer 4 WoGG sowie öf­ der Aufwendungen zum Erwerb, zur Sicherung und 
fentliche Zuschüsse zur Deckung laufender Auf­
wendungen und Zinsvorteile bei Darlehen, die aus 

zur Erhaltung von steuerfreien Einnahmen nur auf die 
in § 21 Absatz 2 genannten Bestandteile des Jahresein­

öffentlichen Haushalten gewährt werden, für eine kommens. Die bei den von § 21 Absatz 1 erfassten po­
zu eigenen Wohnzwecken genutzte Wohnung im ei­
genen Haus oder eine zu eigenen Wohnzwecken ge­

sitiven Einkünfte im Sinne des § 2 Absatz 1 und 2 
EStG anfallenden Werbungskosten sind bereits auf 

nutzte Eigentumswohnung, soweit die Zuschüsse Grund des § 2 Absatz 2 Nummer 2 EStG bei der Er-
und Zinsvorteile die Vorteile aus einer entsprechen­
den Förderung mit öffentlichen Mitteln nach dem 

mittlung der Einkünfte zu berücksichtigen. 

Zweiten Wohnungsbaugesetz, dem Wohnraumför- Ob Aufwendungen im Sinne des § 21 Absatz 3 abzu­
derungsgesetz oder einem Landesgesetz zur Wohn- ziehen sind, richtet sich nach den Verhältnissen im je­
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weiligen Ermittlungszeitraum. Im Falle des § 22 Ab­
satz 1 (zu erwartendes Einkommen) sind die zu erwar­
tenden Werbungskosten oder Aufwendungen maßge­
bend. Im Falle des § 22 Absatz 2 (Einkommen der letz­
ten zwölf Monate vor Antragstellung) sind die inner­
halb der letzten zwölf Monate vor Antragstellung ent­
standenen Aufwendungen maßgebend. 

Bei dem Abzug nach § 21 Absatz 3 kommt es auf die 
tatsächlichen Aufwendungen an. Wegekosten werden 
mit der Entfernungspauschale entsprechend § 9 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 4 Satz 2 EStG angesetzt. Für die Ab­
setzung von Bewerbungskosten von Arbeitslosen gel­
ten die Vorschriften der §§ 45, 46 SGB III. 

8	 Zeitraum für die Ermittlung des Jahreseinkom­
mens (§ 22 WoFG) 

8.1	 Grundsätzliches 

Der § 22 stellt auf das Einkommen der einzelnen Haus­
haltsangehörigen ab, was sich aus dem Begriff des Jah­
reseinkommens (§ 21) ergibt. Bei mehreren Haushalts­
angehörigen ist daher jeweils gesondert zu prüfen, 
welches Verfahren des § 22 anzuwenden ist (Grundsatz 
der getrennten Einkommensermittlung). 

8.2	 Einkommensermittlungsmethoden 

Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens ist regel­
mäßig das Einkommen zugrunde zu legen, das im lau­
fenden Monat der Antragstellung sowie in den darauf 
folgenden elf Monaten zu erwarten ist. Zu erwarten 
sind die Einnahmen, über deren Höhe eine verlässliche 
Aussage, insbesondere auf der Grundlage der bisheri­
gen Einkünfte, möglich ist. 

8.3	 Einkommensermittlung nach Absatz 1 - Prognose  

8.3.1	 Bei Haushaltsangehörigen, die über regelmäßige Ein­
nahmen in gleicher Höhe verfügen (zum Beispiel: Be­
amtinnen/Beamte, Angestellte, Bezieherinnen/Bezieher 
von Renten oder von Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem SGB XII oder BVG oder von Grundsicherungs­
leistungen nach SGB II) kann in der Regel von dem Mo­
natseinkommen bei Antragstellung ausgegangen wer­
den, wenn nicht besondere Umstände vorliegen, die ei­
ne Erhöhung oder eine Verringerung der Einnahmen si­
cher erwarten lassen. Künftige Gehalts-, Besoldungs-
oder Rentenanpassungen sind grundsätzlich nur zu be­
rücksichtigen, wenn der Erhöhungsbetrag feststeht. 

8.3.2	 Bei Einkommensänderungen, die ab dem Kalender­
monat der Antragstellung oder ab einem der folgenden 
Kalendermonate innerhalb von elf Monaten nach dem 
Kalendermonat der Antragstellung mit Sicherheit zu 
erwarten sind und deren Beginn und Ausmaß ermittelt 
werden kann, ist das Zwölffache des sicher feststehen­
den künftigen Einkommens zuzüglich der zusätzlichen 
Leistungen nach Nummer 8.3.4 maßgebend (zum Bei­
spiel: Antritt Elternzeit, Rückkehr aus der Elternzeit, 

Rückkehr Wehrpflichtiger in das bisherige Beschäfti­
gungsverhältnis, Aufnahme der Berufstätigkeit nach 
Abschluss der Ausbildung, Arbeitsplatzwechsel, Be­
ginn der Altersrente).  

Beispiel: 

Tag der Antragstellung ist der 2. Januar. A bezieht Ar­
beitslosengeld II. Er hat jedoch bereits einen unbefris­
teten Arbeitsvertrag. Arbeitsbeginn wird der 1. April 
sein. Aussagen über zu entrichtende Steuern sowie 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherungsbeiträge 
können gemacht werden. Daher ist der Einkommens­
berechnung nicht das Arbeitslosengeld für Januar bis 
März und aus dem zu erwartenden Arbeitseinkommen 
für April bis Dezember, sondern das 12fache des zu er­
wartenden monatlichen Verdienstes ab April zugrunde 
zu legen. 

8.3.3	 Wird bei Einnahmen aus Vermietung und Verpach­
tung bei der Ermittlung des Jahreseinkommens vom 
letzten Einkommensteuerbescheid oder vom letzten 
Vorauszahlungsbescheid ausgegangen, so sind die 
Werbungskosten bereits abgesetzt worden (vergleiche 
§ 2 Absatz 2 EStG) und daher nicht nochmals abzu­
setzen. 

8.3.4	 Treffen bei der Feststellung des Jahreseinkommens 
eines Haushaltsangehörigen mehrere verschiedene 
Einkunftsarten zusammen (zum Beispiel Bezug von 
Rente und Kapitalerträgen), sind die Einkunftser­
mittlungsmethoden nach § 22 Absatz 1 und 2 auf je­
de Einkunftsart gesondert anzuwenden und zu prü­
fen, welcher Ermittlungszeitraum maßgebend ist. Zur 
Feststellung der Werbungskosten einer Einkunftsart 
ist stets derselbe Ermittlungszeitraum zugrunde zu 
legen wie für die Einkünfte, auf die sie angerechnet 
werden.  

Beispiel: 

Ein Altersrentner erzielt neben seiner Rente Kapital­
erträge und Mieteinnahmen. Für die Feststellung des 
Einkommensbestandteils „Rente“ kann die Ermitt­
lungsmethode Multiplikation des Monatsbetrages mit 
12 einschlägig sein, während für die Mieteinnahmen 
die Addition der Monatsbeträge und für die Kapital­
erträge der letzte Einkommensteuerbescheid in Be­
tracht kommen kann. 

8.3.5	 Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens nach § 22 
Absatz 1 Satz 1 kann nach § 22 Absatz 1 Satz 2 auch von 
dem Einkommen ausgegangen werden, das vor der An­
tragstellung erzielt worden ist. Dies bedeutet aber nicht 
zwingend, dass dieses Einkommen das Jahreseinkom­
men darstellt; es ist vielmehr nur Ausgangspunkt der 
nach § 22 Absatz 1 Satz 1 vorzunehmenden Prognose. 

8.3.6	 Zu erwartende jahresbezogene Leistungen, die einmal 
im Jahr in einer Summe ausgezahlt werden, wie zum 
Beispiel Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld, dreizehntes Mo­
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natsgehalt, sind den im Ermittlungszeitraum liegenden 
Monaten anteilig anzurechnen, auch wenn sie nicht im 
Ermittlungszeitraum ausgezahlt werden. Hiervon zu 
unterscheiden ist die Berücksichtigung einmaligen Ein­
kommens nach § 22 Absatz 4 (vergleiche Nummer 8.6). 

8.3.7	 Einkommensänderungen 

Eine zu erwartende Einkommensänderung ist dann 
nicht zu berücksichtigen, wenn Beginn oder Ausmaß 
der Einkommensänderung nicht ermittelt werden kann 
(§ 22 Absatz 1 Satz 3, 2. Halbsatz ). So kann zwar fest­
stehen, dass Renten oder Gehälter zu einem bestimm­
ten Zeitpunkt, etwa auf Grund von Tarifverträgen oder 
besoldungsrechtlichen Anpassungen erhöht werden. 
Wenn aber die Erhöhung auf den konkreten Fall bezo­
gen dem Betrag nach noch nicht feststeht, etwa weil 
noch keine Gehaltsbescheinigung oder Rentenerhö­
hungsmitteilung vorliegt, muss die Erhöhung unbe­
rücksichtigt bleiben. 

Beispiel: 

Tag der Antragstellung ist der 2. Januar. Ein Tarifver­
trag wurde bereits vor dem Tag der Antragstellung ab­
geschlossen, vereinbart wurden eine Tariflohnerhö­
hung um 0,1 vom Hundert ab Februar und eine Ein­
malzahlung von 50 Euro im März. A hat auf Grund der 
Regelungen in seinem Arbeitsvertrag einen Anspruch 
auf Bezahlung nach Tarif. Die Lohnerhöhungen sind 
mit Sicherheit zu erwarten, der Beginn der Einkom­
mensänderung steht fest. Dennoch ist nur die Einmal­
zahlung zu berücksichtigen, da der tatsächliche Zahl­
betrag der prozentualen Lohnerhöhung nicht mit hin­
reichender Sicherheit zu ermitteln ist. 

8.4	 Einkommensermittlung nach Absatz 2 

8.4.1	 Im Regelfall ist das Jahreseinkommen nach § 22 Ab­
satz 1 zu ermitteln; § 22 Absatz 1 geht § 22 Absatz 2 vor. 

8.4.2	 Kann das Jahreseinkommen im Ausnahmefall nicht 
nach § 22 Absatz 1 ermittelt werden, ist nach § 22 Ab­
satz 2 das Einkommen der letzten zwölf Monate vor 
Antragstellung zugrunde zu legen. Dies bedeutet, dass 
die dort ausgewiesenen Einkünfte, soweit andere An­
haltspunkte fehlen, für den Ermittlungszeitraum über­
nommen werden können. Dies kann dann der Fall sein, 
wenn Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Ge­
werbebetrieb und selbstständiger Arbeit zu ermitteln 
sind, aber auch in den Fällen, in denen die Einkünfte 
erheblichen Schwankungen unterliegen. 

8.5	 Einkommensermittlung nach Absatz 3 

8.5.1	 Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens von Perso­
nen, die zur Einkommensteuer veranlagt werden, kann 
nach § 22 Absatz 3, 1. Halbsatz bei Anwendung des 
§ 22 Absatz 1 von den im letzten Einkommensteuer­
bescheid, in den Vorauszahlungsbescheiden oder in der 
letzten Einkommensteuererklärung ausgewiesenen Ein­
künften ausgegangen werden. Dies bedeutet aber nicht 

zwingend, dass die dort ausgewiesenen Einkünfte das 
Jahreseinkommen darstellen; sie sind vielmehr Aus­
gangspunkt der nach § 22 Absatz 1 vorzunehmenden 
Prognose. 

8.5.2	 Auch Personen, die zur Einkommensteuer veranlagt 
werden, haben möglichst zeitnahe Angaben über ihr 
Jahreseinkommen zu machen. Hierzu gehört, dass sie 
ihre Steuererklärung bis zum 31. Mai eines Jahres für 
das vorausgegangene Kalenderjahr abgeben und eine 
Zweitschrift dieser Erklärung vorlegen. 

8.5.3	 Bei der Einkommensermittlung Selbstständiger, Ge­
werbetreibender sowie von buchführungspflichtigen 
Land- und Forstwirten soll mit den Unterlagen nach 
Nummer 8.5.1 die Bilanz mit Gewinn- und Verlust­
rechnung oder eine Einnahmeüberschussrechnung vor­
gelegt werden. 

8.5.4	 Eine Einkommensteuererklärung haben unbeschränkt 
Steuerpflichtige (§ 1 Absatz 1 bis 3 EStG) insbesonde­
re abzugeben, wenn 

a) 	der Gesamtbetrag der Einkünfte (§ 2 Absatz 3 
EStG) die in § 56 Satz 1 EStDV genannten Gren­
zen überschreitet, 

b) 	 die Voraussetzungen des § 46 Absatz 2 Nummer 1 
bis 7 EStG für eine Veranlagung vorliegen oder 

c) 	 zum Schluss des vorangegangenen Veranlagungs­
zeitraums ein verbleibender Verlustabzug festge­
stellt worden ist (§ 56 Satz 2 EStDV). 

8.5.5	 Unter „letzter“ Einkommensteuererklärung ist die 
Steuererklärung für das letzte den Zeitpunkt der An­
tragstellung vorausgehende Kalenderjahr zu verste­
hen. Liegen der letzte Einkommensteuerbescheid oder 
die -erklärung für das vorangegangene Kalenderjahr 
nicht vor, kann der Antrag auch auf der Grundlage der 
im letzten erlassenen Einkommensteuerbescheid ent­
haltenen Angaben zu den Einkünften beschieden wer­
den. 

8.6	 Einmaliges Einkommen nach Absatz 4 

8.6.1	 Einmaliges Einkommen im Sinne des § 22 Absatz 4 
Satz 1 kann insbesondere eine Gehalts-, Renten-, Un­
terhaltsnachzahlung oder eine Abfindung, Jubiläums­
geld und Prämie sein, gleichgültig, ob sie in einer 
Summe oder in Raten geleistet wird. Kein einmaliges 
Einkommen sind die jahresbezogenen Leistungen, die 
einmal im Jahr in einer Summe ausgezahlt werden, wie 
zum Beispiel Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld und drei­
zehntes Monatsgehalt (vergleiche Nummer 8.3.6). 

8.6.2	 Einmaliges Einkommen zählt nicht zu dem Einkommen 
des Zeitraums, in dem es anfällt, sondern zu dem Ein­
kommen des Zeitraums, dem es seiner Zweckbestim­
mung nach zuzurechnen ist. So können zum Beispiel 
Gehalts-, Renten- und Pensions-, Unterhaltsnachzah­
lungen, Abfindungen, Entschädigungen, die zwar im 
Ermittlungszeitraum ausgezahlt werden, aber einen Zeit­
raum vor der Antragstellung abdecken, nicht dem ak­
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tuellen Einkommen zugerechnet werden. Können ein­
malige Zahlungen nur einem Teil des für die Einkom­
mensermittlung maßgebenden Zeitraums zugerechnet 
werden, sind diese mit je einem Zwölftel des Betrages 
den in Betracht kommenden Monaten zuzuschlagen. 

8.6.3	 Nach § 22 Absatz 4 Satz 2 ist einmaliges Einkommen 
zu berücksichtigen, das vor dem maßgebenden Ermitt­
lungszeitraum angefallen ist, aber dem maßgebenden 
Zeitraum zuzurechnen ist. Dies gilt aber nur für solches 
einmaliges Einkommen, das innerhalb von drei Jahren 
vor Antragstellung angefallen ist (§ 22 Absatz 4 Satz 3). 

8.6.4	 Bei einer Abfindung ist anhand der dieser zugrunde 
liegenden Vereinbarung zu prüfen, inwieweit die Ab­
findung der Sicherstellung des Lebensunterhalts mit 
der Folge dienen soll, dass sie dem maßgebenden Zeit­
raum zuzurechnen ist. Wenn die Abfindung aber ein 
Entgelt für die geleistete Arbeit darstellt, ist sie nicht 
dem maßgebenden Zeitraum zuzurechnen. Anhalts­
punkt dafür, dass eine Abfindung auch der Sicherstel­
lung des Lebensunterhalts dienen soll, kann insbeson­
dere die Höhe der Abfindung sein. So kann zum Bei­
spiel eine Abfindung in Höhe des zwölffachen Mo­
natsentgelts dafür sprechen, dass sie den Lebensunter­
halt für ein Jahr sicherstellen soll. 

8.6.5	 Gibt es keine Hinweise, für welchen Zeitraum das ein­
malige Einkommen geleistet wird, ist dieses anteilig 
den drei dem Zeitpunkt seines Zuflusses folgenden 
Jahren als Einkommen hinzuzurechnen. 

9	 Pauschaler Abzug (§ 23 WoFG) 

Von dem ermittelten Einkommen ist ein Betrag von je­
weils 10 vom Hundert abzuziehen, wenn 

1.	 Steuern vom Einkommen (Lohn- oder Einkommen­
steuer, Solidaritätszuschlag, Kapitalertragsteuer, 
Kirchensteuer), 

2.	 Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pfle­
geversicherung und 

3.	 Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 

entrichtet werden (§ 23 Absatz 1). Somit kommt höchs­
tens ein Abzug von 30 vom Hundert in Betracht. 

Der pauschale Abzug wird nicht gewährt, wenn eine 
im Wesentlichen beitragsfreie Sicherung, wie zum 
Beispiel bei Beamten, vorliegt oder die Leistungen 
nach den Nummern 2 und 3 von Dritten (zum Beispiel 
Trägern der Sozialhilfe oder dem Arbeitgeber, zum 
Beispiel bei geringfügiger Beschäftigung) bestritten 
werden. Haushaltsangehörige gemäß § 18 gelten nicht 
als Dritte. 

9.1	 Steuern vom Einkommen (Absatz 1 Nummer 1) 

9.1.1	 Zu den Steuern vom Einkommen gehören die Ein­
kommensteuer, der Solidaritätszuschlag, die Lohn­
steuer, die Kapitalertragsteuer und die Kirchensteuer. 

Die Steuern vom Einkommen müssen tatsächlich ent­
richtet worden sein oder entrichtet werden. Auf die Hö­
he kommt es dabei nicht an. Ob sie zurückgezahlt wor­
den sind oder zurückgezahlt werden (zum Beispiel bei 
einer Einkommensteuerveranlagung), ist nicht erheb­
lich. Es genügt, wenn die Steuern nur einmal jährlich 
entrichtet werden. 

9.1.2	 Kirchensteuern sind die von Religionsgemeinschaften 
mit öffentlich-rechtlichem Status (Religionsgesell­
schaften im Sinne des Artikels 140 GG) in Abhängig­
keit vom Einkommen erhobenen Beiträge. Unabhängig 
von der Höhe der Lohn- oder Einkommensteuer erho­
bene Abgaben (sogenannte Mindest-Kirchensteuer), 
Kirchgeld oder Beiträge in Form von Spenden oder 
Umlagen zu Religionsgemeinschaften sind keine Kir­
chensteuern und damit keine Steuern vom Einkommen 
im Sinne des § 23 Absatz 1 Nummer 1. 

9.1.3	 Voraussetzung für den pauschalen Abzug von 10 vom 
Hundert wegen Entrichtung von Steuern ist, dass die 
zur Ermittlung des Jahreseinkommens jedes einzelnen 
Haushaltsangehörigen zugrunde gelegten Einkünfte 
eine Steuerpflicht begründen. 

Beispiel 1: 

Wird Arbeitslohn nach § 40a EStG pauschal versteu­
ert, sind allein die Arbeitgeber, nicht jedoch die Ar­
beitnehmer steuerpflichtig. Daher ist kein Abzug wegen 
Entrichtung von Steuern in Ansatz zu bringen. Wird je­
doch die pauschale Lohnsteuer vom Arbeitgeber auf 
den Arbeitnehmer abgewälzt (vergleiche § 40a Ab­
satz 5 in Verbindung mit § 40 Absatz 3 Satz 2 Halb­
satz 2 EStG) und dieser tatsächlich belastet, ist ein pau­
schaler Abzug nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
vorzunehmen. 

Beispiel 2: 

Ein Ehegatte oder Ehegattin bezieht seit Vollendung 
des 60. Lebensjahrs eine Altersrente von 500 Euro mo­
natlich aus der gesetzlichen Rentenversicherung, de­
ren Ertragsanteil von 160 Euro zwar grundsätzlich 
steuerpflichtig ist, wegen der geringen Höhe bei ge­
trennter Veranlagung jedoch steuerfrei bliebe. Bei ge­
meinsamer Veranlagung mit dem anderen Ehegatten, 
der monatlich 1 500 Euro aus nichtselbstständiger Ar­
beit erzielt, wird jedoch auch der Ertragsanteil der 
Rente in die Besteuerung einbezogen, so dass bei ge­
meinsamer Veranlagung bei beiden Ehegatten jeweils 
der pauschale Abzug wegen Entrichtung von Steuern 
zu gewähren ist. 

9.1.4	 Werden Steuern vom Einkommen entrichtet, so ist 
von dem gesamten ermittelten Einkommen auch 
dann ein Betrag von 10 vom Hundert abzuziehen, 
wenn einzelne Einkünfte unbesteuert bleiben (zum 
Beispiel Erzielung von Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung und gleichzeitiger Bezug von Ar­
beitslosengeld I). Entsprechendes gilt für die Pflicht­
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beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversi­
cherung. 

Beispiel: 

A erzielt regelmäßig zu versteuernde Einnahmen aus 
Vermietung und Verpachtung. Vom 1. Januar bis zum 
30. Juni war A steuer-, kranken-, pflege- und renten­
versicherungspflichtig erwerbstätig. Seit dem 1. Juli 
bezieht er Arbeitslosengeld I. Es ist zu erwarten, dass 
er in Kürze wieder einer Erwerbstätigkeit nachgehen 
wird. Von der Summe der Einkünfte sind 30 vom Hun­
dert abzuziehen. 

9.1.5	 Die Entrichtung von Steuern ist nachzuweisen durch 
Vorlage von Bescheinigungen von Arbeitgebern, Ein­
kommensteuerbescheiden, Vorauszahlungsbescheiden 
oder der letzten Einkommensteuererklärung und/oder 
Steuerquittungen. Wird das Jahreseinkommen zugrun­
de gelegt, das in den zwölf Monaten ab dem Monat der 
Antragstellung zu erwarten ist, ist darauf abzustellen, 
ob von diesen Einnahmen tatsächlich Steuern zu ent­
richten sein werden. 

9.2	 Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- oder 
Rentenversicherung (Absatz 1 Nummer 2 und 3) 

9.2.1	 Auf die Höhe der Beiträge kommt es bei Anwendung 
des § 23 Absatz 1 Satz 1 nicht an. 

Der Nachweis ist durch Vorlage von Bescheinigungen 
des Arbeitgebers, von Beitragsquittungen, Beitragsbe­
scheiden, Rentenbescheiden, jährlichen Anpassungs­
mitteilungen oder Beitragsbescheiden der Kranken­
kasse zu erbringen. 

9.2.2	 Zu den Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen Rentenversi­
cherung gehören auch die Pflichtbeiträge zur Alterssi­
cherung der Landwirte. Zu den Pflichtbeiträgen zur 
gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung gehö­
ren auch die Beitragsanteile, die selbstständige Künst­
ler und Publizisten an die Künstlersozialkasse nach 
den §§ 15 und 16 KSVG entrichten. 

9.2.3	 Ein Abzug nach § 23 Absatz 1 Nummer 2 und 3 kommt 
nicht in Betracht, wenn Beiträge zur gesetzlichen 
Kranken-, Pflege- oder Rentenversicherung ausschließ­
lich aus Leistungen Dritter bestritten werden, die nicht 
zum Jahreseinkommen gehören, wie zum Beispiel bei 

1. 	 der Übernahme der Beiträge zur Rentenversiche­
rung durch den Bund nach den §§ 14, 15 FELEG, 

2. 	 der Entrichtung von Kranken-, Pflege- oder Ren­
tenversicherungsbeiträgen behinderter Menschen 
durch den Träger der Einrichtung nach § 251 Ab­
satz 2 Satz 1 Nummer 2 SGB V, § 60 Absatz 1 Satz 1 
SGB XI und § 168 Absatz 1 Nummer 2 SGB VI. 

9.2.4	 Übernimmt der Arbeitgeber die Beiträge zur gesetz­
lichen Kranken-, Pflege- oder Rentenversicherung und 
hat der Arbeitnehmer keine Beiträge zu entrichten (im 

Fall einer geringfügigen Beschäftigung; vergleiche § 8 
Absatz 1 SGB IV), ist ein pauschaler Abzug nach § 23 
Absatz 1 Nummer 2 und 3 nicht vorzunehmen; der Ar­
beitnehmer ist nicht belastet. Der pauschale Abzug ist 
jedoch dann zu gewähren, wenn der Arbeitnehmer frei­
willig den vom Arbeitgeber gezahlten Beitrag zur Ren­
tenversicherung aufstockt. 

9.2.5	 Entrichtet der Arbeitnehmer (nach Verdiensthöhe ge­
staffelte) Beiträge zur gesetzlichen Kranken-, Pflege-
oder Rentenversicherung (im Fall der sogenannten Mi­
di-Jobs in einer Gleitzone mit einem Arbeitsentgelt 
zwischen 400,01 und 800,00 Euro im Monat; verglei­
che § 20 Absatz 2 SGB IV), ist ein pauschaler Abzug 
nach § 23 Absatz 1 Nummer 2 und 3 vorzunehmen. 

9.2.6	 Die Entrichtung von Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen 
Kranken- und Pflege- oder Rentenversicherung oder 
Alterssicherung der Landwirte ist durch Vorlage von 
Bescheinigungen von Arbeitgebern, Beitragsquittun­
gen, Rentenbescheiden, jährlichen Anpassungsmittei­
lungen oder Beitragsbescheiden der Krankenkasse nach­
zuweisen. 

9.3	 Laufende Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versi­
cherungen oder ähnlichen Einrichtungen (Absatz 2) 

9.3.1	 Laufende Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versi­
cherungen oder ähnlichen Einrichtungen stehen den 
Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen Kranken-, Pflege-
oder Rentenversicherung gleich und sind in tatsächlich 
geleisteter Höhe, höchstens jedoch jeweils bis zu 
10 vom Hundert vom ermittelten Jahreseinkommen 
abzugsfähig, wenn die Beiträge hinsichtlich ihrer 
Zweckbestimmung den Pflichtbeiträgen entsprechen. 

9.3.2	 Der Nachweis ist durch Vorlage von Bescheinigungen 
des Arbeitgebers, von Versicherungsverträgen und Bei­
tragsquittungen, von Rentenbescheiden, jährlichen An­
passungsmitteilungen oder Beitragsbescheiden der 
Krankenkasse oder -versicherung zu erbringen. 

9.3.3	 Ein Abzug nach § 23 Absatz 2 kommt jedoch nur dann 
in Betracht, wenn nicht bereits ein entsprechender Ab­
zug nach § 23 Absatz 1 Nummer 2 oder 3 erfolgt ist. 

9.3.4	 Die Beiträge müssen laufend, in regelmäßigen Abstän­
den (zum Beispiel monatlich, vierteljährlich und halb­
jährlich) entrichtet werden. Einmalige Beiträge sind 
nicht berücksichtigungsfähig. 

9.3.5	 Laufende Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versi­
cherungen oder ähnlichen Einrichtungen entsprechen 
den Pflichtbeiträgen hinsichtlich ihrer Zweckbestim­
mung, wenn sie dazu dienen sollen, für Beitragszahler 
oder deren Haushaltsangehörige 

1. 	 die notwendigen Maßnahmen zum Schutz, zur Er­
haltung, zur Besserung und zur Wiederherstellung 
der Gesundheit und Leistungsfähigkeit oder 

2. 	 die wirtschaftliche Sicherung bei Krankheit, Mut­
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terschaft, Minderung der Erwerbsfähigkeit, Pfle­
gebedürftigkeit und Alter oder 

3. 	 die wirtschaftliche Sicherung der Hinterbliebenen 

zu gewährleisten. 

Die Beiträge entsprechen jedoch nicht den Pflichtbei­
trägen zur gesetzlichen Rentenversicherung, wenn das 
versicherte zu berücksichtigende Haushaltsmitglied 
bereits eine Rente wegen Alters (§§ 35 bis 42 SGB VI) 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder eine 
Pension bezieht. 

Der Bezug anderer Leistungen, wie zum Beispiel Wit­
wenrente, Erwerbsunfähigkeitsrente, Witwenpension 
und Ähnliches schließt den Abzug laufender Beiträge 
bei der Ermittlung des Jahreseinkommens nicht aus. 

9.3.6	 Der Zweckbestimmung von Pflichtbeiträgen können 
insbesondere entsprechen: 

1.	 freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Kranken- oder 
Rentenversicherung oder zur Alterssicherung der 
Landwirte, 

2. 	 freiwillige Beiträge zur privaten Krankenversiche­
rung einschließlich Krankentagegeldversicherung 
und zur privaten Pflegeversicherung, 

3. 	 Beiträge zur Kapital-Lebensversicherung, zur pri­
vaten Rentenversicherung und, soweit zu berück­
sichtigende Haushaltsmitglieder begünstigt sind, 
zur Risiko-Lebensversicherung, 

4. 	 Beiträge zu Pensions- und Versorgungskassen, 
5. 	 Beiträge zur Berufs-, Erwerbs- und Dienstunfä­

higkeitsversicherung, 
6. 	 Beiträge zu Betriebsgemeinschaftskassen für zu­

sätzliches Ruhegeld, 
7. 	 freiwillige Beiträge zu sonstigen Versicherungen, 

sofern sie wesentliche Elemente einer Kranken-, 
Pflege- oder Rentenversicherung beinhalten (zum 
Beispiel Unfall-Rehabilitations-Versicherung bei 
Ausfall von Kassenleistungen). 

Nicht der Zweckbestimmung von Pflichtbeiträgen ent­
sprechen insbesondere die folgenden Beiträge: 

1. 	 zu Sachversicherungen (zum Beispiel Gebäude-
und Hausratsversicherung), 

2.	 zu Haftpflichtversicherungen einschließlich Kraft­
fahrzeughaftpflichtversicherung, 

3. zur Krankenhaustagegeldversicherung, 
4. 	 zur Unfallversicherung (mit Ausnahme der Beiträ­

ge zur Unfall-Rehabilitations-Versicherung bei 
Ausfall von Kassenleistungen), 

5. zur Sterbegeldversicherung. 

9.3.7	 Im Wesentlichen beitragsfreie oder drittfinanzierte Si­
cherung (§ 23 Absatz 2 Satz 3) 

Ein Abzug nach § 23 Absatz 2 Satz 1 ist nach § 23 Ab­
satz 2 Satz 3 nicht vorzunehmen, wenn eine im We­
sentlichen beitragsfreie Sicherung vorliegt oder eine 

Sicherung besteht, für die Beiträge von einem Dritten 
geleistet werden. 

9.3.7.1	 Eine Sicherung ist dann im Wesentlichen beitragsfrei, 
wenn von dem Versicherten keine oder nur sehr gerin­
ge laufende Beiträge entrichtet werden. Die Wörter 
„im Wesentlichen“ beziehen sich auf die Beitragsfrei­
heit, nicht auf den Umfang der Sicherung. Eine im 
Wesentlichen beitragsfreie Sicherung liegt zum Bei­
spiel bei Beamten hinsichtlich der Altersversorgung 
vor. 

9.3.7.2	 Eine drittfinanzierte Sicherung liegt vor, wenn die er­
forderlichen Beiträge von nicht zum Haushalt gehö­
renden natürlichen oder von juristischen Personen 
laufend geleistet werden (zum Beispiel bei geringfü­
gig Beschäftigten, soweit nur vom Arbeitgeber Ren­
tenversicherungsbeiträge gezahlt werden). Eine dritt­
finanzierte Sicherung ist zum Beispiel bei Empfän­
gern von Arbeitslosengeld nach dem SGB III gege­
ben. 

9.3.7.3	 Besteht für ein zu berücksichtigendes Haushaltsmit­
glied eine im Wesentlichen beitragsfreie Sicherung 
oder eine Sicherung, für die Beiträge von einem Drit­
ten geleistet werden, gelten die Angehörigen des zu be­
rücksichtigenden Haushaltsmitglieds nicht als bereits 
abgesichert. Für sie besteht keine originäre, sondern 
nur eine abgeleitete (Hinterbliebenen-)Sicherung. Zu 
berücksichtigende Haushaltsmitglieder gelten nicht 
als Dritte im Sinne des Absatzes 2 Satz 3. 

9.3.7.4	 Personen, für die ein Beihilfeanspruch besteht, gelten 
nicht als beitragsfrei krankenversichert. Nur wenn ei­
ne Absicherung vorliegt, die mit der üblichen Absiche­
rung einer gesetzlichen Krankenkasse vergleichbar ist 
(zum Beispiel die freie Heilfürsorge), gelten diese Per­
sonen im wohnungsrechtlichen Sinne als krankenver­
sichert. 

9.3.8	 Die Entrichtung laufender Beiträge zu öffentlichen 
oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrich­
tungen ist durch Vorlage von Bescheinigungen des Ar­
beitgebers, von Versicherungsverträgen und Beitrags­
quittungen, von Rentenbescheiden, jährlichen Anpas­
sungsmitteilungen oder Beitragsbescheiden der Kran­
kenkasse oder -versicherung nachzuweisen. 

10	 Frei- und Abzugsbeträge (§ 24 WoFG) 

10.1	 Maßgeblicher Zeitraum 

Zur Feststellung des Gesamteinkommens des Haus­
halts ist das Jahreseinkommen der einzelnen Haushalts­
angehörigen zusammenzurechnen. Von der Summe 
der Jahreseinkommen werden die Frei- und Abzugs­
beträge entsprechend den Verhältnissen am Tag der 
Antragstellung (§ 20 Satz 3) abgezogen. 

Die Frei- und Abzugsbeträge nach § 24 werden gewährt, 
wenn die maßgebenden Voraussetzungen am Tag der 
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Antragstellung erfüllt sind. Dies gilt auch für den Fall, 
dass die Frei- und Abzugsbeträge innerhalb von zwölf 
Monaten ab dem Tag der Antragstellung entfallen kön­
nen oder werden. Wird ein künftiges Einkommen oder 
ein vergangenes Einkommen zugrunde gelegt und 
liegen die für Frei- und Abzugsbeträge maßgebenden 
Voraussetzungen zwar am Tag der Antragstellung noch 
nicht/nicht mehr vor, wohl aber während des Zeitraumes 
der Einnahmenerzielung, so fallen Frei- und Abzugs­
beträge bei der Einkommensprüfung dennoch an. 

10.2	 Voraussetzungen für die Gewährung von Freibeträgen 
(Absatz 1) 

10.2.1	 Schwerbehinderung 

1.	 Absetzung eines Freibetrages in Höhe von 4 500 Eu­
ro 

für jeden schwerbehinderten Menschen mit einem 
Grad der Behinderung 

a) von 100 oder 
b) ab 80, wenn er häuslich pflegebedürftig im 

Sinne des § 14 SGB XI ist, 

2.	 Absetzung eines Freibetrages in Höhe von 2 100 Eu­
ro 

für jeden schwerbehinderten Menschen mit einem 
Grad der Behinderung von unter 80, 

wenn er häuslich pflegebedürftig im Sinne des 
§ 14 SGB XI ist. 

10.2.1.1 Die Schwerbehinderteneigenschaft und der Grad der 
Behinderung soll durch Vorlage 

1. 	 eines Ausweises nach § 69 Absatz 5 SGB IX oder 
2. 	 eines Feststellungsbescheides nach § 69 Absatz 1 

SGB IX, der nicht älter als fünf Jahre sein darf, 

nachgewiesen werden. 

Bei Volljährigen ist der Nachweis nicht erforderlich, 
wenn in Fällen häuslicher Pflege die Pflegebedürftig­
keit im Sinne des § 14 SGB XI und § 26c Absatz 5 
Satz 1 BVG nachgewiesen ist. 

Bei Volljährigen in Fällen häuslicher Pflege mit Nach­
weis der Pflegestufe 3 kann ohne weitere Prüfung von 
einem Grad der Behinderung von 100 ausgegangen 
werden, es sei denn, am Vorliegen dieses Behinde­
rungsgrades bestehen konkrete Zweifel. 

Bei Volljährigen in Fällen häuslicher Pflege mit Nach­
weis der Pflegestufe 2 kann ohne weitere Prüfung von 
einem Grad der Behinderung von 80 ausgegangen wer­
den, es sei denn, am Vorliegen dieses Behinderungs­
grades bestehen konkrete Zweifel. 

10.2.1.2 Als Nachweis genügen auch die vor dem 20. Juni 1976 
ausgestellten amtlichen Ausweise für Schwerkriegs­
beschädigte, Schwerbeschädigte oder Schwerbehin­
derte sowie die nach § 3 Absatz 4 des Zweiten Teils 
SGB IX in der bis zum 19. Juni 1976 geltenden Fas­
sung erteilten Bescheinigungen, und zwar bis zum Ab­
lauf ihres Geltungszeitraums. 

10.2.1.3 Der einmal erbrachte Nachweis der Schwerbehinder­
teneigenschaft gilt während der Geltungsdauer des 
Ausweises oder der Bescheinigung, bei einem Fest­
stellungsbescheid jedoch nur während der Dauer von 
fünf Jahren nach seiner Erteilung, sofern nicht An­
haltspunkte dafür gegeben sind, dass der Ausweis oder 
die Bescheinigung eingezogen oder in maßgebenden 
Merkmalen berichtigt worden ist. 

10.2.1.4 Die häusliche Pflegebedürftigkeit im Sinne des § 14 
SGB XI ist sowohl für Fälle häuslicher Pflege als auch 
für pflegebedürftige Menschen, die nur vorübergehend 
stationär oder teilstationär untergebracht sind, wie 
folgt nachzuweisen: 

1. 	 durch das Merkzeichen „H“ im Ausweis nach § 69 
Absatz 5 SGB IX oder 

2. 	 durch Vorlage eines Bescheides oder einer Be­
scheinigung der zuständigen Stelle 

a) 	 über den Bezug von Leistungen der Hilfe zur 
Pflege nach den §§ 61 bis 64 SGB XII, 

b) 	 über den Bezug von Pflegezulage nach § 35 
BVG und den Gesetzen, die das BVG für an­
wendbar erklären, 

c) 	 über den Bezug von Pflegezulage nach § 267 
Absatz 1 LAG oder über die Gewährung eines 
Freibetrages wegen Pflegebedürftigkeit nach 
§ 267 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c LAG, 

d) 	 über den Bezug einer Leistung bei häuslicher 
Pflege nach den §§ 36 bis 39 SGB XI und teil­
stationärer Tages- und Nachtpflege nach § 41 
SGB XI. 

10.2.2	 Junge Ehepaare 

Bei jungen Ehepaaren, bei denen keiner der Ehegatten 
das 40. Lebensjahr vollendet hat, erfolgt die Absetzung 
eines Freibetrages in Höhe von 4 000 Euro bis zum Ab­
lauf des fünften Kalenderjahres nach dem Jahr der 
Eheschließung. Maßgebend sind die Verhältnisse im 
Zeitpunkt der Antragstellung (§ 20 Satz 3). 

10.2.3	 Kinder unter 12 Jahren 

Für jedes Kind unter 12 Jahren, für das Kindergeld 
nach dem EStG oder dem BKGG oder eine Leistung 
im Sinne des § 65 Absatz 1 Satz 1 EStG oder § 4 Ab­
satz 1 BKGG gewährt wird, erfolgt die Absetzung ei­
nes Freibetrages in Höhe von 600 Euro. Weitere 
Voraussetzungen sind, dass die antragsberechtigte 
Person 
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1. 	 allein mit Kindern zusammen wohnt, 
2. 	zur Einkunftserzielung eine nichtselbstständige 

oder selbstständige Arbeit, Tätigkeit in Land- und 
Forstwirtschaft oder im Gewerbebetrieb ausübt 
oder eine Ausbildung im Sinne der beruflichen 
Bildung (Ausbildung, Fortbildung, Umschulung), 
der schulischen, beruflichen und gesellschaft­
lichen Eingliederung, zum Beispiel der Teilnahme 
an einem Deutsch-Sprachlehrgang oder der beruf­
lichen Rehabilitation, durchführt und 

3. 	 die Wohnung wegen Erwerbstätigkeit oder Ausbil­
dung nicht nur gelegentlich verlassen wird, so dass 
für Kinder unter 12 Jahren eine Betreuung durch 
Dritte erforderlich ist. 

Der Freibetrag wird als Ausgleich für Kinderbetreu­
ungskosten durchschnittlicher Höhe ohne konkreten 
Kostennachweis gewährt. Er fällt also unabhängig da­
von an, ob entsprechende Betreuungskosten tatsäch­
lich aufgewendet und nachgewiesen werden. 

10.2.4	 Kinder von 16 bis 24 Jahren 

Absetzung eines Freibetrages in Höhe von bis zu 
600 Euro, 

soweit ein zum Haushalt rechnendes Kind im Alter von 
16 bis 24 Jahren eigenes Einkommen erzielt (zum Bei­
spiel Ausbildungsvergütung, Unterhaltszahlungen von 
einem nicht im Haushalt lebenden Elternteil, Halbwai­
senrente). Der Freibetrag wird je Kind nur bis zur Hö­
he des eigenen Einkommens gewährt, höchstens je­
doch 600 Euro. 

10.3	 Eigenes Einkommen eines zum Haushalt rechnenden 
Kindes 

10.3.1	 Eigenes Einkommen im Sinne des § 24 Absatz 1 
Nummer 5 des zum Haushalt rechnenden Kindes ist 
die Summe aus den positiven Einkünften nach § 2 
Absatz 1 und 2 EStG (§ 21 Absatz 1, § 22) und den 
Einnahmen nach § 21 Absatz 2, § 22 nach Abzug der 
Werbungskosten und Aufwendungen nach § 21 Ab­
satz 3 und unter Berücksichtigung des Abzuges ge­
mäß § 23. 

Bei der Ermittlung des Gesamteinkommens bleibt das 
eigene Einkommen des zum Haushalt rechnenden 
Kindes bis zur Höhe von 600 Euro außer Betracht. 
Dies gilt nicht, wenn das Kind alleiniges Haushalts­
mitglied ist. 

10.3.2	 Haushaltsangehörige Kinder müssen das Kindschafts­
verhältnis des § 32 EStG erfüllen. 

10.4	 Abzugsbeträge für Unterhaltsleistungen (Absatz 2) 

10.4.1	 Unterhaltspflichtig kraft Gesetzes sind folgende Per­
sonen: 

1. 	 Ehegatten untereinander (§§ 1360, 1361 BGB), 

2. 	 Lebenspartner und Lebenspartnerinnen unterein­
ander (§ 5 LPartG), 

3. 	 Verwandte in gerader Linie untereinander (§ 1601 
BGB), 

4. 	 bei nicht miteinander verheirateten Eltern: 

a) 	der Vater gegenüber seinem nichtehelichen 
Kind (§ 1615a in Verbindung mit § 1601 BGB), 

b) 	 der Vater gegenüber der Mutter seines nicht­
ehelichen Kindes (§ 1615 l Absatz 1 bis 4 
BGB), 

c) 	 die Mutter gegenüber dem Vater ihres nicht­
ehelichen Kindes, wenn der Vater das Kind be­
treut (§ 1615 l Absatz 4 in Verbindung mit Ab­
satz 2 Satz 2 BGB), 

5. 	 geschiedene Ehegatten untereinander (§§ 1569 bis 
1579 BGB), 

6. 	 frühere oder dauernd getrennt lebende Lebens­
partner und Lebenspartnerinnen untereinander 
(§§ 12 und 16 LPartG). 

10.4.2	 Aufwendungen zur Erfüllung gesetzlicher Unterhalts­
verpflichtungen sind gemäß § 24 Absatz 2 zur Ermitt­
lung des Gesamteinkommens abzusetzen. Die Unter­
haltsleistungen sind nachzuweisen. Tatsächlich er­
brachte Leistungen, auf die ein Rechtsanspruch be­
steht, sind in nachgewiesener oder glaubhaft gemach­
ter Höhe zu berücksichtigen. 

10.4.3	 Besteht eine gesetzliche Unterhaltspflicht eines/einer 
Haushaltsangehörigen gegenüber mehreren Personen, 
kann für jede unterhaltene Person ein Betrag bis zum 
jeweiligen Höchstbetrag abgesetzt werden (Mehrfach­
absetzung). 

10.4.4	 Unterhaltszahlungen an ein Land nach § 7 UVG (Aus­
gleich für Vorausleistung des Unterhalts durch das 
Land) stellen auch Aufwendungen zur Erfüllung der 
gesetzlichen Unterhaltspflicht dar. 

10.4.5	 Liegt eine notariell beurkundete Unterhaltsvereinba­
rung, ein Unterhaltstitel oder ein Bescheid vor, so wer­
den die aufgewandten Unterhaltsleistungen haushalts­
angehöriger Haushaltsmitglieder bis zur Höhe des ur­
kundlich mit Titel oder Bescheid festgestellten Betra­
ges abgesetzt. 

10.4.6	 Liegen die Voraussetzungen der Nummer 10.4.5 nicht 
vor, so gelten für die Berücksichtigung von Unter­
haltsleistungen an unterhaltsberechtigte Personen, so­
fern diese nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wer­
den, höchstens folgende Abzugsbeträge: 

1.	 bis zu 3 000 Euro 

a) 	für einen Haushaltsangehörigen/eine Haus­
haltsangehörige der/die auswärts untergebracht 
ist und sich in der Berufsausbildung befindet 
wie zum Beispiel Eltern, die für ihr auswärts 
studierendes Kind die Miete zahlen (zu Be­
rufsausbildung siehe auch Nummer 10.4.7), 
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b) 	 für eine sonstige nicht zum Haushalt rechnen­
de unterhaltsberechtigte Person (zum Beispiel 
in einem Pflegeheim), 

2.	 bis zu 6 000 Euro 

für einen beziehungsweise eine nicht zum Haus­
halt zugehörig dauernd getrennt lebenden Ehegat­
ten/Ehegattin oder Lebenspartner/Lebenspartne­
rin. 

10.4.7	 Berufsausbildung (im Sinne des § 24 Absatz 2 Num­
mer 1) 

Als Berufsausbildung im Sinne des § 24 Absatz 2 Num­
mer 1 ist jede Ausbildung anzusehen, welche die zur 
Ausübung eines künftigen Berufes notwendigen fach­
lichen Fertigkeiten und Kenntnisse in einem geordne­
ten Ausbildungsgang vermittelt. Darunter fallen insbe­
sondere der Besuch von allgemeinbildenden und be­
ruflichen Schulen und von Hochschulen einschließlich 
der Vorbereitung auf eine Promotion, die Ausbildung 
für einen anerkannten Ausbildungsberuf (Verzeichnis 
nach § 90 Absatz 3 Nummer 3 BBiG), die Berufsaus­
bildung behinderter Menschen auf Grund einer Rege­
lung nach den §§ 64 bis 67 BBiG oder nach § 42k 
HwO sowie die Teilnahme an berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen im Sinne des § 61 SGB III. 

Ob die Berufsausbildung abgeschlossen ist, ist nach 
den Verhältnissen des Einzelfalles zu beurteilen. Eine 
Ausbildung, die an sich zur Ausübung eines Berufes 
befähigt, kann noch andauern, wenn eine gehobenere 
Stellung oder ein anderer Beruf angestrebt wird. 

Der Besuch von ein- bis zweistündigen Tageskursen 
(Abendkursen) kann nicht als Berufsausbildung ange­
sehen werden. 

10.4.8	 Geschiedene oder dauernd getrennt lebende unter­
haltsberechtigte Ehegatten oder Lebenspartner sind 
kein Haushaltsmitglied, wenn sie mit dem Unterhalts­
pflichtigen keine Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft 
führen. 

11	 Inkrafttreten,Außerkrafttreten 

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Ver­
öffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwal­
tungsvorschrift des Ministeriums für Stadtentwick­
lung, Wohnen und Verkehr zur Einkommensermittlung 
nach den §§ 20 bis 24 des Wohnraumförderungsgeset­
zes vom 6. Mai 2002 (ABl. S. 566) außer Kraft. 

Erste Änderung der Richtlinie 

des Ministeriums für Wirtschaft 


und Europaangelegenheiten zur Förderung 

von kleinen und mittleren Unternehmen 


bei der innovativen Nutzung neuer Technologien 

im Rahmen der Maßnahme „ProVIEL“
 

Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft 
und Europaangelegenheiten des Landes Brandenburg 

Vom 19. Oktober 2012 

I. 

Die Richtlinie des Ministeriums für Wirtschaft und Europa­
angelegenheiten zur Förderung von kleinen und mittleren Unter­
nehmen bei der innovativen Nutzung neuer Technologien im 
Rahmen der Maßnahme „ProVIEL“ vom 10. Oktober 2011 
(ABl. S. 2231) wird wie folgt geändert: 

In Nummer 2 Buchstabe e wird vor dem Wort „von“ das Wort 
„insbesondere“ eingefügt. 

II. 

Diese Bekanntmachung tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft. 
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Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben wesentliche Änderung 

einer Biogasanlage mit Gaslager
 

in 16559 Liebenwalde OT Neuholland
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz 


Vom 13. November 2012
 

Die Neuholländer Fleischrind GmbH, Liebenberger Damm 1 in 
16559 Liebenwalde OT Neuholland beantragt die Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
die in der Gemarkung Neuholland (Landkreis Oberhavel), 
Flur 110 Flurstück 66 vorhandene Biogasanlage mit Gaslager 
wesentlich zu ändern. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummern 1.4 b) aa), 
1.15 a) und 9.1 b) Spalte 2 des Anhanges der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein 
Vorhaben der Nummern 1.3.2, 1.11.1.1 und 9.1.4 Spalte 2 der 
Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG). 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine stand­
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver­
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 03391 838-546 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Regionalabteilung West, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim­
mer 4.02, Fehrbelliner Straße 4 a, 16816 Neuruppin eingesehen 
werden. 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 

Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben wesentliche Änderung 

einer Biomethananlage in 14712 Rathenow
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 20. November 2012
 

Die Firma GreenGas Produktionsanlage Rathenow GmbH & 
Co. KG, Am Heidefeld 14, 14712 Rathenow beantragt die Ge­
nehmigung nach § 16 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutz­
gesetzes (BImSchG), in der Gemarkung Rathenow (Landkreis 
Havelland), Flur 46, Flurstück 99/105, eine Anlage zur Erzeu­
gung von Biomethan in wesentlichen Teilen zu ändern. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6 Spalte 2 b) 
in Verbindung mit 1.15 Spalte 2 b) und Nummer 9.1 Spalte 2 b) 
des Anhanges der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 8.4.3 
Spalte 2 und Nummer 9.1.4 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine stand­
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver­
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün­
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter­
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 033201 442-486 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Potsdam 
OT Groß Glienicke, eingesehen werden. 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
 

Umstufungsverfügung 

eines Teilabschnittes der B 168 


innerhalb der Ortsdurchfahrt Cottbus,
 
Umbenennung der B 168 und Aufstufung der L 49 


im Zusammenhang mit der Verkehrsfreigabe 

und Widmung der B 168 Ortsumfahrung Cottbus 


1.Verkehrsabschnitt 


Bekanntmachung 

des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 


Niederlassung Süd
 
Vom 2. November 2012
 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2013 werden nachstehende Umstu­
fungen nach § 2 Absatz 4 und 6 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 
(BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), in Verbindung mit § 3 und § 7 des Bran­
denburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I S. 358), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18. Oktober 2011 (GVBl. I Nr. 24), 
verfügt: 

Abstufung der Bundesstraße 168 von Netzknoten 4252 001 
nach Netzknoten 4252 011 Abschnitt 001 von Station 0,195 bis 
Station 0,479 und Abschnitt 002 von Station 0,000 bis Sta­
tion 2,046 - Madlower Hauptstraße zur Gemeindestraße. 

Träger der Straßenbaulast bleibt die Stadt Cottbus. 

Umbenennung der B 168 innerhalb der Ortsdurchfahrt Cottbus 
von Netzknoten 4252 011 nach Netzknoten 4252 041 (neu) Ab­
schnitt 003, 004, 005, 006, 007, 008, 009 zur Bundesstraße 169 
bis zum Abschluss des 2.Verkehrsabschnittes der Ortsumfah­
rung Cottbus. 

Träger der Straßenbaulast bleibt die Stadt Cottbus. 

Aufstufung der L 49 von Netzknoten 4252 014 nach Netzkno­
ten 4252 037 Abschnitt 120, 130, 135 mit einer Länge von 
4054 m zur Bundesstraße 168, um bis zum Abschluss des 2. Ver­
kehrsabschnittes der Ortsumfahrung Cottbus einen Anschluss 
der B 168 neu an das Bundesfernstraßennetz zu gewährleisten. 

Träger der Straßenbaulast wird die Bundesrepublik Deutschland. 

Diese Verfügung gilt einen Tag nach der Veröffentlichung als be­
kannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be­
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 

beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Lindenallee 51, 
15366 Hoppegarten schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 

Im Auftrag
 

Dr. Anja Nagora
 
Niederlassungsleiterin
 

Umstufungsverfügung der L 50 

Ortsumfahrung Cottbus 1.Verkehrsabschnitt 


Bekanntmachung 

des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 


Niederlassung Süd
 
Vom 2. November 2012
 

Auf der Grundlage des Planfeststellungsbeschlus­
ses 50.9 7172/168.3 wird die Teilstrecke der Landesstraße 50 
Abschnitt 010, 030, 035 von Netzknoten 4252 004 bis Netzkno­
ten 4252 012 gemäß § 7 Absatz 2 und 6 in Verbindung mit § 6 
Absatz 5 BbgStrG entsprechend ihrer zukünftigen Verkehrs­
bedeutung abgestuft. 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2013 werden nachstehende Umstu­
fungen nach § 2 Absatz 4 des Bundesfernstraßengesetzes 
(FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 
(BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), in Verbindung mit § 3 und § 7 des Bran­
denburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I S. 358), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18. Oktober 2011 (GVBl. I Nr. 24), 
verfügt: 

Umstufung 

Die Landesstraße 50 

von Netzknoten 4252 004 bis Netzknoten 4252 008 Abschnitt 010 
von Station 0,364 bis Station 3,434 und 
von Netzknoten 4252 008 bis Netzknoten 4252 038 Abschnitt 030 
von Station 0,000 bis Station 0,927 und 
von Netzknoten 4252 038 bis Netzknoten 4252 012 Abschnitt 035 
von Station 0,000 bis Station 0,556 (Gemarkungsgrenze) 

wird zur Gemeindestraße abgestuft. 

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird die Stadt Cottbus. 

Die Landesstraße 50 
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von Netzknoten 4252 038 bis Netzknoten 4252 012 Abschnitt 035 
von Station 0,556 bis Station 2,641 

wird zur Kreisstraße abgestuft. 

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird der Landkreis Spree-
Neiße. 

Die Umstufungsverfügung gilt einen Tag nach der Veröffentli­
chung als bekannt gegeben. 

Im Auftrag
 

Dr. Anja Nagora
 
Niederlassungsleiterin
 

Umstufungsverfügung
 
L 66 Netzergänzung Mühlberg 


Bekanntmachung 

des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 


Niederlassung Süd
 
Vom 2. November 2012
 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2013 werden nachstehende Umstu­
fung und Einziehung nach §§ 3, 7 und 8 des Brandenburgischen 
Straßengesetzes (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Juli 2009 (GVBl. I S. 358), zuletzt geändert durch Ge­
setz vom 18. Oktober 2011 (GVBl. I Nr. 24), verfügt: 

Umstufung 

Die Landesstraße 66 Abschnitt 085 von Station 0,000 bis Station 
1,095 wird zur Gemeindestraße abgestuft. 

Künftiger Träger der Straßenbaulast wird die Stadt Mühlberg. 

Einziehung 

Die Landesstraße 66 Abschnitt 085 von Station 1,095 - ca. 500 m ­
wird eingezogen. Damit verliert dieser Teilabschnitt die Eigen­
schaft einer öffentlichen Straße. 

Diese Verfügung gilt einen Tag nach der Veröffentlichung als be­
kannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be­
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Lindenallee 51, 
15366 Hoppegarten schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 

Im Auftrag
 

Dr. Anja Nagora
 
Niederlassungsleiterin
 

Widmung und Einziehung 

der Bundesstraße B 273
 

im Bereich Eisenbahnbrücke bei Marquardt 

bis Abzweig Landesstraße L 92
 

Bekanntmachung 

des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 


Niederlassung West, Hauptsitz Potsdam  

Vom 26. Oktober  2012
 

1 Widmung 

B 273 

Entsprechend dem Planfeststellungsbeschluss des Ministeriums 
für Infrastruktur und Raumordnung des Landes Brandenburg 
Nr.: 40.97172/273.14 vom 20. Oktober 2009 erfolgt der Neubau 
der Bundesstraße B 273 von der Eisenbahnbrücke bei Marquardt 
(Beginn/Ende jetziger vierspuriger Ausbau der B 273) bis zum 
Abzweig Fahrland an der Landesstraße (L 92). Die B 273 erhielt 
damit auf einer Länge von zirka 0,990 km eine neue Linienfüh­
rung mit einem neuen Brückenbauwerk über die Gleise des Ber­
liner Außenrings der Deutschen Bahn AG und einem Radweg. 
Der neu gebaute Teil der Straße erhält laut oben genanntem Plan­
feststellungsbeschluss mit der Verkehrsfreigabe die Eigenschaft 
einer Bundesfernstraße und wird der Allgemeinheit für den öf­
fentlichen Verkehr zur Verfügung gestellt. 

Träger der Straßenbaulast ist die Bundesrepublik Deutschland. 

2 Einziehung 

B 273 

Durch den Bau der B 273 in einer neuen Linienführung von der 
Eisenbahnbrücke bei Marquardt (Beginn/Ende jetziger vierspu­
riger Ausbau der B 273) bis zum Abzweig Fahrland an der Lan­
desstraße (L 92) verliert die B 273 in der alten Linienführung die 
Bedeutung für den weiträumigen Verkehr. Fahrbahnteile wurden 
zurückgebaut und gesperrt. Dieser Bereich der B 273 (alt) wird 
in einer Gesamtlänge von zirka 0,850 km gemäß dem Planfest­
stellungsbeschluss des Ministeriums für Infrastruktur und Raum­
ordnung des Landes Brandenburg Nr.: 40.97172/273.14 vom 
20. Oktober 2009 eingezogen. 

Kerstin Finis-Keck
 
Niederlassungsleiterin
 

http:40.97172/273.14
http:40.97172/273.14
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Feststellen des Unterbleibens 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben einer Erstaufforstung
 

Bekanntmachung des Landesbetriebes 

Forst Brandenburg, Oberförsterei Siehdichum
 

Vom 5. November 2012
 

Die Brandenburgische Flächen und Umwelt GmbH plant im 
Landkreis Oder-Spree, Gemarkung Dammendorf, Flur 2, Flur­
stück 45 die Erstaufforstung gemäß § 9 des Waldgesetzes des 
Landes Brandenburg auf einer Fläche von 4,7335 ha. 

Gemäß Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist für geplante 
Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Fest­
stellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorprüfung 
des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG durchzuführen. 

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen 
vom 04.09.2012, Az.: 24.07-7020-6/39/12 durchgefürt. 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be­
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 033606 8700 während der Dienstzeit 
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Sieh­
dichum, Bahnhofstraße 57 in 15299 Müllrose eingesehen wer­
den. 

Rechtsgrundlagen: Gesetz über Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 
2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 15 
des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212). 
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
 

Zwangsversteigerungssachen 

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs­
sachen gilt Folgendes: 

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra­
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel­
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver­
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung 
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter­
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt. 
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge­
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung aus 
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol­
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben. 
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge­
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent­
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver­
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

Amtsgericht Frankfurt (Oder) 

Terminsbestimmung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Dienstag, 15. Januar 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll­
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Jänicken­
dorf Blatt 233 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Jänickendorf, Flur 2, Flurstück 47/2, 

Gebäude- und Freifläche, Am Dorfring 45, 46, Grö­
ße: 930 m2, 

lfd. Nr. 2, Gemarkung Jänickendorf, Flur 2, Flurstück 259, 
Gebäude- und Freifläche, Am Schmiedeberg 11, 
Größe: 1.261 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
21.09.2010 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 

lfd. Nr. 1: 113.000,00 EUR
 
lfd. Nr. 2:  86.000,00 EUR.
 

Nutzung: 	 lfd. Nr. 1: Einfamilienwohnhaus 
lfd. Nr. 2: Einfamilienhaus. 

Postanschrift: 	 lfd. Nr. 1: Am Dorfring 45, 46; 15518 Steinhö­
fel OT Jänickendorf 
lfd. Nr. 2: Am Schmiedeberg 11, 15518 Stein­
höfel OT Jänickendorf. 

Geschäfts-Nr.: 3 K 154/10 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung zum Zwecke der Aufhebung 
der Gemeinschaft soll am 

Mittwoch, 23. Januar 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Amtsgericht, Müllroser Chaussee 55,
 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von 

Beeskow Blatt 3424 eingetragene Grundstück, Bezeichnung
 
gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 4, Flur 3, Flurstück 611, Größe 11.336 m2
 

versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
07.04.2009 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 45.000,00 EUR. 


Im Termin am 22.02.2012 wurde der Zuschlag wegen Nichter­
reichung der 5/10-Grenze gemäß § 85a ZVG versagt. 


Lage: Radinkendorfer Str., 15848 Beeskow
 
Bebauung: Carport, Geräteschuppen/Mülltonnenstellplatz, ver­
fallener Erdkeller (ehem. Luftschutzbunker) 

Besonderheit: Zwei nicht zu versteigernde bebaute Grundstücke
 
eines anderen Eigentümers sind vom Versteigerungsobjekt ein­
geschlossen.
 
Geschäfts-Nr.: 3 K 41/09
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 23. Januar 2013, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Amtsgericht, Müllroser Chaussee 55, 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von 
Dahmsdorf Blatt 177 eingetragene Eigentum, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 281,91/1000stel Miteigentumsanteil an dem Grund­

stück Flur 1, Flurstück 193, Größe: 880 qm, 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit Nr. 3 des 
Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Blatt 175 - 178). Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist 
durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen gehörenden 
Sondereigentumsrechte beschränkt. Sondernutzungsregelungen 
sind vereinbart; 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.06.2011 eingetragen worden. 
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Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 55.000,00 EUR. 

Postanschrift: Am Dorfanger 8, 15526 Reichenwalde 
OT Dahmsdorf 

Geschäfts-Nr.: 3 K 71/11 

Amtsgericht Luckenwalde 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 3. Januar 2013, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Wohnungsgrund­
buch von Königs-Wusterhausen Blatt 3789 eingetragene Woh­
nungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 413/10.000 Miteigentumsanteil an Königs-Wuster­

hausen, Flur 4, Flurstück 14, Gebäude- und Freiflä­
che, Größe 2.349 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erdge­
schoss rechts des Hauses 4 mit Nr. 13 des Aufteilungsplanes be­
zeichnet. Sondernutzungsrechte sind vereinbart. 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 36.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
24.08.2011 eingetragen worden. 

Eigentumswohnung im Erdgeschoss, Wiesenstraße 4 in 
15711 Königs Wusterhausen in einer Eigentumswohnanlage, 
bestehend aus 4 Mehrfamilien-Reihenhäusern, von denen 2 nicht 
fertig gestellt sind. Die nähere Beschreibung kann bei dem 
Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gut­
achten zu den Sprechzeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 232/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 3. Januar 2013, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
 
Kloster Zinna Blatt 849 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 8, Gemarkung Kloster Zinna, Flur 3, Flurstück 212,
 

Landwirtschaftliche Betriebsfläche, Kaltenhause­
ner Str., Größe 12.645 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 10.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
27.06.2011 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 14913 Jüterbog OT Kloster 
Zinna, Kaltenhausener Straße. Die nähere Beschreibung kann 
bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden 
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 182/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 22. Januar 2013, 14:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Wildau Blatt 650 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Wildau, Flur 2, Flurstück 180, Gebäu­

de- und Freifläche, Ahornring 9, Größe 1.059 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 260.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
21.11.2011 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15745 Wildau, Ahornring 9. Es 
ist bebaut mit einem Einfamilienwohnhaus mit Einliegerwoh­
nung und Garage. Die nähere Beschreibung kann bei dem Amts­
gericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu 
den Sprechzeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 272/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 24. Januar 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Rehagen Blatt 447 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Rehagen, Flur 4, Flurstück 118, Haupt­

straße 4, Größe 754 m2 , 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Rehagen, Flur 4, Flurstück 119, Größe 

49 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 56.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
18.05.2011 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15838 Am Mellensee, Rehage­
ner Hauptstraße 4. Es ist bebaut mit einem Einfamilienwohn­
haus mit ausgebautem Dachgeschoss, einem Geräteschuppen, 
einem ehemaligen Stallgebäude und einer Doppelgarage. Die 
nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, 
Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent­
nommen werden. 
AZ: 17 K 61/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 24. Januar 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Jüterbog Blatt 4264 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Jüterbog, Flur 39, Flurstück 618, Ge­

bäude- und Freifläche, Neuheimer Weg 16, Größe 
1.813 m2, 
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lfd. Nr. 3,	 Gemarkung Jüterbog, Flur 39, Flurstück 619, Ge­
bäude- und Freifläche, Neuheimer Weg 16, Größe 
60 m2 

versteigert werden. 


Der Verkehrswert ist auf 40.900,00 EUR festgesetzt worden. 

Es entfallen auf:
 
Grundstück lfd. Nr. 2, Flurstück 618  40.000,00 EUR
 
Grundstück lfd. Nr. 3, Flurstück 619  900,00 EUR.
 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
 
23.11.2011 eingetragen worden. 


Das Versteigerungsobjekt befindet sich in 14913 Jüterbog, Neu­
heimer Weg 16. Grundstück Nr. 2 ist bebaut mit einem Indus­
triegebäude mit Büro- und Sozialtrakt; Grundstück Nr. 3 mit ei­
nem Gewerbeanbau (Überbau). Die nähere Beschreibung kann
 
bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden
 
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden.
 
AZ: 17 K 302/11 


Zwangsversteigerung 3. Termin, 
keine Grenzen 5/10 und 7/10 

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 
Montag, 28. Januar 2013, 9:30 Uhr 

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
 
Blankenfelde Blatt 5467 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Blankenfelde, Flur 9, Flurstück 136,
 

Landwirtschaftsfläche, Gartenland, Zwischen Karl­
Marx-Str. und Lankegraben, Größe 11.148 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 190.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
01.04.2009 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 15827 Blankenfelde-Mahlow 
OT Blankenfelde gelegen zwischen Karl-Marx-Straße und Gla­
sowbach. Es ist unbebaut. Die nähere Beschreibung kann bei 
dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden 
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden. 

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs­
wertes erfolgen. 

Im Termin am 12.01.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
AZ: 17 K 75/09 

Zwangsversteigerung      
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 29. Januar 2013, 14:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 

Luckenwalde Blatt 5456 eingetragene Grundstück, Bezeich­
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Luckenwalde, Flur 17, Flurstück 40,
 

Größe 738 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 40.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
14.05.2009 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in Neue Baruther Straße 5 in 
14943 Luckenwalde. Es ist unbebaut. Die nähere Beschreibung 
kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorlie­
genden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden. 

Im Termin am 20.12.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
AZ: 17 K 162/09 

Zwangsversteigerung 3. Termin, 
keine Grenzen 5/10 und 7/10 

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 
Donnerstag, 7. Februar 2013, 13:00 Uhr 

im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Oehna Blatt 404 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge­
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Oehna, Flur 4, Flurstück 245, Gebäude-

und Freifläche, Land- und Forstwirtschaft, Land­
wirtschaftsfläche, Obstanbaufläche, Dorfstraße 22 a, 
Größe 4.423 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 52.600,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
15.06.2011 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 14913 Niedergörsdorf OT Oeh­
na, Dorfstraße 22 a. Es ist bebaut mit einem Vierfamilienhaus 
und einem Nebengebäude sowie einer Scheune. Im Wohnhaus 
sind 4 Wohnungen vorhanden, jeweils 2 im EG und DG. Das 
Nebengebäude beinhaltet im EG 3 Garagenstellplätze und einen 
Lagerraum sowie eine Tordurchfahrt. Die Scheune ist laut Gut­
achten in einem desolaten Zustand. Fremdbebauung liegt vor. Es 
besteht das Flurbereinigungsverfahren „Oehna“ AZ 1/002/N. 
Das Objekt liegt innerhalb des ortsfesten Bodendenkmals. Die 
nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, 
Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent­
nommen werden. 

Im Termin am 25.10.2012 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital­
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei­
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht 
hat. 
AZ: 17 K 143/11 



1650 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 46 vom 21. November 2012 

Amtsgericht Potsdam 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 7. Januar 2013, 12:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
 
von Rhinow Blatt 938 eingetragene Grundstück, Bezeichnung
 
gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, Flur 9, Flurstück 265/28, Gebäude- und Freifläche,
 

Siedlerfeld 11, 4.940 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 226.000,00 EUR festgesetzt worden. 


Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 30. März 2012 einge­
tragen worden. 


Das Grundstück ist auf dem östlichen Teil mit einem Zweifami­
lienwohnhaus mit Doppelgarage (Bj. ca. 1993, Ausbau DG ca.
 
2011, Wfl. ca. 358 m2) und auf dem nordwestlichen Teil mit ei­
nem Gewerbegebäude mit Doppelgarage (Bj. ca. 1993, Nfl. ca.
 
103 m2) und den dazu gehörenden Außenanlagen bebaut.
 
Darüber hinaus befinden sich auf dem Grundstück acht Neben­
gebäude (Taubenhäuser, Reiseschläge für Tauben, Lagerräume,
 
Stallgebäude, Swimmingpool), ein Freilagerplatz und eine Über­
dachung.
 
AZ: 2 K 95/12
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 9. Januar 2013, 12:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Wohnungs­
grundbuch von Werder (Havel) Blatt 6609 eingetragene Woh­
nungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, bestehend aus 120,50/10.000 Miteigentumsanteil an 

dem Grundstück 
- sämtlich Flur 16 ­
Flurstück 343, Gebäude- und Freifläche, Landwirt­
schaftsfläche Isoldestr. 5, 6, Kesselgrundstr. 56, 
2.444 m2,
 
Flurstück 345/2, Verkehrsfläche Gemarkung Werder
 
(Havel), 375 m2,
 
Flurstück 345/3, Gebäude- und Freifläche Kemnit­
zer Chaussee, 1.002 m2,
 
Flurstück 346, Gebäude- und Freifläche Kemnitzer
 
Chaussee 53, 54, 57, 58, 2.450 m2,
 
Flurstück 546, Gebäude- und Freifläche Kessel­
grundstr. 56, 57, 58, 2.495 m2,
 
Flurstück 549, Gebäude- und Freifläche Isoldestr.,
 
1.376 m2,
 
Flurstück 649, Verkehrsfläche Kemnitzer Chaussee,
 
50 m2,
 
Flurstück 650, Gebäude- und Freifläche Kemnitzer
 
Chaussee 54, 55, 56, 57, 2.401 m2
 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 28 des
 
Aufteilungsplanes, 

versteigert werden. 


Der Verkehrswert ist auf 90.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 7. Mai 2012 eingetra­
gen worden. 

Die Eigentumswohnung (Bj. ca. 1998, Wfl. ca. 68 m2) liegt im 
1. OG links des Mehrfamilienhauses Kemnitzer Chaussee 56
 
und war zum Zeitpunkt der Begutachtung (Juni 2012) für ca.
 
5,80 €/m2 Nettokalt vermietet. Sie besteht aus 3 Wohnräumen,
 
Küche, Bad/WC, Flur und Balkon)
 
AZ: 2 K 155/12
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 15. Januar 2013, 14:30 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
 
das im Grundbuch von Milow Blatt 346 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Milow, Flur 6, Flurstück 349/126, Ge­

bäude- und Gebäudenebenflächen, Friedensstraße 38, 
groß: 1.050 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück ist mit einem teilunterkellerten Wohngebäude 
(im Erdgeschoss, im Dachgeschoss 2 Wohnungen) mit Saalbau, 
einer Kegelbahn sowie einem Schuppen und einer Garage bebaut. 
Die Wohnungen haben eine Fläche von 68 m2 und 50 m2. Die 
Gewerbenutzfläche mit Gastraum, Tanzfläche, Bühne, Billard 1 
und 2, Dusche/Lager und Sanitäranbau beträgt etwa 348 m2. 
Der Versteigerungsvermerk wurde am 16.10.2006 in das ge­
nannte Grundbuch eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 190.000,00 EUR. 

Im Versteigerungstermin am 10.09.2007 wurde der Zuschlag 
wegen Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt. 
AZ: 2 K 443/06 

Teilungsversteigerung 
Im Wege der Teilungsversteigerung sollen am 

Dienstag, 22. Januar 2013, 9:00 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober­
geschoss, Saal 304.1, die im Grundbuch von Stahnsdorf 
Blatt 4470 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung gemäß 
Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Stahnsdorf, Flur 4, Flurstück 250/5, Ge­

bäude- und Freifläche, Wohnen, Grüner Weg 3 - 5, 
Größe: 973 m2, 

lfd. Nr. 2, Flur 4, Flurstück 242, Gebäude- und Freifläche, 
Mühlenstr. 3, Größe: 1.068 m2, 

lfd. Nr. 3, Flur 4, Flurstück 244/1, Gebäude- und Freifläche, 
Ruhlsdorfer Str. 17, Größe: 474 m2, 

lfd. Nr. 4,	 Flur 4, Flurstück 244/2, Gebäude- und Freifläche, 
Verkehrsfläche, Grüner Weg 3, 4, 5, Mühlenstraße 1, 
Größe: 2.813 m2 

versteigert werden. 

Das Flurstück 250/5 ist straßenseitig mit einem Teil (ca. 23 %)
 
des II-geschossigen Neunfamilienwohnhauses von Flur­
stück 244/2 überbaut. 
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Flurstück 244/2 ist mit einem unterkellerten traufständigen 
II-geschossigen Mehrfamilienwohnhaus (mit 9 Wohneinheiten, 
zumeist vermietet) mit ausgebautem Satteldach, Baujahr ca. 1938, 
Wohnfläche ges. ca. 496 m2 sowie mit einem weiteren unterkeller­
tem II-geschossigen Mehrfamilienhaus (mit 6 Wohneinheiten, 
größtenteils vermietet) mit ausgebautem Satteldach, Baujahr ca. 
1938, Wohnfläche ges. ca. 268 m2 bebaut. Ebenso befindet sich 
dort ein 1 1/2-geschossiges Garagen- bzw. Lagergebäude mit nicht 
ausgebautem Satteldach sowie eine mietereigene Laube. 
Auf dem Flurstück 244/1 steht auf der östlichen Grenze die 
Hälfte eines mietereigenen Garagengebäudes die andere Hälfte 
steht auf Flurstück 244/2. 
Flurstück 242 ist mit einem unterkellerten II-geschossigen 
Zweifamilienwohnhaus mit Erker und teilweise ausgebautem 
Walmdach, Baujahr ca. 1928, Wohnfläche ca. 204 m2 mit 3 Woh­
nungen - vermietet als eine Wohnung - bebaut. 
Die notwendigen Abstandsflächen der Bebauungen bzgl. der 
Flurstücke 242 und 244/2 liegen nicht auf dem jeweiligen Grund­
stück. 
Der Versteigerungsvermerk wurde am 19.03.2012 in das ge­
nannte Grundbuch eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf insgesamt 
551.000,00 EUR. Es entfallen 
auf das Grundstück Nr. 1 hier  55.000,00 EUR, 
auf das Grundstück Nr. 2 hier 160.000,00 EUR, 
auf das Grundstück Nr. 3 hier  52.000,00 EUR und 
auf das Grundstück Nr. 4 hier 284.000,00 EUR. 
AZ: 2 K 74/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 22. Januar 2013, 14:30 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
 
das im Grundbuch von Jeserig Blatt 955 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Jeserig, Flur 6, Flurstück 74, Gebäude-


und Freifläche, Potsdamer Landstraße, groß: 1.200 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück ist unbebaut. 
Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am 
10.11.2010 eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 24.000,00 EUR. 

Im Versteigerungstermin am 27.03.2012 wurde der Zuschlag 
wegen Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt. 
AZ: 2 K 343/10 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 24. Januar 2013, 9:00 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober­
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Teltow Blatt 1407 
eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Teltow, Flur 9, Flurstück 437, Gebäude-

und Freifläche, Wohnen, Wilhelm-Külz-Str., Größe: 
1.078 m2 

versteigert werden. 

Das Grundstück ist mit einem Wohnhaus mit mind. 3 Wohnein­
heiten (2 vermietet) bebaut, Baujahr vor 1945, Sanierung ca. 
2000/2001, vermutlich unterkellert, Erdgeschoss (Wohnfl. ca. 
125 m2), Dachgeschoss (Wohnfl. ca. 125 m2). Außerdem befin­
den sich 2 Nebengebäude (Schuppen) auf dem Objekt. Die Be­
wertung entstammt dem Gutachten vom 04.06.2012. 
Der Versteigerungsvermerk wurde am 19.01.2012 in das ge­
nannte Grundbuch eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 108.000,00 EUR. 
AZ: 2 K 9/12 

Zwangsversteigerung ohne 5/10 und 7/10 Grenze 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Donnerstag, 24. Januar 2013, 12:00 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober­
geschoss, Saal 304.1, die im Grundbuch von Bensdorf 
Blatt 953 verzeichneten Grundstücke, Bezeichnung gemäß Be­
standsverzeichnis nach Bodenordnungsverfahren: 

lfd. 
Nr. 

Flur Flur­
stück 

Wirtschaftsart und Lage Größe 
in m2 

62 43 112 Grünanlage, Dorfstraße 584 
63 43 117 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 338 
64 43 118 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 321 
65 43 120 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 389 
66 43 122 Straße, Heideweg 5.853 
67 43 125 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 367 
68 43 126 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 367 
69 43 127 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 367 
70 43 132 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 337 
71 43 133 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 302 
72 43 134 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 266 
73 43 135 Grünanlage, Heideweg 871 
74 43 139 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 334 
75 43 140 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 334 
76 43 141 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 341 
77 43 142 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 286 
78 43 143 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 277 
79 43 144 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 498 
80 43 145 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 270 
81 43 146 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 322 
82 43 147 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 329 
83 43 148 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 275 
84 43 149 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 339 
85 43 150 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 263 
86 43 151 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 267 
87 43 152 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 273 
88 43 153 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 267 
89 43 154 Gebäude- und Freifläche, Heideweg 275 
90 43 156 Gebäude- und Freifläche, Grünanlage, 

Dorfstraße 
156 

91 43 158 Gebäude- und Freifläche, Dorfstraße 312 
92 43 159 Grünanlage, Straße, Dorfstraße 1.301 
93 43 160 Gebäude- und Freifläche, Dorfstraße 4.080 
94 43 161 Grünanlage, Dorfstraße 814 
95 43 162 Gebäude- und Freifläche, Dorfstraße 9.332 
96 43 163 Grünanlage, Dorfstraße 2.193 
97 43 164 Gebäude- und Freifläche, Dorfstraße 1.484 

versteigert werden. 
Bei den Grundstücken im Bebauungsplangebiet BP 02 „Misch­
gebiet Woltersdorf-West“ handelt es sich größtenteils um unbe­
baute Wiese, auf dem Flurstück 133, 134  befindet sich eine Be­
ton-Bodenplatte, auf dem Flurstück 135 Spielgeräte, auf dem 
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Flurstück 139 ein Carport. Flurstücke 122, 156,158 und 159 sind 
teilweise befestigt und dienen als Verkehrsfläche. 

Der Versteigerungsvermerk wurde am 08.10.2011 in das ge­
nannte Grundbuch eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf insgesamt 
878.450,00 EUR. 
Es entfallen auf die Grundstücke gemäß Bestandsverzeichnis 
folgende Beträge: 
lfd. Nr. 62  = 2.050 EUR 
lfd. Nr. 63  = 13.000 EUR 
lfd. Nr. 64  = 12.350 EUR 
lfd. Nr. 65  = 15.000 EUR 
lfd. Nr. 66  = 43.900 EUR 
lfd. Nr. 67  = 14.150 EUR 
lfd. Nr. 68  = 14.150 EUR 
lfd. Nr. 69  = 14.150 EUR 
lfd. Nr. 70  = 11.700 EUR 
lfd. Nr. 71  = 10.450 EUR 
lfd. Nr. 72  = 10.250 EUR 
lfd. Nr. 73  = 6.550 EUR 
lfd. Nr. 74  = 12.850 EUR 
lfd. Nr. 75  = 12.850 EUR 
lfd. Nr. 76  = 13.150 EUR 
lfd. Nr. 77  = 11.000 EUR 
lfd. Nr. 78  = 10.650 EUR 
lfd. Nr. 79  = 19.150 EUR 
lfd. Nr. 80  = 10.400 EUR 
lfd. Nr. 81  = 12.400 EUR 
lfd. Nr. 82  = 12.650 EUR 
lfd. Nr. 83  = 10.600 EUR 
lfd. Nr. 84  = 13.050 EUR 
lfd. Nr. 85  = 10.150 EUR 
lfd. Nr. 86  = 10.300 EUR 
lfd. Nr. 87  = 10.500 EUR 
lfd. Nr. 88  = 10.300 EUR 
lfd. Nr. 89  = 10.600 EUR 
lfd. Nr. 90  = 5.600 EUR 
lfd. Nr. 91  = 2.350 EUR 
lfd. Nr. 92  = 9.750 EUR 
lfd. Nr. 93  = 146.900 EUR 
lfd. Nr. 94  = 6.100 EUR 
lfd. Nr. 95  = 332.600 EUR 
lfd. Nr. 96  = 12.600 EUR 
lfd. Nr. 97  = 4.250 EUR 

Im Termin am 26.07.2012 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital­
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei­
benden Rechten die Hälfte des Grundstückswertes nicht er­
reicht hat. 
AZ: 2 K 334/01 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 29. Januar 2013, 9:00 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober­
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Geltow Blatt 2706 
eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: 

lfd. Nr. 1, Flur 1, Flurstück 227/3, Erholungsfläche, Gebäude-
und Freifläche, Chauseestraße 16, Größe: 1.696 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück ist mit einem vollunterkellerten Wohnhaus mit 
Satteldach (Baujahr ca. 1900, nicht beendete Sanierung 2000/ 
2004, Wohnfl. ca. 65 m2 + 41 m2 Ausbaureserve), Nebengebäu­
de (Baujahr ca. 1900, Ausbau 2009 zu Wohnzwecken, Wohnfl. 
ca. 60 m2), Remise (Baujahr ca. 1900) und Garage bebaut. 
Der Versteigerungsvermerk wurde am 18.04.2012 in das ge­
nannte Grundbuch eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 157.000,00 EUR. 
AZ: 2 K 120/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 29. Januar 2013, 13:30 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
 
das im Grundbuch von Brandenburg Blatt 2640 eingetragene
 
Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Brandenburg, Flur 46, Flurstück 55, Ge­

bäude- und Freifläche, Tismarstr. 12, groß: 535 m2 

versteigert werden. 
Das erschlossene Grundstück ist unbebaut. 
Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde im Grundbuch am 
02.03.2011 eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 43.000,00 EUR. 
AZ: 2 K 60/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 31. Januar 2013, 13:30 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
 
das im Grundbuch von Nitzahn Blatt 596 eingetragene Grund­
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Nitzahn, Flur 13, Flurstück 158/2, Ge­

bäude- und Freifläche, Wendeberger Weg 14, groß: 
984 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück ist mit einem eingeschossigen, teilunterkeller­
ten Wohnhaus mit Nebengebäude (Baujahr etwa 1929) bebaut. 
Im Jahr 2010 erfolgte Abbruch des Dachstuhls und Errichtung 
eines Anbaus. Die Wohnfläche beträgt etwa 143 m2. Das Objekt 
ist eigen genutzt. 
Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde im Grundbuch am 
10.05.2011 bzw. 28.11.2011 eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf insgesamt 83.700,00 EUR. 
Davon entfallen auf die Miteigentumsanteile je 41.850,00 EUR. 
AZ: 2 K 118/11 

Amtsgericht Senftenberg 

Zwangsversteigerung 
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft auf Antrag eines 
Miteigentümers soll am 

Mittwoch, 9. Januar 2013, 9:30 Uhr 
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im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erd­
geschoss, Saal E01, das im Grundbuch von Lauchhammer 
Blatt 5384 eingetragene Grundstück  der Gemarkung Lauch­
hammer, Flur 5, Flurstück 887, 796 m2 groß, versteigert werden. 
Lage: 01979 Lauchhammer, Mittelstraße 9 
Bebauung: Einfamilienwohnhaus mit Nebengebäuden, Baujahr 

ca. 1919, 
teilweise modernisiert; teilunterkellert 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
26.03.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 50.000,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 42 K 14/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 16. Januar 2013, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge­
schoss, Saal E01, die im Grundbuch von Großräschen Blatt 362 
eingetragenen Grundstücke; Bezeichnung gemäß der Gemar­
kung Großräschen, Flur 1, 
Flurstück 381/2, Gebäude- und Gebäudenebenflächen, 2.478 m2 

groß und 
Flurstück 383/3, Gebäude- und Gebäudenebenflächen, 365 m2 

groß, versteigert werden. 
Lage: 01983 Großräschen, Wilhelm-Pieck-Straße 
Bebauung: ehemaliger Verkaufscenter mit 2 Einheiten (10 ne­

beneinander aufgestellte Raumzellen) 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
22.12.2011 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz  5 ZVG festgesetzt 
auf 40.000,00 EUR. 

Im Termin am 12.09.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte 5/10 des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 42 K 81/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 23. Januar 2013, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge­
schoss, Saal E01, das im Grundbuch von Großkoschen Blatt 820 
eingetragene Grundstück; Bezeichnung gemäß Bestandsver­
zeichnis: Gemarkung Großkoschen, Flur 1, Flurstück 668, 560 m2 

und Flurstück 672, 657 m2 groß, versteigert werden. 
Lage: 01968 Großkoschen, Am Mühlgraben 
Bebauung: unbebautes Grundstück; Bauland 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
27.04.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz  5 ZVG festgesetzt 
auf 34.000,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 42 K 24/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Montag, 28. Januar 2013, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge­
schoss, Saal E01, die im Grundbuch von Grünewalde Blatt 53 
eingetragenen Grundstücke der Gemarkung Grünewalde, 
Flur 2, Flurstück 415, Gebäude- und Gebäudenebenflächen , 
1.235 m2,
 
Flur 2, Flurstück 420, Gebäude- und Gebäudenebenflächen,
 
380 m2
 

versteigert werden.
 
Lage: 01979 Lauchhammer OT Grünewalde, Obergasse 2
 
Bebauung: Einfamilienhaus mit Nebengebäuden
 

Die Flurstücke bilden eine wirtschaftliche Einheit. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
24.05.2011 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz  5 ZVG festgesetzt 
auf 63.000,00 EUR. 

Im Termin am 08.10.2012 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte 5/10 des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 42 K 45/11 

Sonstige Sachen 

Amtsgericht Potsdam 

Beschluss 

In der Nachlasssache 
des am 19.02.1943 in Potsdam geborenen 

Hartmut Kurt Günther Henschel, 

verstorben am 17.06.2010 in Ludwigsfelde, zuletzt wohnhaft in 
Potsdam, wird der Erbschein des Amtsgerichts Potsdam vom 
13.10.2010 für kraftlos erklärt. 
Potsdam, 15.10.2012 
Geschäfts-Nr.: 51 VI 383/10 
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STELLENAUSSCHREIBUNGEN
 

Bundesrechnungshof 

Möchten auch Sie im Rahmen der externen Finanzkontrolle 
dazu beitragen, dass in der Bundesverwaltung wirtschaftlich 
verfahren wird? Dann finden Sie bei uns ein geeignetes Aufga­
benfeld. 
Als unabhängiges Organ der Finanzkontrolle prüft der Bundes­
rechnungshof die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung 
des Bundes und berät den Bundestag, den Bundesrat und die 
Bundesregierung. Bei seinen Aufgaben wird er durch neun Prü­
fungsämter unterstützt. 

Für das Prüfungsamt des Bundes in Berlin suchen wir eine/n 
Wirtschaftswissenschaftler/in (Univ./Master), oder Inge­
nieur/in (TU/Master) als Prüfer/in für das Sachgebiet 

„Bundeswehr Luftwaffe I“
 
- Ausschreibung ,BRH 2012-0054P‘ ­

Weitere Informationen finden Sie im Internet unter 
www.bundesrechnungshof.de. 

http:www.bundesrechnungshof.de
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